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Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder

A. Problem und Ziel

Die ungestorte Entwicklung und ein gewaltfreies Aufwachsen von Kindern sind
ein besonders hohes Gut. Sexualisierte Gewalt in der Kindheit kann Betroffene
fiir ihr gesamtes Leben traumatisieren. Die Bekampfung sexualisierter Gewalt ge-
gen Kinder ist deshalb eine der wichtigsten gesellschaftspolitischen Herausforde-
rungen unserer Zeit und zentrale Aufgabe des Staates.

Im Zuge des technischen Wandels hat sich die Art der gegen Kinder gerichteten
Straftaten verdndert. Durch soziale Netzwerke und die Chatfunktionen von Onli-
nespielen besteht leichter denn je die Moglichkeit, aus sexuellen Motiven heraus
Kontakt zu Minderjahrigen herzustellen. Das Internet, insbesondere das Darknet,
bietet viel Raum, um anderen kinderpornographische Inhalte zur Verfligung zu
stellen oder auf diese Inhalte zuzugreifen. Durch die neuen technischen Mdéglich-
keiten hat sich aber das Geféahrdungspotential fur Kinder nicht bloB in der virtu-
ellen, sondern auch in der realen Welt erhéht. Denn der Verbreitung und dem
Konsum von Kinderpornographie liegt hdufig reale sexualisierte Gewalt gegen
Kinder zugrunde.

Die Zahlen bekanntgewordener Falle des sexuellen Missbrauchs von Kindern und
der Verbreitung, des Besitzes und der Besitzverschaffung von Kinderpornogra-
phie sind deutlich gestiegen.

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, die einschldgigen Straftatbestande zu
andern, damit sie ihre Schutzfunktion fiir Kinder besser entfalten konnen. Dafur
bedarf es unter anderem einer deutlichen Verscharfung der Strafrahmen. Zugleich
sind MalRnahmen notwendig, um eine effektivere Strafverfolgung zu erreichen.
Die Anstrengungen durfen sich aber nicht auf das Straf- und Strafprozessrecht
beschrénken.

Vor diesem Hintergrund verfolgt der Entwurf das Ziel, mit einem ganzen Biindel
von MaRnahmen, die insbesondere auch die Pravention betreffen, den Schutz von
Kindern vor sexualisierter Gewalt zu verbessern.

B. Lésung

Zum Schutz von Kindern vor sexualisierter Gewalt schlagt der Entwurf Gesetzes-
anderungen vor, die auf einem ganzheitlichen Konzept griinden, das alle beteilig-
ten Akteure in die Pflicht nimmit.
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Mit einer begrifflichen Neufassung der bisherigen Straftatbestdnde des ,,sexuellen
Missbrauchs von Kindern“ als ,,sexualisierte Gewalt gegen Kinder“ soll das Un-
recht dieser Straftaten klarer umschrieben werden. Der Entwurf schlégt vor, den
bisherigen Straftatbestand des sexuellen Missbrauchs von Kindern in drei Straf-
tatbestande aufzuspalten, um den Deliktsbereich Ubersichtlicher zu gestalten und
entsprechend der jeweiligen Schwere der Delikte abgestufte Strafrahmen zu er-
moglichen. Sexualisierte Gewalt gegen Kinder soll kiinftig bereits im Grundtat-
bestand als Verbrechen geahndet werden.

Auch wer Videos und Fotos verbreitet oder besitzt, die sexualisierte Gewalt gegen
Kinder zeigen, macht sich mitschuldig an schlimmsten Misshandlungen von Kin-
dern. Die Verbreitung, der Besitz und die Besitzverschaffung von Kinderporno-
graphie sollen daher ebenfalls als Verbrechen eingestuft werden. Mit einer Anhe-
bung der Strafrahmen der Straftatbestdnde der sexualisierten Gewalt gegen Kin-
der und der Kinderpornographie soll darliber hinaus die Bewertung solcher Taten
als schweres Unrecht deutlicher im Strafrahmengefiige herausgestellt und den Ge-
richten ein ausreichender Handlungsspielraum zur tatangemessenen Ahndung
solcher Taten erdffnet werden. Dariiber hinaus werden vereinzelte Strafbarkeits-
licken geschlossen und der Verjahrungsbeginn beim Herstellen kinderpornogra-
phischer Inhalte, die ein tatsachliches Geschehen wiedergeben, deutlich nach hin-
ten geschoben.

Mit der Schaffung einer neuen Strafnorm soll zudem das Inverkehrbringen und
der Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild unter Strafe gestellt
werden. Damit soll zugleich der Markt fir solche Nachbildungen ausgetrocknet
werden.

Um die Strafverfolgung effektiver auszugestalten, sollen den Strafverfolgungsbe-
horden weitergehende Ermittlungsbefugnisse im Bereich der sexualisierten Ge-
walt gegen Kinder und im Bereich der Verbreitung, des Erwerbs und des Besitzes
kinderpornographischer Schriften an die Hand gegeben werden. Dies betrifft ins-
besondere Anpassungen der Straftatenkataloge der Telekommunikationsiiberwa-
chung, der Onlinedurchsuchung sowie bei der Erhebung von Verkehrsdaten. Fir
Falle schwerer sexualisierter Gewalt gegen Kinder soll dariiber hinaus die Anord-
nung der Untersuchungshaft erleichtert werden. AulRerdem soll in der Strafpro-
zessordnung ein Beschleunigungsgebot in Strafverfahren mit minderjahrigen Op-
ferzeugen ausdrticklich verankert werden.

Fiir den besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen sollen durch Anderungen
im Bundeszentralregistergesetz die Frist fir die Aufnahme von Eintragungen auch
geringflgiger Verurteilungen wegen besonders kinder- und jugendschutzrelevan-
ter Straftaten, in erweiterte Filhrungszeugnisse erheblich verlangert und die Min-
desttilgungsfrist flr diese Verurteilungen verdoppelt werden. Zudem wird flr
Verurteilungen wegen bestimmter besonders kinderschutzrelevanter Straftaten zu
einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mehr als einem Jahr eine Aufnahmefrist im
erweiterten Flihrungszeugnis von zwanzig Jahren geschaffen.

Dariber hinaus schlagt der Entwurf spezifische Qualifikationsanforderungen an
Familienrichterinnen und -richter sowie die fir Beschwerden gegen Entscheidun-
gen des Familiengerichts zustandigen Richterinnen und Richter der Oberlandes-
gerichte vor. Des Weiteren sieht der Entwurf Anderungen im Beschwerdeverfah-
ren vor, um sicherzustellen, dass Entscheidungen der Beschwerdeinstanz in den
besonders grundrechtssensiblen Kindschaftsverfahren und insbesondere in Kin-
derschutzverfahren stets vom Kollegialorgan in Dreierbesetzung und nach Durch-
fiihrung einer miindlichen Verhandlung getroffen werden. Zudem enthalt der Ent-
wurf die Einfiihrung konkreter Qualitatsanforderungen fir Verfahrensbeistande
und fahrt zur Starkung des Kinderschutzes Félle einer obligatorischen Bestellung
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ein. Ferner werden die Regelungen tber die Kindesanhtrung Uberarbeitet und er-
ganzt.

SchlieBlich fasst der Entwurf durch eine Erganzung des Jugendgerichtsgesetzes
die besonderen Qualifikationsanforderungen an Jugendrichterinnen und Jugend-
richter sowie Jugendstaatsanwéltinnen und Jugendstaatsanwélte verbindlicher als
bisher.

Der Entwurf dient mit seinem ganzheitlichen Ansatz dem Schutz von Kindern vor
sexualisierter Gewalt in einem umfassenden Sinne: Abschreckung potentieller
Téater durch eine Verscharfung des Strafrechts, bessere Aufklarung von Straftaten
infolge der Erweiterung der Ermittlungsbefugnisse und verbesserter Qualifikation
der Jugendrichterinnen und Jugendrichter sowie der Jugendstaatsanwéltinnen und
-staatsanwdélte, starkere Pravention durch Verbesserungen im familiengerichtli-
chen Verfahren und im Bundeszentralregistergesetz.

C. Alternativen

Aufgrund der Bedeutung des Themas gibt es derzeit mehrere Initiativen, die Vor-
schldge fur gesetzgeberische MalRnahmen zur Verbesserung des Schutzes von
Kindern vor sexualisierter Gewalt beinhalten. Diese Initiativen haben jedoch zum
Teil eine andere Ausrichtung, sind in ihrer Wirkung nicht zielgenau oder bleiben
hinter den mit diesem Entwurf vorgeschlagenen Anderungen deutlich zuriick.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir den Bund fallt beim Bundesamt fiir Justiz ein einmaliger Mehraufwand von
voraussichtlich 50 000 Euro an.

Es ist zudem aufgrund einer Zunahme der Revisionsverfahren mit einem Mehr-
aufwand beim Bundesgerichtshof und bei der Bundesanwaltschaft zu rechnen, der
sich jedoch in einem so geringfligigen Bereich bewegen wird, dass keine konkre-
ten Mehrausgaben fur den Bundeshaushalt zu erwarten sind.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stel-
lenmé&Rig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger

Vorgesehene Neuregelungen zu den fachlichen Anforderungen an Verfahrensbei-
stdnde im familiengerichtlichen Verfahren verursachen einen geringen Erful-
lungsaufwand fir die diese Tatigkeit ehrenamtlich austibenden Birgerinnen und
Brger.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Die vorgesehenen Anderungen zur fachlichen Qualifikation des Verfahrensbei-
stands im familiengerichtlichen Verfahren fiihrt zu einem nicht genau bezifferba-
ren Erflllungsaufwand fur berufliche Verfahrensbeistande.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten
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Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fiar den Bund féllt beim Bundesamt fiir Justiz ein einmaliger Mehraufwand von
voraussichtlich 50 000 Euro an.

Durch die Anhebung der Strafrahmen und die Ausgestaltung der Straftatbestdnde
der sexualisierten Gewalt gegen Kinder und der Kinderpornographie als Verbre-
chen ist mit einem Anstieg der Zahl und der Dauer der verhangten Freiheitsstrafen
zu rechnen, durch die den Landerhaushalten Kosten des Strafvollzugs entstehen.
Im Bereich der Untersuchungshaft werden nur geringfligige Mehrbelastungen der
Justizvollzugsanstalten erwartet.

Fur die Kommunen ist kein zusétzlicher Erfullungsaufwand zu erwarten.

F. Weitere Kosten

Mit den im Entwurf vorgesehenen Verscharfungen des Sexualstrafrechts (insbe-
sondere den Strafrahmenverschiebungen und der Ausgestaltung der Straftatbe-
stdnde der sexualisierten Gewalt gegen Kinder und der Kinderpornographie als
Verbrechen) und der Ausweitung der Ermittlungsmaglichkeiten ist mit Mehrkos-
ten fir die Strafverfolgungsbehérden und die Strafgerichte in den Landern zu
rechnen. Mehrkosten resultieren in erster Linie daraus, dass es mehr und umfang-
reichere Ermittlungsmafinahmen und mehr Hauptverhandlungen — bedingt durch
die Begrenzung der Einstellungsmoglichkeiten und durch die deutlich starkere In-
anspruchnahme des Schoffengerichts und der Jugendschutzgerichte, im Hinblick
auf die Verbrechenstatbestande insbesondere des Jugendschoffengerichts — geben
wird. Dartiber hinaus werden Mehrkosten fir besondere Verfahrensmalinahmen
anfallen, die sich aus den Anderungen des materiellen Strafrechts und des Straf-
prozessrechts ergeben. Auch werden Zahl und Dauer der verhdngten Freiheits-
strafen zunehmen und einen Mehraufwand der Vollstreckungsgerichte verursa-
chen. Mit dem Anstieg der Verfahrensanzahl und der Anhebung der Strafrahmen
ist zudem mit einem Mehraufwand beim Bund durch eine Mehrbelastung des
Bundesgerichtshofs zu rechnen, der jedoch im niedrigen Bereich liegen drfte.

Mehrausgaben entstehen zudem durch verfahrensrechtliche Anderungen im fami-
liengerichtlichen Verfahren, die voraussichtlich eine starkere Belastung der Ge-
richte der Lander zur Folge haben.

Durch die fur die Familien- und die Jugendgerichtsbarkeit vorgesehenen Qualifi-
kationsanforderungen ist kein nennenswerter zusatzlicher Aufwand fiir den Bund
zu erwarten. Die im Entwurf vorgesehenen Qualifikationsanforderungen gelten
ausschlieBlich fur die Jugendgerichtsbarkeit der Lander und, soweit das familien-
gerichtliche Verfahren betroffen ist, im Wesentlichen fiir die Familiengerichts-
barkeit der Lander. Dieser personelle und finanzielle Mehraufwand ist derzeit je-
doch nicht konkret bezifferbar, da die Lander hierzu ganz Giberwiegend keine ein-
schldgigen Daten oder sonstigen ausreichend konkreten Angaben fir eine valide
Schétzung im Rahmen ihrer Stellungnahmen zur Verfiigung gestellt haben.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 2. Dezember 2020
DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Prasidenten des

Deutschen Bundestages
Herrn Dr. Wolfgang Schéauble
Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung sexualisierter Gewalt
gegen Kinder

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufih-
ren.

Federfilhrend ist das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-
schutz.

Der Bundesrat hat in seiner 997. Sitzung am 27. November 2020 gemanR
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesra-
tes ist in der als Anlage 3 beigeflgten GegendulRerung dargelegt.

Mit freundlichen GrifRen

Dr. Angela Merkel
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1.

Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Strafgesetzbuches

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBI. | S. 3322), das
zuletzt durch ... [Artikel 1 des Gesetzes zur Bekdmpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalitat, Bun-
destagsdrucksache 19/20163, Bundesratsdrucksache 339/20, Artikel 1 des Entwurfs eines ... Gesetzes zur Ande-
rung des Strafgesetzbuches — Modernisierung des Schriftenbegriffs und anderer Begriffe sowie Erweiterung der
Strafbarkeit nach den 8§ 86, 86a, 111 und 130 des Strafgesetzbuches bei Handlungen im Ausland, Bundestags-
drucksache 19/19859, Artikel 1 des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches — Verbesserung des Person-
lichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestagsdrucksachen 19/17795, 19/20668 und Bundesratsdrucksache
471/20] geédndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Die Angaben zu den 8§ 176 bis 176b werden durch die folgenden Angaben ersetzt:

,»8 176 Sexualisierte Gewalt gegen Kinder

8§ 176a Sexualisierte Gewalt gegen Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind

8 176b Vorbereitung von sexualisierter Gewalt gegen Kinder

§ 176¢ Schwere sexualisierte Gewalt gegen Kinder

8 176d Sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge®.

Nach der Angabe zu § 184k wird die folgende Angabe eingefigt:

,»8 184l Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild*.

In 8 66 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,,176* durch die Angabe ,,176a, 176b*“ ersetzt.

In § 78b Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,,180 Absatz 3, 88 182 durch die Worter ,,182, 184b Absatz 1
Satz 1 Nummer 3, auch in Verbindung mit Absatz 2, §§“ ersetzt.

In § 140 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,8 176 Absatz 3 oder nach den 8§ 176a und 176b*
durch die Worter ,,8 176 Absatz 1 oder nach den 8§ 176¢ und 176d* ersetzt.

§ 174 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Den Absatzen 1 und 2 wird jeweils folgender Satz angefugt:

»Ebenso wird bestraft, wer unter den Voraussetzungen des Satzes 1 den Schutzbefohlenen dazu be-
stimmt, dass er sexuelle Handlungen an oder vor einer dritten Person vornimmt oder von einer dritten
Person an sich vornehmen lasst.“

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) In den Féllen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 oder des
Absatzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder mit Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 kann das
Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn das Unrecht der Tat gering ist.*
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6.

8 174a wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 werden nach den Wértern ,,vornehmen Ia3t“ die Worter ,,oder die gefangene oder verwahrte
Person zur VVornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einer dritten Person bestimmt*
eingeflgt.

b) In Absatz 2 werden nach den Wortern ,,vornehmen 183t die Worter ,,oder diese Person zur Vornahme
oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einer dritten Person bestimmt* eingeftigt.

In § 174b Absatz 1 werden nach den Wortern ,,vornehmen 1aRt“ die Worter ,,oder die Person zur VVornahme
oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einer dritten Person bestimmt* eingeflgt.

In 8 174c Absatz 1 und 2 werden jeweils nach den Wortern ,,vornehmen [&Rt“ die Worter ,,oder diese Person
zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einer dritten Person bestimmt* eingefugt.

Die 88 176 bis 176b werden durch die folgenden 8§ 176 bis 176d ersetzt:

.8 176
Sexualisierte Gewalt gegen Kinder
(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, wer

1. sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem
Kind vornehmen l&sst,

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen an einer dritten Person vornimmt oder von einer
dritten Person an sich vornehmen l&sst,

3. ein Kind fir eine Tat nach Nummer 1 oder Nummer 2 anbietet oder nachzuweisen verspricht.

(2) Inden Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 kann das Gericht von Strafe nach dieser Vorschrift abse-
hen, wenn zwischen Téater und Kind die sexuelle Handlung einvernehmlich erfolgt und der Unterschied so-
wohl im Alter als auch im Entwicklungsstand oder Reifegrad gering ist, es sei denn, der Tater nutzt die
fehlende Fahigkeit des Kindes zur sexuellen Selbstbestimmung aus.

8 176a
Sexualisierte Gewalt gegen Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer
1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt,

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit die Tat nicht nach 8 176 Ab-
satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 mit Strafe bedroht ist, oder

3. auf ein Kind durch einen pornographischen Inhalt (8 11 Absatz 3) oder durch entsprechende Reden
einwirkt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind fir eine Tat nach Absatz 1 anbietet oder nachzuweisen ver-
spricht oder wer sich mit einem anderen zu einer solchen Tat verabredet.

(3) Der Versuch ist in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 strafbar. Bei Taten nach Absatz 1
Nummer 3 ist der Versuch in den Fallen strafbar, in denen eine Vollendung der Tat allein daran scheitert,
dass der Tater irrig annimmt, sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind.



Drucksache 19/24901 -8- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

10.

§ 176b
Vorbereitung von sexualisierter Gewalt gegen Kinder

(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf Jahren wird bestraft, wer auf ein Kind durch einen
Inhalt (§ 11 Absatz 3) einwirkt, um

1. das Kind zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem Téter oder an oder vor einer
dritten Person vornehmen oder von dem Téter oder einer dritten Person an sich vornehmen lassen soll,
oder

2. eine Tat nach § 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu begehen.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind fur eine Tat nach Absatz 1 anbietet oder nachzuweisen ver-
spricht oder wer sich mit einem anderen zu einer solchen Tat verabredet.

(3) Bei Taten nach Absatz 1 ist der Versuch in den Féllen strafbar, in denen eine Vollendung der Tat
allein daran scheitert, dass der Tater irrig annimmt, sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind.

§ 176¢
Schwere sexualisierte Gewalt gegen Kinder

(1) Die sexualisierte Gewalt gegen Kinder wird in den Féllen des § 176 Absatz 1 Nummer 1 und 2 mit
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft, wenn

1. der Tater innerhalb der letzten fiinf Jahre wegen einer solchen Straftat rechtskraftig verurteilt worden
ist,

2. eine Person Uber achtzehn Jahren mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder dhnliche sexuelle Hand-
lungen an ihm vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lasst, die mit einem Eindringen in den Korper
verbunden sind,

die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder

4. der Tater das Kind durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschadigung oder einer er-
heblichen Schéadigung der kdrperlichen oder seelischen Entwicklung bringt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer in den Féllen des § 176 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, des § 176a
Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 oder Absatz 3 Satz 1 als Tater oder anderer Beteiligter in der Absicht
handelt, die Tat zum Gegenstand eines pornographischen Inhalts (§ 11 Absatz 3) zu machen, der nach § 184b
Absatz 1 oder 2 verbreitet werden soll.

(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter funf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fallen des § 176
Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 bei der Tat kdrperlich schwer misshandelt oder durch die Tat in die
Gefahr des Todes bringt.

8 176d
Sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge

Verursacht der Téater durch die sexualisierte Gewalt (8§ 176 bis 176¢) mindestens leichtfertig den Tod
eines Kindes, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren.*

§ 180 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 wird aufgehoben.
b) Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt gefasst:
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11
12.

13.

»(3) Im Fall des Absatzes 2 ist der Versuch strafbar.”
In 8 181b wird die Angabe ,,181a und 182" durch die Angabe ,,181a, 182 und 184b* ersetzt.

In 8 183 Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe ,,8 176 Abs. 4 Nr. 1* durch die Worter ,,§ 176a Absatz 1
Nummer 1* ersetzt.

§ 184b wird wie folgt gefasst:

,»8 184b
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte
(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer

1. einen kinderpornographischen Inhalt verbreitet oder der Offentlichkeit zuganglich macht; kinderporno-
graphisch ist ein pornographischer Inhalt (§ 11 Absatz 3), wenn er zum Gegenstand hat:

a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer Person unter vierzehn Jahren (Kind),

b) die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in aufreizend geschlechtsbetonter
Kdorperhaltung oder

c) die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des unbekleideten Gesalies
eines Kindes,

2. es unternimmt, einer anderen Person einen kinderpornographischen Inhalt, der ein tatséchliches oder
wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zuganglich zu machen oder den Besitz daran zu verschaffen,

einen kinderpornographischen Inhalt, der ein tatsachliches Geschehen wiedergibt, herstellt oder

4. einen kinderpornographischen Inhalt herstellt, bezieht, liefert, vorratig hélt, anbietet, bewirbt oder es
unternimmt, diesen ein- oder auszufuhren, um ihn im Sinne der Nummer 1 oder der Nummer 2 zu ver-
wenden oder einer anderen Person eine solche Verwendung zu erméglichen, soweit die Tat nicht nach
Nummer 3 mit Strafe bedroht ist.

Gibt der kinderpornographische Inhalt in den Féllen von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 4 kein tatsachliches
oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf Jahren zu
erkennen.

(2) Handelt der Tater in den Féllen des Absatzes 1 Satz 1 gewerbsméaRig oder als Mitglied einer Bande,
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, und gibt der Inhalt in den Féllen des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsachliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so ist auf
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren zu erkennen.

(3) Wer es unternimmt, einen kinderpornographischen Inhalt, der ein tatsdchliches oder wirklichkeits-
nahes Geschehen wiedergibt, abzurufen oder sich den Besitz an einem solchen Inhalt zu verschaffen, oder
wer einen solchen Inhalt besitzt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu finf Jahren bestraft.

(4) Der Versuch ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 1 strafbar.

(5) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 gelten nicht fiir Handlungen, die ausschlief3lich der recht-
maRigen Erflillung von Folgendem dienen:

1. staatlichen Aufgaben,
2. Aufgaben, die sich aus Vereinbarungen mit einer zustandigen staatlichen Stelle ergeben, oder
3. dienstlichen oder beruflichen Pflichten.

(6) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 und Satz 2 gilt nicht fiir dienstliche Handlungen im Rahmen
von strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, wenn
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14.

15.

1. die Handlung sich auf einen kinderpornographischen Inhalt bezieht, der kein tatséchliches Geschehen
wiedergibt und auch nicht unter Verwendung einer Bildaufnahme eines Kindes oder Jugendlichen her-
gestellt worden ist, und

2. die Aufklarung des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware.

(7) Gegenstande, auf die sich eine Straftat nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 3 oder Absatz 3 be-
zieht, werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden.*

In § 184c Absatz 6 werden die Worter ,,§ 184b Absatz 5 und 6 durch die Worter ,,§8 184b Absatz 5 bis 7*
ersetzt.

Nach § 184k wird folgender § 184l eingefigt:

.8 184l
Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer

1. eine korperliche Nachbildung eines Kindes oder eines Korperteiles eines Kindes, die nach ihrer Be-
schaffenheit zur Vornahme sexueller Handlungen bestimmt ist, herstellt, anbietet oder bewirbt oder

2. mit einer in Nummer 1 beschriebenen Nachbildung Handel treibt oder sie hierzu in oder durch den
rdumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt oder

3. ohne Handel zu treiben, eine in Nummer 1 beschriebene Nachbildung verduBert, abgibt oder sonst in
Verkehr bringt.

Satz 1 gilt nicht, wenn die Tat nach § 184b mit schwererer Strafe bedroht ist.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Nummer 1
beschriebene Nachbildung erwirbt, besitzt oder in oder durch den raumlichen Geltungsbereich dieses Geset-
zes verbringt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Inden Féallen des Absatzes 1 Nummer 2 und 3 ist der Versuch strafbar.

(4) Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 gelten nicht fir Handlungen, die ausschlieflich der rechtmafi-
gen Erflllung staatlicher Aufgaben oder dienstlicher oder beruflicher Pflichten dienen.

(5) Gegenstande, auf die sich die Straftat bezieht, werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden.*
Artikel 2

Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBI. | S. 1074, 1319),

die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. | S. 1648) gedndert worden ist, wird wie folgt

geandert:

1. Inder Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu 8 48 folgende Angabe eingefligt:
.8 48a Besonders schutzbediirftige Zeugen; Beschleunigungsgebot*.

2. §48 Absatz 3 wird aufgehoben.

3. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefiigt:
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8 48a
Besonders schutzbeddiirftige Zeugen; Beschleunigungsgebot

(1) Istder Zeuge zugleich der Verletzte, so sind die ihn betreffenden VVerhandlungen, Vernehmungen
und sonstigen Untersuchungshandlungen stets unter Berticksichtigung seiner besonderen Schutzbedrftig-
keit durchzufiihren. Insbesondere ist zu prifen,

1. obdie dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils fiir das Wohl des Zeugen Maltnahmen nach
den 88 168e oder 247a erfordert,

2. ob uiberwiegende schutzwiirdige Interessen des Zeugen den Ausschluss der Offentlichkeit nach § 171b
Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes erfordern und

3. inwieweit auf nicht unerldssliche Fragen zum personlichen Lebensbereich des Zeugen nach 8§ 68a Ab-
satz 1 verzichtet werden kann.

Dabei sind die personlichen Verhaltnisse des Zeugen sowie Art und Umsténde der Straftat zu beriicksichti-
gen.

(2) Bei Taten zum Nachteil eines minderjéhrigen Verletzten miissen die ihn betreffenden Verhand-
lungen, Vernehmungen und sonstigen Untersuchungshandlungen besonders beschleunigt durchgefiihrt wer-
den, soweit dies unter Berticksichtigung der personlichen Verhaltnisse des Zeugen sowie der Art und Um-
stdnde der Straftat zu seinem Schutz oder zur Vermeidung von Beweisverlusten geboten ist.

4. In 8§53 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird die Angabe ,,88 174 bis 176* durch die Angabe ,,88 174 bis 174c,
176a, 176b* ersetzt.

5. §100a Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Buchstabe f wird die Angabe ,,88 176a, 176b* durch die Angabe ,,88 176, 176¢c, 176d“ ersetzt.
b) In Buchstabe g werden die Worter ,,§ 184b Absatz 1 und 2* durch die Angabe ,,§ 184b“ ersetzt.
6. §100b Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Buchstabe d werden die Worter ,,des § 176a Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3“ durch die Worter
,»des 8 176 Absatz 1 und der 8§ 176¢, 176d* ersetzt.

b) In Buchstabe e wird die Angabe ,,§ 184b Absatz 2 durch die Worter ,,8 184b Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 2* ersetzt.

7. §100g Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt geandert:
a) In Buchstabe ¢ wird die Angabe ,,§8 176a, 176b* durch die Angabe ,,88 176, 176¢, 176d" ersetzt.

b) InBuchstabe d wird die Angabe ,,§ 184b Absatz 2,* durch die Worter ,,§ 184b Absatz 1 Satz 1, Absatz 2
und 3 sowie des* ersetzt.

8. In §110d Satz 1 werden die Worter ,,8 184b Absatz 5 Satz 2 durch die Angabe ,,§ 184b Absatz 6* und die
Worter ,,8 184b Absatz 1 Nummer 1 und 4 durch die Worter ,,§ 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4
und Satz 2* ersetzt.

9. In§ 112 Absatz 3 wird nach der Angabe ,,88“ die Angabe ,,176c, 176d,* eingefligt.
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Artikel 3
Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBI. | S. 1077),

das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. 1 S. 1648) gedndert worden ist, wird wie folgt
geéndert:

1.

In § 22 Absatz 5 wird die Angabe ,,§ 23b Abs. 3 Satz 2“ durch die Worter ,,8 23b Absatz 3 Satz 2 bis 5
ersetzt.

Dem 8 23b Absatz 3 werden die folgenden Satze angefugt:

»Richter in Familiensachen sollen Uber belegbare Kenntnisse auf den Gebieten des Familienrechts, insbe-
sondere des Kindschaftsrechts, des Familienverfahrensrechts und der fiir das Verfahren in Familiensachen
notwendigen Teile des Kinder- und Jugendhilferechts sowie tiber belegbare Grundkenntnisse der Psycholo-
gie, insbesondere der Entwicklungspsychologie des Kindes, und der Kommunikation mit Kindern verfligen.
Einem Richter, dessen Kenntnisse auf diesen Gebieten nicht belegt sind, durfen die Aufgaben eines Famili-
enrichters nur zugewiesen werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse innerhalb von sechs Monaten zu erwar-
ten ist. Von den Anforderungen nach Satz 3 und 4 kann bei Richtern, die nur im Rahmen eines Bereitschafts-
dienstes mit der Wahrnehmung familiengerichtlicher Aufgaben befasst sind, abgewichen werden, wenn an-
dernfalls ein ordnungsgemé&Ber und den betroffenen Richtern zumutbarer Betrieb des Bereitschaftsdiensts
nicht gewahrleistet ware.

8 74 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
»1. der sexualisierten Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge (§ 176d des Strafgesetzbuches),”.
8 119 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) 8 23b Absatz 1, 2 und 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.”

Artikel 4
Anderung des Bundeszentralregistergesetzes

Das Bundeszentralregistergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBI. |

S.1229; 1985 | S. 195), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 3 des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetz-
buches - Verbesserung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestagsdrucksachen 19/17795,
19/20668 und Bundesratsdrucksache 471/20] geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.
2.

In 8 32 Absatz 5 wird die Angabe ,,184i bis 184k* durch die Angabe ,,184i bis 184I* ersetzt.
§ 34 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

.»(2) Die Frist, nach deren Ablauf eine Verurteilung wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis
180a, 1814, 182 bis 184g, 184i bis 1841, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 236
des Strafgesetzbuches nicht mehr in ein erweitertes Filhrungszeugnis aufgenommen wird, betragt

1. zehn Jahre
a) bei Verurteilungen zu Geldstrafe oder Freiheitsstrafe oder Strafarrest oder Jugendstrafe,

b) bei einer Verurteilung, durch die eine freiheitsentziehende MaRregel der Besserung und Si-
cherung allein angeordnet worden ist,
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2. zwanzig Jahre bei einer Verurteilung wegen einer Straftat nach den §8 176 bis 176d des Strafge-
setzbuches zu Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr als einem Jahr.*

b) Absatz 3 Satz 1 wird durch die folgenden Sétze ersetzt:

,In den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe d, Nummer 2 und 3 verlangert sich die Frist um
die Dauer der Freiheitsstrafe, des Strafarrests oder der Jugendstrafe. In den Fallen des Absatzes 2 ver-
langert sich die Frist bei einer Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr als
einem Jahr um die Dauer der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe.*

In 8 41 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,,184i bis 184k* durch die Angabe ,,184i bis 1841 ersetzt.
§ 46 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefigt:

»la. zehn Jahre bei Verurteilungen wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis 180a, 181a,
182 bis 184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, den 8§88 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 236
des Strafgesetzbuchs, wenn

a) essich um Félle der Nummer 1 Buchstabe a bis f handelt,
b) durch sie allein die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt angeordnet worden ist,".
bb) Nummer 2 Buchstabe d wird aufgehoben.
b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Angabe ,,und d* wird gestrichen.
bb) Folgender Satz wird angeflgt:

,»In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1a verlangert sich die Frist bei einer Verurteilung zu einer
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr um die Dauer der Jugendstrafe.*

§ 69 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

.»(4) Verurteilungen wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis
184k, 201a Absatz 3, den 88 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 236 des Strafgesetzbuchs, die vor dem ...
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 10 Absatz 2 dieses Gesetzes] in das Zentralregister einge-
tragen wurden, werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes in der ab ... [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens nach Artikel 10 Absatz 2 dieses Gesetzes] geltenden Fassung behandelt.*

Artikel 5

Anderung des Gesetzes (iber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-

willigen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Mdrz
2020 (BGBI. I S. 541) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 158 durch die folgenden Angaben ersetzt:
»3 158 Bestellung des Verfahrensbeistands

8 158a Fachliche Eignung des Verfahrensbeistands

8 158b Aufgaben und Rechtsstellung des Verfahrensbeistands

8 158c Vergitung; Kosten*.



Drucksache 19/24901 -14- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

2. 8§68 wird wie folgt geandert:
a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefigt:

»Zudem kann das Beschwerdegericht die personliche Anhoérung des Kindes durch Beschluss einem
seiner Mitglieder als beauftragtem Richter (ibertragen, wenn es dies aus Griinden des Kindeswohls fiir
sachgerecht halt.”

b) Folgender Absatz 5 wird angefligt:

,»(5) Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 finden keine Anwendung, wenn die Beschwerde ein
Hauptsacheverfahren betrifft, in dem eine der folgenden Entscheidungen in Betracht kommit:

1. die teilweise oder vollstandige Entziehung der Personensorge nach den 88§ 1666 und 1666a des
Burgerlichen Gesetzbuchs,

2. der Ausschluss des Umgangsrechts nach § 1684 des Birgerlichen Gesetzbuchs oder
3. eine Verbleibensanordnung nach § 1632 Absatz 4 des Burgerlichen Gesetzbuchs.*
3. Die 88 158 und 159 werden durch die folgenden §§ 158 bis 159 ersetzt:

.8 158
Bestellung des Verfahrensbeistands

(1) Das Gericht hat dem minderj&hrigen Kind in Kindschaftssachen, die seine Person betreffen, einen
fachlich und personlich geeigneten Verfahrensbeistand zu bestellen, soweit dies zur Wahrnehmung der In-
teressen des Kindes erforderlich ist. Der Verfahrensbeistand ist so friih wie mdglich zu bestellen.

(2) Die Bestellung ist stets erforderlich, wenn eine der folgenden Entscheidungen in Betracht kommt:

1. die teilweise oder vollstandige Entziehung der Personensorge nach den 8§ 1666 und 1666a des Blirger-
lichen Gesetzbuchs,

2. der Ausschluss des Umgangsrechts nach § 1684 des Biirgerlichen Gesetzbuchs oder
3. eine Verbleibensanordnung nach § 1632 Absatz 4 des Biirgerlichen Gesetzbuchs.
(3) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich, wenn
1. das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter in erheblichem Gegensatz steht,
2. eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen soll, in deren Obhut es sich befindet,
3. Verfahren die Herausgabe des Kindes zum Gegenstand haben oder
4.  eine wesentliche Beschrankung des Umgangsrechts in Betracht kommt.

Sieht das Gericht in den genannten Féllen von der Bestellung eines Verfahrensbeistands ab, ist dies in der
Endentscheidung zu begriinden.

(4) Die Bestellung endet mit der Aufhebung der Bestellung, mit Rechtskraft der das Verfahren ab-
schlieenden Entscheidung oder mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens. Das Gericht hebt die Bestel-
lung auf, wenn

1. der Verfahrensbeistand dies beantragt und einer Entlassung keine erheblichen Griinde entgegenstehen
oder

2. die Fortfiihrung des Amtes die Interessen des Kindes gefédhrden wirde.

(5) Die Bestellung eines Verfahrensbeistands oder deren Aufhebung sowie die Ablehnung einer der-
artigen MaRnahme sind nicht selbstdndig anfechtbar.
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§ 158a
Fachliche Eignung des Verfahrensbeistands

(1) Fachlich geeignet im Sinne des § 158 Absatz 1 ist eine Person, die Grundkenntnisse auf den Ge-
bieten des Familienrechts, insbesondere des Kindschaftsrechts, des Verfahrensrechts in Kindschaftssachen
und des Kinder- und Jugendhilferechts, sowie Kenntnisse der Entwicklungspsychologie des Kindes hat und
tiber kindgerechte Gespréchstechniken verfligt.

(2) Der Verfahrensbeistand hat auf Verlangen des Gerichts die nach Absatz 1 erforderlichen Kennt-
nisse und Fahigkeiten nachzuweisen. Der Nachweis kann insbesondere Uber eine sozialpddagogische, pada-
gogische, juristische oder psychologische Berufsqualifikation sowie eine fir die Téatigkeit als Verfahrens-
beistand spezifische Zusatzqualifikation erbracht werden.

(3) Der Verfahrensbeistand hat sich regelméRig, mindestens alle zwei Jahre, fortzubilden und dies
dem Gericht auf Verlangen nachzuweisen.

8 158b
Aufgaben und Rechtsstellung des Verfahrensbeistands

(1) Der Verfahrensbeistand hat das Interesse des Kindes festzustellen und im gerichtlichen Verfahren
zur Geltung zu bringen. Er soll zu diesem Zweck auch eine schriftliche Stellungnahme erstatten. Der Ver-
fahrensbeistand hat das Kind tiber Gegenstand, Ablauf und méglichen Ausgang des Verfahrens in geeigneter
Weise zu informieren. Endet das Verfahren durch Endentscheidung, soll der Verfahrensbeistand den gericht-
lichen Beschluss mit dem Kind erdrtern.

(2) Soweit erforderlich kann das Gericht dem Verfahrensbeistand die Aufgabe (ibertragen, Gesprache
mit den Eltern und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu fiihren sowie am Zustandekommen einer einver-
nehmlichen Regelung lber den Verfahrensgegenstand mitzuwirken. Das Gericht hat Art und Umfang der
Beauftragung konkret festzulegen und die Beauftragung zu begriinden.

(3) Der Verfahrensbeistand wird durch seine Bestellung als Beteiligter zum Verfahren hinzugezogen.
Er kann im Interesse des Kindes Rechtsmittel einlegen. Der Verfahrensbeistand ist nicht gesetzlicher Ver-
treter des Kindes.

§ 158¢c
Vergutung; Kosten

(1) Fdhrt der Verfahrensbeistand die Verfahrensbeistandschaft berufsmaRig, erhalt er fur die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben in jedem Rechtszug jeweils eine einmalige Vergutung von 350 Euro. Im Fall der
Ubertragung von Aufgaben nach § 158b Absatz 2 erhéht sich die Vergiitung auf 550 Euro. Die Vergiitung
deckt auch Anspriiche auf Ersatz anldsslich der VVerfahrensbeistandschaft entstandener Aufwendungen ab.

(2) Fir den Ersatz von Aufwendungen des nicht berufsmaRigen Verfahrensbeistands ist § 277 Ab-
satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3) Der Aufwendungsersatz und die Vergiitung sind stets aus der Staatskasse zu zahlen. Im Ubrigen
gilt 8 168 Absatz1 entsprechend.

(4) Dem Verfahrensbeistand sind keine Kosten aufzuerlegen.
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§159
Personliche Anhdrung des Kindes

(1) Das Gericht hat das Kind personlich anzuhéren und sich einen personlichen Eindruck von dem
Kind zu verschaffen.

(2) Von der personlichen Anhorung und der Verschaffung eines personlichen Eindrucks nach Ab-
satz 1 kann das Gericht nur absehen, wenn

1. ein schwerwiegender Grund dafir vorliegt,
2. das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun,

3. die Neigungen, Bindungen und der Wille des Kindes fir die Entscheidung nicht von Bedeutung sind
und eine personliche Anhérung auch nicht aus anderen Griinden angezeigt ist oder

4. das Verfahren ausschlieBlich das Vermégen des Kindes betrifft und eine persdnliche Anhérung nach
der Art der Angelegenheit nicht angezeigt ist.

Satz 1 Nummer 3 ist in Verfahren nach den §8 1666 und 1666a des Biirgerlichen Gesetzbuchs, die die Person
des Kindes betreffen, nicht anzuwenden. Das Gericht hat sich in diesen Verfahren einen personlichen Ein-
druck von dem Kind auch dann zu verschaffen, wenn das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine
Neigungen und seinen Willen kundzutun.

(3) Sieht das Gericht davon ab, das Kind persénlich anzuhéren oder sich einen personlichen Eindruck
von dem Kind zu verschaffen, ist dies in der Endentscheidung zu begriinden. Unterbleibt eine Anhérung
oder die Verschaffung eines personlichen Eindrucks allein wegen Gefahr im Verzug, ist sie unverziglich
nachzuholen.

(4) Das Kind soll iber den Gegenstand, Ablauf und méglichen Ausgang des Verfahrens in einer ge-
eigneten und seinem Alter entsprechenden Weise informiert werden, soweit nicht Nachteile fiir seine Ent-
wicklung, Erziehung oder Gesundheit zu befiirchten sind. Ihm ist Gelegenheit zur AuBerung zu geben. Hat
das Gericht dem Kind nach § 158 einen Verfahrensbeistand bestellt, soll die persénliche Anhérung und die
Verschaffung eines personlichen Eindrucks in dessen Anwesenheit stattfinden. Im Ubrigen steht die Gestal-
tung der personlichen Anhérung im Ermessen des Gerichts.*

8§ 174 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»3 158 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 bis 5 sowie die §§ 158a bis 158¢c gelten entsprechend.”
8 191 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,»8 158 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 bis 5 sowie die 8§ 158a bis 158¢c gelten entsprechend.
Dem § 493 wird folgender Absatz 4 angefligt:

.»(4) 8 158a findet keine Anwendung in Verfahren, in denen ein Verfahrensbeistand vor dem ... [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10 Absatz 1] bestellt worden ist.*

Artikel 6
Anderung des Jugendgerichtsgesetzes

Das Jugendgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 (BGBI. | S. 3427),

das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2146) geadndert worden ist, wird wie
folgt geéndert:

1.

§ 37 wird wie folgt geéndert:
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a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und die folgenden Sétze werden angefligt:

»ole sollen tiber Kenntnisse auf den Gebieten der Kriminologie, Pddagogik und Sozialpadagogik sowie
der Jugendpsychologie verfiigen. Einem Richter oder Staatsanwalt, dessen Kenntnisse auf diesen Ge-
bieten nicht belegt sind, sollen die Aufgaben eines Jugendrichters oder Jugendstaatsanwalts erstmals
nur zugewiesen werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse durch die Wahrnehmung von einschlégigen
Fortbildungsangeboten oder eine anderweitige einschlédgige Weiterqualifizierung innerhalb von sechs
Monaten zu erwarten ist.*

b) Die folgenden Absétze 2 und 3 werden angefigt:

»(2) Von den Anforderungen des Absatzes 1 kann bei Richtern und Staatsanwalten, die nur im
Bereitschaftsdienst zur Wahrnehmung jugendgerichtlicher oder jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben
eingesetzt werden, abgewichen werden, wenn andernfalls ein ordnungsgeméRer und den betroffenen
Richtern und Staatsanwalten zumutbarer Betrieb des Bereitschaftsdiensts nicht gewahrleistet ware.

(3) Als Jugendrichter beim Amtsgericht oder als Vorsitzender einer Jugendkammer sollen nach
Maoglichkeit Personen eingesetzt werden, die bereits Uber Erfahrungen aus friherer Wahrnehmung ju-
gendgerichtlicher oder jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben verfligen. Davon kann bei Richtern, die nur
im Bereitschaftsdienst Geschéfte des Jugendrichters wahrnehmen, abgewichen werden. Ein Richter auf
Probe darf im ersten Jahr nach seiner Ernennung Geschéfte des Jugendrichters nicht wahrnehmen.“

2. In §106 Absatz 4 Nummer 1 wird die Angabe ,,8 176 durch die Worter ,,den §8 176a und 176b* ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Einfuhrungsgesetzes zum Strafgesetzbuch

Nach Artikel 316i des Einfiihrungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. Mérz 1974 (BGBI. | S. 469; 1975 |
S. 1916; 1976 | S. 507), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBI. | S. 1612) geéndert
worden ist, wird folgender Artikel 316j eingefugt:

»Artikel 316j
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder

8 66 Absatz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches in der am ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes
nach Artikel 10 Absatz 1] geltenden Fassung , auch in Verbindung mit § 66 Absatz 3 Satz 2, § 66a Absatz 1 Num-
mer 1 und § 66b Satz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches, ist im Hinblick auf Taten nach den 8§ 176 bis 176d und
184b des Strafgesetzbuches in der am ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 10
Absatz 1] geltenden Fassung nur anzuwenden, wenn die letzte Anlasstat nach dem ... [einsetzen: Datum des Ta-
ges vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 10 Absatz 1] begangen worden ist; in allen anderen Féllen
ist das bisherige Recht anzuwenden. Soweit in anderen als den in Satz 1 genannten Vorschriften auf 8 66 Absatz 3
Satz 1 des Strafgesetzbuches verwiesen wird, sind die VVorschriften in der am ... [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes nach Artikel 10 Absatz 1] geltenden Fassung anwendbar. Die Artikel 316g und 316i blei-
ben unberihrt.*
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Artikel 8
Folgeadnderungen

(1) In 8§44 Absatz 3 Satz 3 des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008
(BGBI. 1 S. 1798), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 1 des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches
—Verbesserung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestagsdrucksachen 19/17795, 19/20668 und
Bundesratsdrucksache 471/20] geandert worden ist, wird die Angabe ,,184i bis 184k* durch die Angabe ,,184i bis
1841 ersetzt.

(2) In 840 Absatz 2 Satz 1 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 26. Januar 2005
(BGBI. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Januar 2019 (BGBI. | S. 54) geéndert worden
ist, wird nach der Angabe ,,§ 68 Abs. 4* die Angabe ,,Satz 1 eingefugt.

(3) In 825 Absatz1 Satz 1 Nummer 3 des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 12. April 1976 (BGBI. |
S. 965), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 4 des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches — Verbes-
serung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestagsdrucksachen 19/17795, 19/20668 und Bun-
desratsdrucksache 471/20] ge&ndert worden ist, wird die Angabe ,,174 bis 184i, 184k* durch die Angabe ,,174 bis
1841 ersetzt.

(4) In§72aAbsatz 1 Satz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe — in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. I S. 2022), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 5
des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches — Verbesserung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnah-
men, Bundestagsdrucksachen 19/17795, 19/20668 und Bundesratsdrucksache 471/20], geandert worden ist, wird
nach der Angabe ,,184k,* die Angabe ,,184l,“ eingefiigt.

(5) In 8124 Absatz 2 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. |
S. 3234), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 6 des ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches — Verbes-
serung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestagsdrucksachen 19/17795, 19/20668 und Bun-
desratsdrucksache 471/20] geandert worden ist, wird die Angabe ,,184i bis 184k* durch die Angabe ,,184i bis
1841 ersetzt.

(6) In 8§75 Absatz 2 Satz 3 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 27. Dezember 2003, BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt durch ... [Artikel 3 Absatz 7 des ... Gesetzes zur
Anderung des Strafgesetzbuches — Verbesserung des Personlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen, Bundestags-
drucksachen 19/17795, 19/20668 und Bundesratsdrucksache 471/20] gedndert worden ist, wird die Angabe ,,184i
bis 184k* durch die Angabe ,,184i bis 1841 ersetzt.

(7) Deas Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch — Soziale Entschédigung — vom 19. Dezember 2019 (BGBI. |
S. 2652) wird wie folgt gedndert:

1. In § 13 Absatz 2 wird die Angabe ,,176b" durch die Worter ,,174c des Strafgesetzbuchs), der sexualisierten
Gewalt gegen Kinder (88 176 bis 176d*“ ersetzt.

2. In §14 Absatz 1 Nummer 6 wird nach der Angabe ,, Absatz 1“ die Angabe ,,Satz 1* eingefligt.

Artikel 9
Einschrankung von Grundrechten

Die Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) wird durch Artikel 2 Nummer 9 ein-
geschrankt. Das Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird durch Artikel 2 Nummer 5 und 7 ein-
geschrankt. Die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Artikel 2 Nummer 6
eingeschrankt.
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Artikel 10
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die

Verkiindung folgenden Quartals] in Kraft.

(2) Am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des dritten auf die Verkiindung folgenden Quartals] treten

in Kraft:

1. Artikel 3 Nummer 1, 2 und 4,

2. Artikel 4,

3. in Artikel 5 Nummer 3 § 158a des Gesetzes ber das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten

der freiwilligen Gerichtsbarkeit und
Artikel 6 Nummer 1.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die ungestorte Entwicklung und ein gewaltfreies Aufwachsen von Kindern sind ein besonders hohes Gut. Sexu-
alisierte Gewalt in der Kindheit kann Betroffene fiir ihr gesamtes Leben traumatisieren. Neben physischen Sché-
den kdnnen schwere psychische Schéden, Destabilisierung sozialer Beziehungen, wirtschaftliche Probleme und
vieles mehr die Folge sein. Die Bekdmpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder ist deshalb eine der wichtigsten
gesellschaftspolitischen Herausforderungen unserer Zeit und zentrale Aufgabe des Staates.

Vor diesem Hintergrund stand der strafrechtliche Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie Schutzbefohlenen
in den letzten Jahrzehnten immer wieder im Mittelpunkt rechtspolitischer Debatten und hat dabei zahlreiche An-
derungen erfahren.

Die Vorschriften zum strafrechtlichen Schutz von Kindern und Schutzbefohlenen der 88 174 ff. des Strafgesetz-
buches (StGB) sind durch das Vierte Strafrechtsdnderungsgesetz von 1973 (BGBI. | S. 1725) neu ausgestaltet
worden. Es folgten zahlreiche kleinere Anderungen, die dem besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen vor
sexuellem Missbrauch und Ausbeutung dienten. Mit dem 27. Strafrechts&nderungsgesetz von 1993 (BGBI. |
S. 1346) wurden insbesondere die Strafrahmen fir die Herstellung und Verbreitung von kinderpornographischen
Schriften angehoben und die Strafbarkeit des Besitzes tatsachlicher kinderpornographischer Schriften eingefihrt.
1994 wurde mit dem 29. Strafrechtsdnderungsgesetz (BGBI. | S. 1168) der Straftatbestand des sexuellen Miss-
brauchs von Jugendlichen neu gefasst. 1998 wurde der sexuelle Missbrauch von Kindern zum Grundtatbestand,
dem zwei Qualifikationen (schwerer sexueller Missbrauch von Kindern und sexueller Missbrauch von Kindern
mit Todesfolge) beigefligt wurden (Sechstes Gesetz zur Reform des Strafrechts, BGBI. | S. 164 ff.). AuRerdem
erfolgte eine Strafrahmenanhebung fir die gewerbsméRige und bandenméRige Verbreitung von Kinderpornogra-
phie. Die Tendenz zur Strafrahmenanhebung setzte sich mit dem Gesetz zur Anderung der Vorschriften iiber die
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung und zur Anderung anderer Vorschriften vom 27. Dezember 2003
(BGBI. I S. 3007 ff.) fort. Die Straftatbestdnde der §8 174 bis 174c StGB erhielten im Grunddelikt ihren gegen-
wartigen Strafrahmen von drei Monaten bis zu funf Jahren Freiheitsstrafe. Im Bereich des sexuellen Missbrauchs
von Kindern strich der Gesetzgeber den minder schweren Fall, fiihrte erneut einen besonders schweren Fall ein
und hob den Strafrahmen fiir sexuelle Handlungen ohne Koérperkontakt mit dem Kind an. Gleichzeitig wurde das
Einwirken auf ein Kind durch Schriften in sexueller Absicht unter Strafe gestellt, um die Falle der Kontaktauf-
nahme zu Kindern im Internet zu erfassen (Cybergrooming). Neu eingefugt wurde auch die Strafbarkeit des An-
bietens beziehungsweise des Versprechens eines Nachweises eines Kindes fiir sexuelle Zwecke sowie des Verab-
redens zu einem sexuellen Kindesmissbrauch. Mit dem Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses des Rates
der Europdischen Union zur Bekdmpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der Kinderpornographie
vom 31. Oktober 2008 (BGBI. | S. 2149) setzte der Gesetzgeber in § 182 StGB (sexueller Missbrauch von Ju-
gendlichen) und mit § 184c StGB (Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften) européi-
sche Vorgaben um.

Eine grundlegende Neuerung erfuhren die VVorschriften der 8§ 174 ff. StGB zuletzt mit dem Neunundvierzigsten
Gesetz zur Anderung des Strafgesetzbuches vom 21. Januar 2015, mit dem Vorgaben des Ubereinkommens Num-
mer 201 des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanza-
rote-Konvention) und der Richtlinie 2011/93/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 zur Bekéampfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinder-
pornografie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/J1 des Rates (ABI. L 335 vom 17.12.2011, S. 1;
L 18 vom 21.1.2012, S. 7) umgesetzt worden sind (Bundestagsdrucksache 18/2601, BGBI. I S. 10). Mit den Er-
génzungen in 8 174 StGB sollte auBerdem der strafrechtliche Schutz von Jugendlichen vor Tétern, die aus dem
sozialen Umfeld des Opfers heraus agieren, verbessert werden. Gleichzeitig erfasste die Strafnorm mit der Neu-
fassung des § 174 Absatz 2 StGB nunmehr auch den Vertretungslehrer als Tater, dem der Jugendliche nicht im
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Rahmen eines Obhutsverhaltnisses zur Erziehung anvertraut ist. Die 88 184b und 184c¢ StGB wurden vom Ge-
setzgeber erheblich ausdifferenziert. Gleichzeitig wurde der Strafrahmen fiir den Besitz von Kinderpornographie
in 8 184b Absatz 3 StGB auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe angehoben. In der jungsten Ver-
gangenheit ist mit der Einflihrung einer Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings durch das Siebenundfiinfzigste
Gesetz zur Anderung des Strafgesetzbuches vom 3. Marz 2020 (Bundestagsdrucksache 19/13836, BGBI. 1 S. 431)
der Schutz von Kindern vor der Kontaktaufnahme tber das Internet zu sexuellen Zwecken verbessert worden.
Nunmehr kann auch der Téater strafrechtlich verfolgt werden, der lediglich glaubt, auf ein Kind einzuwirken, der
tatsachlich aber mit einem Jugendlichen oder Erwachsenen Kontakt hat, zum Beispiel mit einem Polizeibeamten
oder einem Elternteil. Mit dieser Anderung werden Kinder vor den besonderen Gefahren des Internets besser
geschutzt. Zugleich kénnen Téter effektiver verfolgt werden, die im Internet aktiv sind, um Kontakt zu Kindern
anzubahnen mit dem Ziel, diese sexuell zu missbrauchen oder Kinderpornographie herzustellen. Zum anderen ist
die Strafverfolgung deutlich verbessert worden, indem den Strafverfolgungsbehérden neue Ermittlungsmoglich-
keiten zur Verfiigung gestellt worden sind, damit sie sich besser Zugang zu Internetportalen und Tauschbdrsen
verschaffen konnen.

SchlieBlich sieht das vom Bundestag am 18. Juni 2020 beschlossene Gesetz zur Bekdampfung des Rechtsextre-
mismus und der Hasskriminalitat (BGBI. XX) eine stérkere Inpflichtnahme der Anbieter sozialer Netzwerke vor.
Mit den vorgesehenen Anderungen im Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) sollen die Betreiber sozialer
Netzwerke verpflichtet werden, kinderpornographische Inhalte zukunftig nicht mehr nur zu 16schen, sondern dem
Bundeskriminalamt als Zentralstelle zu melden. Mit dem Entwurf fiir ein Gesetz zur Anderung des Strafgesetz-
buches — Modernisierung des Schriftenbegriffes und anderer Begriffe sowie Erweiterung der Strafbarkeit nach
den 88 86, 86a, 111, 130 des Strafgesetzbuches bei Handlungen im Ausland (Bundestagsdrucksache 19/19859)
soll unter anderem in § 184b StGB der Begriff der ,,kinderpornographischen Schriften“ durch ,,kinderpornogra-
phische Inhalte* abgeldst werden, wodurch auch solche Félle zukinftig eindeutig unter den Straftatbestand fallen,
in denen das Verbreiten oder Zugéinglichmachen gegentiber der Offentlichkeit zum Beispiel mittels ,,WhatsApp“
oder ,,Gmail“ erfolgt; auRerdem soll bei jeder Form des Zuganglichmachens gegentiber der Offentlichkeit auch
der Versuch strafbar sein (zu weiteren Einzelheiten vergleiche Bundestagsdrucksache 19/19859, S. 64 ff.).

Trotz der dargestellten Anstrengungen des Gesetzgebers besteht weiterer Handlungsbedarf. Der Schutz der Kin-
der vor sexualisierter Gewalt ist eine Herausforderung, der sich die Gesellschaft noch starker annehmen muss.
Die Bekdampfung aller Formen von Gewalt gegen Kinder und die Beendigung von Missbrauch und Ausbeutung
von Kindern folgen auch der Zielsetzung der UN-Resolution ,, Transformation unserer Welt: Die Agenda 2030
fur nachhaltige Entwicklung®.

Im Zuge des technischen Wandels hat sich die Art der gegen Kinder gerichteten Straftaten verandert. Durch so-
ziale Netzwerke und die Chatfunktionen von Online-Spielen besteht leichter denn je die Mdglichkeit, Kontakt zu
Minderjéhrigen aus sexuellen Motiven heraus herzustellen. Das Internet, insbesondere das Darknet, bietet einen
neuartigen Raum, um anderen kinderpornographische Inhalte zur Verfligung zu stellen oder auf solche Inhalte
zuzugreifen. Durch die neuen technischen Mdglichkeiten hat sich aber das Gefahrdungspotential fir Kinder nicht
bloR in der virtuellen, sondern auch in der realen Welt erhght. Denn der Verbreitung und dem Konsum von Kin-
derpornographie liegt haufig reale sexualisierte Gewalt gegen Kinder zugrunde.

Die in den Jahren 2017, 2018, 2019 und 2020 bekanntgewordenen Missbrauchsfalle von Staufen, Bergisch-Gla-
dbach, Liigde und Minster zeigen in aller Deutlichkeit auf, dass das Strafrecht, das an sich bereits heute empfind-
liche Strafen fur sexualisierte Gewalt gegen Kinder und die Delikte der Kinderpornographie vorsieht, nicht die
erhoffte Abschreckungswirkung entfaltet. Daher ist der Gesetzgeber aufgefordert, noch bessere Strategien zu ent-
wickeln und MalRnahmen zu ergreifen, um Kinder vor den Gefahren zu schiitzen. Insbesondere sind MalRnahmen
zu ergreifen, die die steigende Nachfrage nach kinderpornographischen Inhalten wirkungsvoll unterbinden und
damit diesem ,,Markt* den Nahrboden entziehen. Dabei muss beriicksichtigt werden, dass sich im Zeitalter der
digitalen Medien den Téatern neue Plattformen bieten, die die Auswirkungen solcher Taten auf die Opfer grund-
legend veréndert haben. Das betrifft zum einen die Mdglichkeit praktisch unbeschrankter Verbreitung kinderpor-
nographischer Inhalte. Zum anderen kénnen die Darstellungen sexualisierter Gewalt im Netz faktisch kaum je-
mals vollstandig beseitigt werden. Darin ist nicht nur eine technisch verfeinerte Form der Tatbestandserfuillung
zu erkennen, sondern tatsachlich eine neue Dimension zum einen des Unrechts, das die Téaterinnen und Tater
verwirklichen, und zum anderen der Belastungen, die die Opfer erleiden. Darauf muss der Gesetzgeber reagieren,
denn die bisherigen Strafrahmen bilden diese Dimension nicht mehr angemessen ab.
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Auch die Zahlen bekanntgewordener Félle des sexuellen Missbrauchs von Kindern und der Verbreitung und des
Besitzes von Kinderpornographie zeigen einen Handlungsbedarf auf. Ausweislich der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik 2018 sind die Fallzahlen fir die Delikte der Kinderpornographie im Vergleich zum Vorjahr bundesweit um
rund 14% Prozent gestiegen, im Jahr 2019 im Vergleich zum Vorjahr sogar um rund 65 Prozent.? Fir die Delikte
der 88 176 bis 176b StGB weist die Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 einen bundesweiten Anstieg der Fallzahlen
von rund sieben Prozent® im Vergleich zum Vorjahr aus, im Jahr 2019 von rund elf Prozent® im Vergleich zum
Jahr 2018. Das die Taten kennzeichnende schwere Unrecht spiegelt sich auch nicht immer in den verhangten
Strafen wider. Bei den rechtskraftigen Verurteilungen nach allgemeinem Strafrecht wegen der Delikte der 8§ 176,
176a StGB wurde im Jahr 2018 in rund jedem neunten Fall eine Geldstrafe verhangt.® Freiheitsstrafen wurden
zwar sehr haufig (89 Prozent) verhangt, aber nur in rund 64 Prozent der Félle mit einer Dauer von mehr als einem
Jahr (757 von 1 191 rechtskréftigen Verurteilungen) und rund 35 Prozent der Félle mit einer Dauer von mehr als
zwei Jahren (412 von 1 191 rechtskréftigen Verurteilungen).® Bei insgesamt 1 995 rechtskraftigen Verurteilungen
nach allgemeinem Strafrecht wegen des Verbreitens, des Erwerbs oder des Besitzes von Kinderpornographie
(8 184b StGB) wurde in 817 Fallen (41 Prozent) eine Geldstrafe verhéngt. Bei den Uiberwiegend verhangten Frei-
heitsstrafen lag deren Dauer in nur rund 26 Prozent der Félle (308 von 1 178 rechtskraftigen Verurteilungen) tiber
einem Jahr.”

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, das Strafrecht anzupassen, um die Straftatbestdnde so auszugestalten,
dass sie ihren Schutz fur Kinder besser entfalten kénnen. Daflir bedarf es einer deutlichen Verschérfung der Straf-
rahmen. Zugleich sind Manahmen notwendig, um eine effektivere Strafverfolgung zu erreichen. Beides ent-
spricht im Ubrigen dem Anliegen der Innenministerkonferenz. Diese hatte im Friihjahr 2019 die Forderung nach
einer entsprechenden Verschéarfung im Sexualstrafrecht erhoben, der sich die Jugend- und Familienministerkon-
ferenz im Mai 2020 angeschlossen hat. Im Juni 2020 hat die Innenministerkonferenz zudem eine Anpassung der
strafprozessualen Regelungen und verbesserte Ermittlungsmoglichkeiten gefordert. Auch der von Nordrhein-
Westfalen 2020 in den Bundesrat eingebrachte Gesetzesantrag (Bundesratsdrucksache 356/20) sieht eine Uberar-
beitung der Straftatbestande der 8§ 176 ff. StGB und des 8 184b StGB vor, die mit einer Anhebung der Strafrah-
men verbunden ist. Eine entsprechende Strafverschérfung ist zudem Gegenstand eines Entschliefungsantrags, den
Mecklenburg-Vorpommern 2020 in den Bundesrat eingebracht hat (Bundesratsdrucksache 347/20).

Die Anstrengungen diirfen sich aber nicht auf das Straf- und Strafprozessrecht beschranken. Funktionierender
Kinderschutz setzt vor allem eine gute Préavention voraus. VVor diesem Hintergrund verfolgt der Entwurf das Ziel,
mit einem ganzen Bundel von MaRnahmen, die insbesondere auch die Pravention betreffen, den Schutz von Kin-
dern vor sexualisierter Gewalt zu verbessern.

Eine starke Familiengerichtsbarkeit und ein funktionierendes Verfahrensrecht, das den Rechten der Beteiligten
Rechnung trégt und dabei besonders schutzbediirftige Personengruppen in besonderer Weise in den Blick nimmt,
sind unerldsslich. Vor diesem Hintergrund sieht der Entwurf verschiedene MaRnahmen vor, die auf eine Verbes-
serung der Qualifikation beteiligter Berufsgruppen und auf eine verfahrensrechtliche Starkung der Kinderrechte
insbesondere im Bereich der Kinderschutzverfahren zielen. Auch Anderungen im Bundeszentralregistergesetz
(BZRG) sollen den praventiven Kinderschutz stérken.

Wegen der Verletzlichkeit und Schutzbedurftigkeit der kindlichen Zeugen ist es zudem in Jugendschutzsachen
(fiir die — auch — die Jugendgerichte zustandig sind) besonders wichtig, dass die Verfahren verstandig und ein-
fiihlsam geflihrt werden. Kinder, die von sexualisierter Gewalt betroffen sind, haben Schreckliches erlebt. Sie
sind oft traumatisiert und bedirfen professioneller Hilfe und Unterstiitzung. Bei dem Umgang mit den kindlichen
Zeugen kommt es darauf an, erneute Belastungen oder Schadigungen zu verhindern. Damit Jugendrichterinnen
und Jugendrichter sowie Jugendstaatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwalte diesen hohen Anforderungen geniigen
kdnnen, missen sie durch entsprechende Qualifizierung geristet sein. Eine solche besondere Qualifikation dient
gleichzeitig dem angemessenen und wirksamen Umgang mit jungen Beschuldigten.

D) Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.), Jahrbuch 2018, Band 1 — Félle, Aufklarung, Schaden —, Seite 14, Schliissel 143200.
2 Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.), Jahrbuch 2018, Band 1 — Félle, Aufklérung, Schaden —, Seite 14, Schliissel 143200.
%) Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.), Jahrbuch 2018, Band 1 — Félle, Aufklarung, Schaden —, Seite 12, Schliissel 143200.
4 Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.), Jahrbuch 2019, Band 1 — Félle, Aufklarung, Schaden —, Seite 12, Schliissel 143200.
%) Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Strafverfolgung 2018, Tabelle 3.1 lang.
6) Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Strafverfolgung 2018, Tabelle 3.1 lang.

D) Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Strafverfolgung 2018, Tabellen 3.1. und 3.3.
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1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Schutz von Kindern vor sexualisierter Gewalt gehort zu den zentralen Schutzaufgaben des Staates. Dieser
Verantwortung kann nur ein ganzheitliches Konzept gerecht werden, das alle beteiligten Akteure in die Pflicht
nimmt. Diesen Ansatz verfolgt der vorliegende Entwurf. Sexualisierte Gewalt, die oftmals tief traumatisierte Kin-
der zuriicklasst, stellt schweres Unrecht dar, das einerseits effektiv verfolgt werden und sich im StrafmaR wider-
spiegeln muss. Andererseits gilt es, durch bessere préventive Mechanismen solche Taten zu verhindern.

1. Anderungen im StGB

Mit einer begrifflichen Neufassung der bisherigen Straftatbestande des ,,sexuellen Missbrauchs von Kindern* als
»sexualisierte Gewalt gegen Kinder soll das Unrecht dieser Straftaten klarer umschrieben werden. Einer Baga-
tellisierung soll entgegengewirkt werden. Jede sexuelle Handlung mit einem Kind ist als sexualisierte Gewalt zu
brandmarken. Dabei ist mit der Anderung der Begrifflichkeit aber keine Inhaltsanderung verbunden. Es bleibt
dabei, dass es fir die Tatbestandsverwirklichung nicht auf die Anwendung von Gewalt oder auf Drohung mit
Gewalt ankommt.

Der Entwurf schlagt vor, den bisherigen Straftatbestand des sexuellen Missbrauchs von Kindern in drei Straftat-
bestande aufzuspalten, um den Deliktsbereich Ubersichtlicher zu gestalten und entsprechend der jeweiligen
Schwere der Delikte abgestufte Strafrahmen vorzusehen.

Der Strafrahmen des bisherigen Grundtatbestands des sexuellen Missbrauchs von Kindern soll deutlich angeho-
ben werden (von Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zehn Jahren auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bis
15 Jahren). Der Grundtatbestand wird damit zu einem Verbrechen hochgestuft. Damit soll ein klares Signal ge-
setzt werden, dass sexualisierter Gewalt gegen Kinder mit aller Kraft entgegengetreten wird. Sexualisierte Gewalt
fligt Kindern grofes Leid zu und ist deshalb schweres Unrecht. Das Strafmal soll dem entsprechen. Zugleich ist
damit die Einstellung entsprechender Strafverfahren nach den 8§ 153, 153a der Strafprozessordnung (StPO) aus-
geschlossen. Fur Falle einvernehmlicher sexueller Handlungen annéhernd gleichaltriger Personen ist eine Rege-
lung vorgesehen, die es ermdglicht, von einer Strafverfolgung im Einzelfall abzusehen. Auf gleichrangige Inter-
aktionen zwischen jungen Menschen, die Teil der sexuellen Entwicklung sind, soll nicht unverhaltnisméaRig rea-
giert werden.

Der Strafrahmen fir das Anbieten oder Nachweisen eines Kindes flr sexualisierte Gewalt beziehungsweise das
Verabreden zu einer solchen Tat soll angehoben werden (von Freiheitsstrafe von drei Monaten bis flinf Jahren auf
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr). Denn eine solche Tat ist besonders verwerflich. Vor diesem Hintergrund
erscheint es sachgerecht, denselben Strafrahmen vorzusehen wie fir die sexualisierte Gewalt selbst.

Die bisherigen Straftatbestédnde des sexuellen Missbrauchs von Kindern, die keinen Kdérperkontakt mit dem Kind
voraussetzen (zum Beispiel sexuelle Handlungen vor einem Kind), werden in einer neuen Vorschrift zusammen-
gefasst. Um das Strafrahmengefiige zu wahren und das Unrecht der Tat angemessen abzubilden, soll auch bei
diesen Straftatbestdnden der Strafrahmen angehoben werden (von Freiheitsstrafe von drei Monaten bis flinf Jahren
auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zehn Jahren).

Fur den Straftatbestand des Vorzeigens pornographischer Inhalte wird eine Versuchsstrafbarkeit fur die Félle
vorgeschlagen, in denen der Téter irrig glaubt, mit einem Kind zu kommunizieren. Wie bei der vergleichbaren
Regelung zum Cybergrooming soll der Téter auch dann strafbar sein, wenn er — entgegen seiner Vorstellung —
nicht auf ein Kind, sondern auf einen Jugendlichen oder Erwachsenen, z. B. auf einen Elternteil oder einen Poli-
zeibediensteten, einwirkt. Denn auch diese Falle sind strafwirdig. Zugleich wird damit die Strafverfolgung er-
leichtert.

Der Entwurf schldgt vor, die bisherige Regelung fir minder schwere Félle beim Straftatbestand des schweren
sexuellen Missbrauchs von Kindern zu streichen. Das Unrecht der Tat soll sich bei den Verurteilungen wegen
schwerer sexualisierter Gewalt gegen Kinder stérker als bisher im Strafmal} widerspiegeln.

Die Strafrahmen der Straftatbestdnde der Kinderpornographie sollen deutlich verscharft werden. Sowohl das Ver-
breiten als auch der Besitz und die Besitzverschaffung sollen zudem als Verbrechen ausgestaltet werden. Mit
diesen Anderungen soll starker als bisher die Schwere des Vorwurfs deutlich und eine dieser Schwere angemes-
sene Bestrafung sichergestellt werden. Denn hinter Kinderpornographie steht haufig sexualisierte Gewalt gegen
Kinder. Soweit fiktive Kinderpornographie betroffen ist, soll es aus Griinden der VerhaltnisméRigkeit beim bis-
herigen Strafrahmen verbleiben. Die Hervorhebung der Schwere kinderpornographischer Tathandlungen, insbe-
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sondere, wenn sie ein tatséchliches Geschehen wiedergeben, soll sich auch in einer spéteren Verjéhrung entspre-
chender Herstellungsdelikte niederschlagen und — bezogen auf alle entsprechenden Tathandlungen — in einer Aus-
weitung der Mdglichkeiten der Fihrungsaufsicht.

Das Gesetzgebungsvorhaben soll zudem genutzt werden, um Strafbarkeitsliicken zu schlieBen. Mit einem neuen
8 184l StGB-E sollen das Herstellen, Bewerben, Inverkehrbringen und der Erwerb und Besitz von korperlichen
Nachbildungen eines Kindes oder eines Korperteiles eines Kindes, die nach ihrer Beschaffenheit zur Vornahme
sexueller Handlungen bestimmt sind, unter Strafe gestellt werden. Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild
kénnen nach geltendem Recht bereits von 8§ 184b StGB (Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer
Inhalte) erfasst sein. Der neue Straftatbestand soll subsididr greifen und Strafbarkeitsliicken schlie3en. Er soll
auch dann gelten, wenn nicht die VVoraussetzungen fiir einen kinderpornographischen Inhalt vorliegen, und erfasst
uneingeschrankt auch rein fiktive Darstellungen. Nachbildungen wie im neuen Straftatbestand beschrieben wer-
den in der Praxis verbreitet. Diese Nachbildungen werden Kindern immer &hnlicher, sie werden vor allem online
uber géngige Marktplattformen angeboten, was den Erwerb erheblich erleichtert und einen niederschwelligen
Zugang eroffnet. Das Bewerben solcher Nachbildungen erfolgt zum Teil ganz offen. Der Entwurf zielt insbeson-
dere darauf ab, bereits dem Markt fiir solche Nachbildungen die Grundlage zu entziehen. Aber auch der Besitz
sowie Vorbereitungshandlungen wie Herstellen, Einfuhr, Anbieten und Bewerben sollen inkriminiert werden,
denn diese tragen zur Belebung des ,,Marktes“ bei, wodurch die Nachfrage nach solchen Nachbildungen erheblich
gefordert wird. Es besteht die Gefahr, dass Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild bei den Nutzern die
Hemmschwelle zur sexualisierten Gewalt gegen Kinder senken und damit zur sexualisierten Gewalt gegen Kinder
mittelbar beitragen. Durch die Nutzung solcher Objekte kann der Wunsch geweckt beziehungsweise verstérkt
werden, die an dem Objekt eingeiibten sexuellen Handlungen in der Realitat an einem Kind vorzunehmen. Hier-
durch wird die Gefahr fur Kinder, Opfer von sexualisierter Gewalt zu werden, gesteigert, was nicht hinzunehmen
ist.

Von der neuen Regelung soll auch ein Signal fur die Gesellschaft ausgehen, dass Kinder — seien sie auch nur
korperlich nachgebildet — nicht zum Objekt sexueller Handlungsweisen gemacht werden ddirfen.

Zudem soll der Straftatbestand des sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen um Tathandlungen mit oder vor
dritten Personen erweitert werden. Die Person soll in den vom Straftatbestand erfassten Konstellationen auch dann
strafbar sein, wenn sie den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, an oder vor einer dritten Person sexuelle Handlungen
vorzunehmen oder diese an sich von der dritten Person vornehmen zu lassen. Entsprechende Anderungen sind
auch fur die 88 174a bis 174c StGB vorgesehen.

2. Erweiterung der strafprozessualen Ermittlungsmoglichkeiten

In den 8§ 53, 100a, 100b, 100g und 110d StPO sind aufgrund der Anderungen im StGB Folgeanderungen vorzu-
nehmen. Des Weiteren sollen insbesondere die Katalogtaten der Telekommunikationsiiberwachung, der Online-
durchsuchung sowie der Erhebung von Verkehrsdaten moderat erweitert werden, um eine effektive Strafverfol-
gung im Bereich der sexualisierten Gewalt gegen Kinder und der Verbreitung, des Erwerbs und des Besitzes
kinderpornographischer Inhalte zu erméglichen. Damit soll sich fiir Tater und Téterinnen das Risiko der Entde-
ckung erhdhen und zugleich den zumeist abgeschotteten Foren fur den Austausch kinderpornographischer Inhalte
die tatanreizende Wirkung genommen werden.

Der Straftatbestand der schweren sexualisierten Gewalt gegen Kinder gemal § 176¢ StGB-E und die sexualisierte
Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge nach 8§ 176d StGB-E sollen in den Katalog des Untersuchungshaftgrundes
der Schwerkriminalitat in 8 112 Absatz 3 StPO aufgenommen werden. Dadurch wird die hohe Bedeutung des
geschutzten Rechtsgutes zum Ausdruck gebracht.

Aulerdem soll in der Strafprozessordnung ein Beschleunigungsgebot in Strafverfahren mit minderjéhrigen Op-
ferzeugen ausdrticklich verankert werden.

3. Anpassungen im Bundeszentralregistergesetz (BZRG)

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt und Ausbeutung zahlt zu den grundlegenden
Aufgaben des Staates. Das gilt namentlich dann, wenn diese Straftaten unter Ausnutzung beruflicher oder ehren-
amtlicher Té&tigkeiten mit Minderjahrigen geschehen. Hierbei sind auch die Regelungen des BZRG bedeutsam.
Daher wurden 1998 die Regelungen fiir die Aufnahme von Eintragungen auch geringfiigiger Verurteilungen be-
treffend sexualisierter Gewalt gegen Kinder in Flihrungszeugnisse verschérft. Die Einfuhrung des erweiterten
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Fuhrungszeugnisses im Jahr 2010 war im Bereich des Registerrechts ein weiterer wichtiger Baustein fiir einen
verbesserten Kinderschutz. Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung hat es sich bewahrt, dass schon Eintra-
gungen geringfugiger Verurteilungen wegen sexualisierter Gewalt gegen Kinder stets in erweiterte Fiihrungs-
zeugnisse aufgenommen werden beziehungsweise weitere Verurteilungen aus dem Bereich der Sexualdelikte dar-
Uber hinaus langer in erweiterte Fiihrungszeugnisse aufgenommen werden als Verurteilungen wegen sonstiger
Delikte. Durch Anderungen der §§ 34 und 46 BZRG sollen die Frist zur Aufnahme von Eintragungen auch ge-
ringfugiger Verurteilungen wegen bestimmter Straftaten, die sich auch gegen Kinder und Jugendliche richten
kdénnen, von unter einem Jahr Freiheitsstrafe in ein erweitertes Flihrungszeugnis von drei auf zehn Jahre erheblich
verlangert und die Mindesttilgungsfrist flir diese Verurteilungen verdoppelt werden. Zudem wird fiir Verurteilun-
gen wegen bestimmter besonders kinderschutzrelevanter Straftaten zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mehr
als einem Jahr eine Aufnahmefrist im erweiterten Flihrungszeugnis von zwanzig Jahren geschaffen. Es entspricht
der Aufgabe des Bundeszentralregisters, Stellen, die Personen mit einer beruflichen oder ehrenamtlichen Beschéf-
tigung, Betreuung, Erziehung oder Aushildung Minderjéhriger beauftragen wollen, sowie Gerichten, Staatsan-
waltschaften, Polizei und anderen nach 8 41 BZRG auskunftsberechtigten Behorden Zugang zu den Informatio-
nen zu gewahren, die erforderlich sind, um die im Interesse der Strafrechtspflege und der 6ffentlichen Sicherheit
notwendigen Entscheidungen zu treffen. Um einen umfassenden Schutz von Kindern und Jugendlichen zu ge-
wahrleisten, wird den vorgenannten Stellen und Behérden durch die vorgesehenen Anderungen Zugang zu schon
lange zuriickliegenden Verurteilungen gewahrt. Damit wird auch dem Anliegen des Bundesrates in dem Gesetz-
entwurf vom 18. Mérz 2020 (Bundestagsdrucksache 19/18019) zur Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes
im BZRG Genlige getan.

4. Neuregelungen im familiengerichtlichen Verfahren

Der vorliegende Entwurf schlégt bestimmte fachspezifische Qualifikationsanforderungen fiir Familienrichterin-
nen und -richter vor und setzt damit zugleich eine entsprechende EntschlieSung des Deutschen Bundestages um
(vergleiche Entschliefung vom 7. Juli 2016, Bundestagsdrucksache 18/9092 S. 8; Plenarprotokoll 18/183,
S. 18130 C). Nach § 23b Absatz 3 Satz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) darf ein Richter auf Probe im
ersten Jahr nach der Ernennung die Geschéfte des Familienrichters nicht wahrnehmen. Weitere Anforderungen
an die Ubernahme eines familienrechtlichen Dezernats bestehen bislang nicht. Dies ist in Anbetracht der grund-
rechtssensiblen Materie und der erheblichen Auswirkungen, die kindschaftsrechtliche Entscheidungen langfristig
auf das Leben eines Kindes und seiner Familienangehdrigen haben kénnen, gerade vor dem Hintergrund proble-
matisch, dass das Familienrecht und -verfahrensrecht in der juristischen Ausbildung als Pflichtstoff nur in seinen
Grundziigen behandelt werden. Aus diesem Grund schldgt der Entwurf die Einflihrung fachlicher Eingangsvo-
raussetzungen vor, die belegbare Kenntnisse im Familienrecht, Familienverfahrensrecht und der notwendigen
Teile des Kinder- und Jugendhilferechts sowie Grundkenntnisse der Psychologie, insbesondere der Entwicklungs-
psychologie des Kindes, und in der Kommunikation mit Kindern vorsehen. Liegen diese Kenntnisse nicht vor,
muss gewahrleistet sein, dass sie innerhalb von sechs Monaten erworben werden kénnen. Die Qualifikationsan-
forderungen, welche durch eine Anderung des § 119 Absatz 2 GVG auch auf die Richterinnen und Richter in den
mit Familiensachen befassten Senaten der Oberlandesgerichte erstreckt werden, sollen sicherstellen, dass Fami-
lienrichterinnen und -richter von Anfang an bestmdglich flr ihre verantwortungsvolle Aufgabe geriistet sind.
Der Entwurf sieht des Weiteren Anderungen im Beschwerdeverfahren in besonders grundrechtssensiblen Kind-
schaftsverfahren vor. Diese sollen insbesondere in Verfahren nach den §8§ 1666 und 1666a des Biirgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB) gelten, bei denen — wie bei der Gefahr, dass ein Kind Opfer von sexualisierter Gewalt wird —
zur Abwehr einer Kindeswohlgeféahrdung die teilweise oder vollstandige Entziehung der Personensorge in Be-
tracht kommt. Fiir diese Verfahren wird fir das Beschwerdeverfahren geregelt, dass eine Ubertragung der Ent-
scheidung auf den Einzelrichter ausgeschlossen ist und die gleichen Verfahrensanforderungen wie im ersten
Rechtszug gelten, insbesondere die Sache miindlich in einem Termin erortert wird.

Der Entwurf enthalt des Weiteren die im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD fiir die 19. Legislaturperiode
vorgesehene Einflihrung konkreter Qualitatsanforderungen fur Verfahrensbeistande. Die Regelung sieht eine
Konkretisierung des Eignungsmerkmals vor und enthélt Kriterien zur Bestimmung der fachlichen Eignung des
Verfahrensbeistands. Vorausgesetzt werden Grundkenntnisse in den fiir Kindschafts-, Abstammungs- und Adop-
tionsverfahren relevanten Rechtsgebieten sowie Kenntnisse der Entwicklungspsychologie und Kompetenzen in
der Kommunikation mit Kindern. Diese sollen gewahrleisten, dass der Verfahrensbeistand in einen guten Kontakt
mit dem Kind treten kann, um dessen Willen, Neigungen und Bindungen erkennen und dem Gericht vermitteln
zu konnen. Bislang enthalt 8 158 des Gesetzes iber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
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der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) einheitlich alle Regelungen zum Verfahrensbeistand und umfasst dabei
unterschiedliche Regelungsmaterien. Um diese kiinftig klarer zu strukturieren, schldgt der vorliegende Entwurf
vor, die Regelungen zur Bestellung des Verfahrensbeistands, Aufgaben und Rechtsstellung sowie Vergutung und
Kosten in unterschiedlichen Vorschriften zu verorten. Diese Anderungen sollen die Lesbarkeit, Anwenderfreund-
lichkeit und Sichtbarkeit der Regelungen verbessern, die die Rechtsstellung des Kindes starken, was zur konse-
quenteren Anwendung dieser Regelungen beitragt.

Die Kindesinteressen werden auch dadurch starker beriicksichtigt, dass in speziellen fiir das Kindeswohl sowie
die Elternrechte besonders gewichtigen Fallen die Bestellung eines Verfahrensbeistandes verpflichtend vorge-
schrieben wird. Daneben bleibt es bei der Benennung von Fallgruppen, in denen die Bestellung eines Verfahrens-
beistandes in der Regel erforderlich ist.

Der stdrkeren Beriicksichtigung der Kindesinteressen dient auch die Einfiihrung von zwei weiteren Pflichten des
Verfahrensbeistands, nach welchen der Verfahrensbeistand seine Stellungnahme gegeniiber dem Gericht auch
schriftlich abgeben und die Endentscheidung mit dem Kind besprechen soll.

SchlieBlich enthalt der vorliegende Entwurf Anderungen der Regelungen zur personlichen Anhérung des Kindes
im Verfahren. Erganzt wird insbesondere die Pflicht des Gerichts, sich einen personlichen Eindruck von dem
Kind zu verschaffen. Eine dhnliche Regelung findet sich in den Anhdrungsvorschriften in Betreuungs- und Un-
terbringungssachen (88 278 Absatz 1, 319 Absatz 1 FamFG). Ferner werden die Anhdrungspflichten erweitert.
Bislang differenzieren die Regelungen § 159 Absatz 1 und 2 FamFG nach dem Alter des Kindes. Wéhrend das
Gericht Kinder iber 14 Jahren grundsatzlich anzuhdren hat, ist diese Pflicht fir Kinder unter 14 Jahren nach § 159
Absatz 2 FamFG davon abhéngig, dass Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes fir die Entscheidung
von Bedeutung sind. Diese Differenzierung hat vor dem Hintergrund der hdchstrichterlichen Rechtsprechung
keine wesentliche Bedeutung mehr. Bundesverfassungsgericht und Bundesgerichtshof haben wiederholt festge-
stellt, dass es Kindern als Trégern des Personlichkeitsrechts und der Menschenwirde zu ermdglichen ist, dem
Gericht ihre personlichen Beziehungen zu den tibrigen Familienmitgliedern erkennbar zu machen, wo dies fiir das
Verfahren und die Entscheidung von Bedeutung ist (grundlegend BVerfG, FamRZ 1981, 124; BGH in BGHZ
214, 31 und BGHZ 212, 155). Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung gibt der Entwurf die Altersgrenze
von 14 Jahren auf und sieht eine grundsatzliche und altersunabhangige Pflicht zur persdnlichen Anhérung des
Kindes vor, wodurch der Rechts- und Subjektstellung des Kindes im Verfahren besser Rechnung getragen wird.
Die Ausnahmen von der Pflicht zur persénlichen Anhérung werden in Absatz 2 Satz 1 mittels einer Aufzéhlung
von vier Fallgruppen abschlieBend geregelt. In Umkehrung der bisherigen Regelung kann nur im Einzelfall von
der Anhorung abgesehen werden, wenn schwerwiegende Griinde fir ein Absehen vorliegen (Nummer 1), wenn
das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun (Nummer 2), die
Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes flir die Entscheidung nicht von Bedeutung sind und eine per-
sonliche Anhorung auch nicht aus sonstigen Griinden angezeigt ist (Nummer 3) oder wenn das Verfahren aus-
schlieBlich das Vermdgen des Kindes betrifft und eine persénliche Anhoérung nach Art der Angelegenheit nicht
angezeigt ist (Nummer 4). In Verfahren nach den 88 1666 und 1666a BGB, welche die Person des Kindes betref-
fen, ist ein Absehen von der persénlichen Anhérung nur aus schwerwiegenden Griinden maglich. In diesen Féllen
sind Neigungen, Bindungen oder Wille des Kindes stets fur die Entscheidung von Bedeutung. Sofern das Kind
insbesondere altersbedingt insgesamt oder zumindest bezogen auf den Verfahrensgegenstand nicht in der Lage
ist, seinen Willen und seine Neigungen kundzutun, so hat das Gericht sich in diesen Verfahren gleichwohl einen
personlichen Eindruck vom Kind zu verschaffen. Dies dient nicht nur der Amtsermittlung, sondern soll auch die
Subjektstellung des Kindes in diesen hochst grundrechtsrelevanten Verfahren betonen und starken. SchlieBlich
enthalt der Entwurf eine Pflicht des Gerichts, die Griinde, aus denen von der personlichen Anhdrung des Kindes
oder von der Verschaffung eines personlichen Eindrucks abgesehen wird, in der Endentscheidung darzulegen.
Auch durch diese Anderung wird die Bedeutung der Kindesanhérung fiir das Verfahren verdeutlicht und die
Rechtsstellung des Kindes im Verfahren gestarkt.

5. Qualifikationsanforderungen an Jugendrichterinnen und Jugendrichter sowie Jugendstaatsanwaltin-
nen und Jugendstaatsanwalte

Die Vorziige einer jugendgerichtlichen und — ihr entsprechenden — jugendstaatsanwaltlichen Zustandigkeit fiir die
Belange und Interessen minderjahriger Opfer und Zeugen liegen vor allem in der vom Jugendgerichtsgesetz (JGG)
bereits heute verlangten besonderen Qualifikation von Jugendrichterinnen und Jugendrichtern sowie Jugend-
staatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwalten fiir den Umgang mit jungen Menschen. Diese Qualifikationsanfor-
derungen werden jedoch offenbar in der Praxis nicht selten nur unzureichend beachtet. Dies widerspricht nicht
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nur den jugendstrafrechtlichen Zielsetzungen und beeintrachtigt eine effiziente Nutzung des jugendkriminalrecht-
lichen Instrumentariums. Es konterkariert auch das mit der Zustandigkeit von Jugendgerichten als Jugendschutz-
gericht verbundene Anliegen. Wegen der Verletzlichkeit und Schutzbedurftigkeit der kindlichen Zeugen ist es in
Jugendschutzsachen besonders wichtig, dass die Verfahren verstandig und einfiihlsam gefiihrt werden. Kinder,
die von sexualisierter Gewalt betroffen sind, haben Schreckliches erlebt. Sie sind oft traumatisiert und bedtirfen
professioneller Hilfe und Unterstiitzung. Bei dem Umgang mit den kindlichen Zeugen kommt es darauf an, er-
neute Belastungen oder Schadigungen zu verhindern. Damit Jugendrichterinnen und Jugendrichter diesen hohen
Anforderungen gentigen kénnen, miissen sie durch entsprechende Qualifizierung geriistet sein. Mit den in Arti-
kel 6 des Entwurfs vorgesehenen Anderungen des § 37 JGG soll deshalb den notwendigen Qualifikationsanfor-
derungen in der Praxis starkerer Nachdruck verliehen werden.

1. Alternativen

Der Gesetzesantrag des Landes Baden-Wiirttemberg vom 24. Juni 2020 (Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung
des Strafgesetzbuches — Starkung der Fihrungsaufsicht, Bundesratsdrucksache 362/20) will den Kinderschutz
zum einen durch eine Anhebung des Strafrahmens bei Verstoen gegen Weisungen der Fiihrungsaufsicht (Anhe-
bung des Hochstmalles der Freiheitsstrafe des § 145a Satz 1 StGB von drei auf fiinf Jahre) sicherstellen. Zum
anderen soll durch eine Erganzung des § 68a Absatz 3 StGB die fiir die Uberwachung des Verhaltens der verur-
teilten Person und die Erfiillung der Weisungen zustédndige Aufsichtsstelle die gesetzliche Befugnis erhalten, un-
mittelbaren Zwang gegen die verurteilte Person anzuordnen, wenn diese bei der Anlegung der notwendigen tech-
nischen Mittel zur elektronischen Aufenthaltsiiberwachung nicht mitwirkt. Es erscheint fraglich, ob diese mit dem
Antrag verfolgten Gesetzesénderungen tatséchlich notwendig und sinnvoll sind (so wurde die Hochststrafe des
§ 145a Satz 1 StGB erst 2007 von einem Jahr auf drei Jahre angehoben; ein unmittelbarer Zwang zur Anlegung
der technischen Mittel kénnte nichts daran &ndern, dass der widerwillige Proband diese — jeweils strafbar — wieder
entfernt oder schlicht das Laden der Batterie unterlésst; letztlich hat Baden-Wiirttemberg diesen Teil seines An-
trages zuriickgezogen, Bundesratsdrucksache 362/2/20). Im Ubrigen zielen sie — im Vergleich zum hier vorge-
legten Entwurf — nur auf einen stark begrenzten Personenkreis ab (unter Fuhrungsaufsicht stehende Personen,
insbesondere solche, denen eine Weisung zur elektronischen Aufenthaltsiiberwachung erteilt wurde). Bereits aus
systematischen Grinden naheliegende Ergénzungen des Rechts der Fiihrungsaufsicht enthélt hingegen auch der
hier vorgelegte Entwurf, insbesondere die Aufnahme des § 184b StGB-E in § 181b StGB (siehe dazu die Ausfiih-
rungen zu Artikel 1 Nummer 11 sowie erganzend zu Artikel 7).

Partielle Anderungen des StGB, die auf den Schutz von Kindern und in einem Abhéngigkeitsverhltnis stehenden
Personen abzielen, sieht der Gesetzesantrag des Landes Nordrhein-Westfalen (Entwurf eines ... Gesetzes zur
Anderung des Strafgesetzbuches [besserer Schutz von Kindern und schutz- oder wehrlosen Personen im Sexual-
strafrecht], Bundesratsdrucksache 356/20) vor. Die mit dem Antrag beabsichtigten Uberarbeitungen der Straftat-
bestande der §§ 174 ff. StGB und des § 184b StGB bleiben jedoch hinter den vorgesehenen Anderungen des hier
vorgelegten Entwurfs zuriick. Zwar sollen unter anderem ebenfalls die sexualisierte Gewalt gegen Kinder im
Grundtatbestand sowie die Straftatbestande der Kinderpornographie zum Verbrechen hochgestuft werden. Dabei
werden aber nicht die einzelnen Tathandlungen in den Blick genommen und entsprechend dem jeweiligen Un-
rechtsgehalt differenziert. Auch bleiben die ebenso wichtigen Bereiche des praventiven Kinderschutzes aufer
Betracht.

Der Gesetzentwurf des Bundesrates vom 18. Marz 2020 (Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Bundes-
zentralregistergesetzes — Zeitlich unbegrenzte Aufnahme von Verurteilungen wegen sexuellen Missbrauchs von
Kindern und anderem in das erweiterte Flihrungszeugnis, Bundestagsdrucksache 19/18019) sieht Verscharfungen
des geltenden Registerrechts im Bereich des Kinder- und Jugendschutzes vor, die das Problem weniger passgenau
als der vorliegende Entwurf angehen. Dieser sieht —anders als der VVorschlag des Bundesrates — die Verldngerung
der Aufnahme- und Tilgungsfrist auch fiir geringfugige Verurteilungen wegen bestimmter Straftaten, die sich
gegen Kinder und Jugendliche richten, als zielgerichtete MaRnahme statt einer volligen Aufhebung der Fristen
vor. So wird der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Straftitern verbessert, und zugleich wird das berech-
tigte Interesse an der Resozialisierung nicht aus den Augen verloren.

Sowohl der Gesetzesantrag des Landes Baden-Wirttemberg vom 24. Juni 2020 (Entwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung des Kinderschutzes im Familienverfahrensrecht, Bundesratsdrucksache 360/20) als auch der Gesetz-
entwurf der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 30. Juni 2020 (Entwurf eines Gesetzes zur Starkung des
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Kinderschutzes im familiengerichtlichen Verfahren, Bundesratsdrucksache 19/20540) sehen Anderungen im Be-
reich des Familienverfahrens vor. Sie enthalten aber eine andere Schwerpunktsetzung und bleiben insgesamt hin-
ter dem mit dem vorliegenden Entwurf vorgesehenen MaRnahmenpaket zuriick. Der vorliegende Entwurf sieht —
anders als der Gesetzesantrag Baden-Wirttembergs — Eingangsvoraussetzungen fur Familienrichterinnen und -
richter vor. Diese sollen gewéhrleisten, dass Richterinnen und Richter, die ein familienrechtliches Dezernat (iber-
nehmen, von Anfang an in der Lage sind, ihre verantwortungsvolle Aufgabe auszufiillen. Der Entwurf enthélt im
Ubrigen — anders als die genannten Entwiirfe — eine Starkung der zweiten Instanz. Durch diese soll sichergestellt
werden, dass in besonders grundrechtssensiblen Kindschaftsverfahren — insbesondere in Verfahren zur Abwen-
dung erheblicher Kindeswohlgefdhrdungen — in zweiter Instanz uneingeschrankt die Verfahrensvorgaben wie im
ersten Rechtszug gelten und stets durch das Kollegialorgan entschieden wird. Die Anderungen der Vorschriften
zur personlichen Anhérung des Kindes starken insbesondere durch den Verzicht auf Altersgrenzen die Rechts-
stellung des Kindes im Verfahren und dienen gerade in Kinderschutzverfahren einer besseren Sachverhaltsauf-
klarung.

v. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes fiir die Anderungen des StGB (Artikel 1), des Einfiihrungsgesetzes
zum Strafgesetzbuch (EGStGB, Artikel 7) und des BZRG (Artikel 4) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 1 des Grundgesetzes (GG, ,,Strafrecht™).

Die Gesetzgebungszustindigkeit des Bundes fiir die Anderungen der StPO (Artikel 2), des GVG (Artikel 3), des
FamFG (Artikel 5), des JGG (Artikel 6) und des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes (IntFamRVG,
Avrtikel 8 Absatz 2) folgt aus dem Kompetenztitel des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (,,Gerichtsverfassung*,
»gerichtliches Verfahren®).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Asylgesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 6 GG (,,Angelegenheiten der Fliichtlinge*).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und
Jugendhilfe — (SGB VIII), des Neunten Buches Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe von Menschen
mit Behinderung — (SGB IX), des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (SGB XII) und des Sozial-
gesetzbuches Vierzehntes Buch — Soziale Entschadigung — (SGB XIV, Artikel 8 Absatz 4 bis 7) ergibt sich aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (,,Offentliche Firsorge®). Die zur Inanspruchnahme der Kompetenz im Be-
reich der konkurrierenden Gesetzgebung gemaR Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlichen Voraussetzungen liegen
vor, da eine bundeseinheitliche Regelung zur Wahrung der Rechtseinheit notwendig ist.

Aufgrund des Kompetenztitels des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (,,Arbeitsrecht*) erfolgt die Anderung
des Jugendarbeitsschutzgesetzes (Artikel 8 Absatz 3).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertrégen, die die Bundesrepublik
Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar, insbesondere mit dem Ubereinkommen Nummer 201 des Europarats
zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) und der
Richtlinie 2011/93/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bek&mpfung des
sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Erset-
zung des Rahmenbeschlusses 2004/68/J1 des Rates.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Neuordnung der Regelungen zum Verfahrensbeistand soll auch deren Verstdndlichkeit verbessern und auf
diese Weise zu einer Erleichterung der Rechtsanwendung beitragen. Gleiches gilt fur die vorgesehene Aufspal-
tung des bisherigen etwas unibersichtlichen Straftatbestandes des sexuellen Missbrauchs von Kindern.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung
dient. Die im Entwurf vorgesehenen Gesetzesédnderungen, insbesondere auch die Verscharfungen im Strafrecht,
tragen insgesamt zur Verbesserung des Kindesschutzes bei, der VVoraussetzung ist fir eine friedliche Gesellschaft
im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 16 der Agenda 2030.

Die Einfiihrung von Qualifikationsanforderungen fiir Familienrichterinnen und -richter sowie fur Verfahrensbei-
stdnde ebenso wie die Klarstellung der Pflicht zur personlichen Anhdrung des Kindes férdern mit der damit ver-
bundenen Starkung der Kindesrechte im familiengerichtlichen Verfahren einen weiteren Aspekt des Nachhaltig-
keitsziels 16.

Die Konkretisierung und verbindlichere Fassung von Qualifikationsanforderungen fiir die Jugendgerichtsbarkeit,
die auch in Jugendschutzsachen zusténdig ist, tragt ebenso zur Gewahrleistung einer funktionierenden und effek-
tiven sowie kindgerechten Strafrechtspflege bei und verbessert und verstarkt somit die Bekdmpfung sexualisierter
Gewalt gegen Kinder.

Der Entwurf dient damit den Zielen 16. 1 ,,Alle Formen der Gewalt und die gewaltbedingte Sterblichkeit tiberall
deutlich verringern“ und 16.2 ,,Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, den Kinderhandel, Folter und alle For-
men von Gewalt gegen Kinder beenden”.

Mit der Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes im Recht des Bundeszentralregisters wird zudem zur
rechtsstaatlichen Strafrechtspflege beigetragen, die ebenfalls Teil der Agenda 2030 ist.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Es ist zwar mit einem Mehraufwand beim Bundesgerichtshof und bei der Bundesanwaltschaft zu rechnen, da
aufgrund der Neuregelung mit einer Zunahme der Revisionsverfahren beim Bundesgerichtshof zu rechnen ist
(vergleiche dazu unten die Ausfiihrungen unter F. ,,Weitere Kosten®). Es ist jedoch davon auszugehen, dass dieser
Mehraufwand sich in einem so geringfiigigen Bereich bewegen wird, dass keine konkreten Mehrausgaben fiir den
Bundeshaushalt zu erwarten sind (vergleiche dazu die Ausfiihrungen unter Ziff. 5 ,,Weitere Kosten*).

Durch die Verlangerung der Aufnahmefrist in das erweiterte Flihrungszeugnis und der Tilgungsfrist im Bundes-
zentralregister fallt beim Bundesamt fuir Justiz ein einmaliger Mehraufwand von voraussichtlich 50 000 Euro an,
der durch die Beauftragung eines externen Dienstleisters fur die Durchfiihrung der notwendigen IT-Anpassung
entsteht.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmé&Rig im Einzelplan 07 aus-
geglichen werden.

4.  Erfullungsaufwand

a. Erfullungsaufwand fir Birgerinnen und Blrger

Die in dem Entwurf vorgesehene Gesetzesénderung zu § 158a FamFG-E fiihrt allenfalls zu einem minimalen
Erfallungsaufwand fir Birgerinnen und Birger, welche ehrenamtlich als Verfahrensbeistand bestellt werden, da
die vorgesehenen Qualifikationsvoraussetzungen und Fortbildungspflichten sie in gleicher Weise treffen wie be-
rufliche Verfahrensbeistande (insoweit vergleiche Erfullungsaufwand Wirtschaft) und die Bestellung ehrenamt-
licher Verfahrensbeistande in der Praxis kaum noch vorkommt.

b. Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Dariiber hinaus fuhrt die Gesetzesédnderung zu 8 158a FamFG-E zu einem nicht genau bezifferbaren Erfullungs-
aufwand fur berufliche Verfahrensheistande, welche zukiinftig neben dem bereits jetzt schon in der Praxis gefor-
derten Nachweis zur beruflichen Qualifikation auf einem Gebiet der (Sozial-)Padagogik, des Rechtswesens oder
der Psychologie, auch Nachweise Uber eine fiir die Arbeit als Verfahrensbeistand spezifische Zusatzqualifikation
sowie Uber die regelméRige Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen vorhalten missen. Da weder die Anzahl
der tatigen Verfahrensbeistande noch ihr konkreter Aus- und Fortbildungsbedarf bekannt sind, ist weder eine
Bezifferung noch eine genaue Schétzung des Erfillungsaufwandes moglich. Eine Schétzung der Anzahl der von
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der Regelung betroffenen Personen kann nur anhand der Verfahrenszahlen vorgenommen werden. Im Jahr 2019
wurden bei Amtsgerichten und Oberlandesgerichten insgesamt 112 812 Verfahren in Kindschafts-, Abstam-
mungs- oder Adoptionssachen erledigt, in denen ein Verfahrensbeistand bestellt war. Ausgehend von geschéatzt
im Durchschnitt drei Verfahren je VVerfahrensbeistand im Monat ergibt sich daraus eine Zahl von 3 134 Personen,
die als Verfahrensbeistand tétig sind.

Je nach vorhandener Grundqualifikation ergibt sich fiir den einzelnen Verfahrensbeistand ein unterschiedlicher
Bedarf, eine spezifische Zusatzqualifikation zu erwerben, die in Ergédnzung zur vorhandenen Berufsqualifikation
zu erbringen ist. Die Angebote der Anbieter sind in Ablauf und Umfang unterschiedlich gestaltet. So gibt es
Aufbauseminare mit ca. 300 Unterrichtsstunden zum Erwerb umfassender Zusatzqualifikationen, fur welche Teil-
nahmegebiihren in Héhe von ca. 2 000 Euro anfallen. Daneben werden auch weiterfiihrende Fort- und Weiterbil-
dungsmaRnahmen angeboten, welche in Abhangigkeit vom Themengebiet ein bis sieben Tage dauern und fur die
Kosten in etwa zwischen 250 und 900 Euro anfallen. Um ihre Tatigkeit qualifiziert ausiiben zu kénnen und von
den Familiengerichten bestellt zu werden, verfiigen bereits jetzt die meisten Verfahrensbeistande Uber geeignete
und belegbare berufliche Grund- sowie notwendige Zusatzqualifikationen fiir ihre Tatigkeit und viele nehmen
zudem auch regelmdRig an FortbildungsmalRnahmen teil. Dementsprechend entstehen durch die gesetzliche Neu-
regelung nur fiir einen Teil der Verfahrensbeistande Mehrkosten und zeitlicher Mehraufwand. Daten dartiber, wie
viele Verfahrensbeistdnde dies betrifft und in welchem Umfang ihnen Qualifikationen fehlen, liegen nicht vor.
Da bereits jetzt nur geeignete Personen zum Verfahrensbeistand bestellt werden durfen, wird davon ausgegangen,
dass die einmalige Zusatzqualifikation von zehn Prozent der Verfahrensbeistdnde nachzuholen ist. Dafur wiirden
ausgehend von 2 000 Euro fir die Zusatzqualifikation Kosten von 626800 Euro anfallen. Hinsichtlich der regel-
maRigen Fortbildungen werden jahrliche Kosten von 250 Euro angesetzt. Dies ergibt insgesamt einen jéhrlichen
Aufwand von 783 500 Euro. Da sich die Verfahrensbeistdnde auch jetzt bereits fortbilden, werden hiervon 20
Prozent in Abzug gebracht, so dass ein Erfullungsaufwand von jahrlich 626 800 Euro geschatzt wird. Eine ndhere
Schétzung ist aus den oben genannten Griinden nicht maoglich.

Die vorgesehenen Anderungen zu § 158b Absatz 1 FamFG-E verursachen, soweit der Verfahrensbeistand seine
Stellungnahme auch schriftlich erstatten und die Endentscheidung mit dem Kind besprechen soll, keinen beson-
deren zusatzlichen Aufwand, da dies zum Teil bereits der Praxis entspricht und die schriftlich niedergelegte Stel-
lungnahme des Verfahrensbeistands fiir die mindliche Erérterung und das weitere Verfahrens Zeit und Aufwand
reduzieren kann.

c. Erfillungsaufwand der Verwaltung

Fir den Bund fallt beim Bundesamt der Justiz aufgrund der Verldngerung der Aufnahmefrist in das erweiterte
Fuhrungszeugnis und der Tilgungsfrist im Bundeszentralregister ein einmaliger Mehraufwand von voraussicht-
lich 50 000 Euro an, der durch die Beauftragung eines externen Dienstleisters flr die Durchfiihrung der notwen-
digen IT-Anpassung entsteht.

Durch die Anhebung der Strafrahmen und die Ausgestaltung der Straftatbestande der sexualisierten Gewalt gegen
Kinder und der Kinderpornographie als Verbrechen ist mit einem nicht genau bezifferbaren Anstieg der Zahl und
der Dauer der vollstreckbaren Freiheitsstrafen zu rechnen, durch die den L&nderhaushalten Kosten des Strafvoll-
zugs entstehen. Hierzu zéhlen neben den Kosten fiir die Schaffung von Haftplatzen (Kosten etwa 130 Euro pro
Haftplatz und Tag) auch die Kosten fiir den erhdhten Bedarf an Therapiekapazitaten im Strafvollzug. Mit dem
ebenfalls zu erwartenden Anstieg an zur Bewahrung ausgesetzten Freiheits- oder Restfreiheitsstrafen ist zudem
mit einem Mehraufwand fiir die Jugendgerichtshilfen und die Bewahrungshilfen zu rechnen. Der Mehraufwand
der Lander im Zusammenhang mit dem Anstieg an verhangten Freiheitsstrafen wird auf eine mindestens sieben-
stellige Summe geschatzt.

Die mit der Anderung des § 112 Absatz 3 StPO im Bereich der Untersuchungshaft zu erwartenden Mehrbelastun-
gen der Justizvollzugsanstalten werden als geringfligig eingeschétzt.

Far die Kommunen entsteht kein Erfiillungsaufwand.

5.  Weitere Kosten

Mit den im Entwurf vorgesehenen Verscharfungen des Sexualstrafrechts und der Ausweitung der Ermittlungs-
maoglichkeiten ist mit einer Mehrbelastung der Strafverfolgungsbehdrden und der Strafgerichte in den L&ndern zu
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rechnen. Die Mehrbelastung resultiert in erster Linie daraus, dass es mehr und umfangreichere ErmittlungsmaR-
nahmen und mehr Hauptverhandlungen geben wird.

Die Anhebung der Strafrahmen hat eine Begrenzung der Einstellungsmdglichkeiten nach den 88 153, 153a StPO,
einen weitgehenden Ausschluss der Verfahrensbeendigung durch Strafbefehl und eine deutlich starkere Inan-
spruchnahme des Schoffengerichts und der Jugendschutzgerichte, im Hinblick auf die Verbrechenstatbestande
insbesondere des Jugendschoffengerichts, zur Folge. Da noch im Ermittlungsverfahren erfolgende Verfahrensbe-
endigungen nach den 8§ 153, 153a StPO in den staatsanwaltlichen Statistiken nicht nach einzelnen Delikten er-
fasst werden, kann die Anzahl der zu erwartenden Hauptverhandlungen infolge der Strafrahmenanhebungen der
8§ 176 ff. und § 184b StGB-E nicht konkret beziffert werden. Einige Lander schatzen die gegenwartige Einstel-
lungspraxis nach den 8§ 153, 153a StPO im Bereich nur geringfugiger Uberschreitungen der Erheblichkeits-
schwelle (§ 184h StGB) und des Besitzes geringer Mengen an kinderpornographischen Materials jedoch als ge-
wichtig ein. Hinzu kommt, dass im Jahr 2018 von insgesamt 1 341 rechtskraftigen Verurteilungen nach den
88 176, 176a StGB nach allgemeinem Strafrecht 150 Geldstrafen und 434 Freiheitsstrafen bis einschlieBlich ei-
nem Jahr ausgesprochen wurden, bei insgesamt 1 995 rechtskréftigen Verurteilungen nach 8 184b StGB nach
allgemeinem Strafrecht in 817 Fallen eine Geldstrafe und in 870 Fallen eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
(Statistisches Bundesamt [Hrsg.], Strafverfolgung 2018, Tabellen 3.1 und 3.3). Zwar ist der Anteil der Verfah-
renshbeendigungen durch Strafbefehl nicht ermittelbar, da eine nach einzelnen Delikten differenzierte Erfassung
der Art der Verfahrensbeendigung nicht stattfindet. Infolge der weitgehend ausgeschlossenen Mdglichkeit einer
Geldstrafe und der verringerten Mdoglichkeit der Verhdngung von Freiheitsstrafen von unter einem Jahr aufgrund
der vorgesehenen Strafscharfungen durfte jedoch unter Zugrundelegung der genannten statistischen Angaben aus
dem Jahr 2018 mit einem Anstieg der Zahl der durchzufiihrenden Hauptverfahren — insbesondere vor Schoffen-
gerichten — im vierstelligen Bereich zu rechnen sein. Ausweislich der Stellungnahme des Landes Berlin wird nach
den im Personalbedarfsberechnungssystem PEBBS8Y festgelegten Basiszahlen der Antrag auf Erlass eines Straf-
befehls fir Richterinnen und Richter mit 35 Minuten angesetzt, eine Strafsache vor dem Strafrichter mit 157
Minuten und eine Schoffensache mit 423 Minuten. Ahnliche Unterschiede ergében sich bei den Jugendrichterin-
nen und Jugendrichtern sowie im mittleren Dienst. Davon ausgehend wird eine Zunahme der Verfahrensdauern
fur die hinzukommenden Verfahren um das Vierfache erwartet. Die den Landern mit dem damit verbundenen
erheblichen personellen und sachlichen Mehraufwand entstehenden Kosten wird auf eine siebenstellige Summe
geschatzt. Mangels konkreter Angaben der Lander zur Personalbedarfsberechnung und zum Personaleinsatz ist
eine genauere Quantifizierung des entstehenden Mehraufwands fir die L&nderhaushalte nicht méglich.

Dariiber hinaus werden nicht konkret bezifferbare Mehrkosten fur besondere Verfahrensmanahmen anfallen, die
sich aus den Anderungen des materiellen Strafrechts und des Strafprozessrechts ergeben, wie etwa die Bestellung
eines Pflichtverteidigers bei Beschuldigung eines Verbrechens und bei der Vollstreckung der Untersuchungshaft.
Unter Zugrundelegung des zu erwartenden Anstiegs an durchzufiihrenden Hauptverfahren dirfte sich auch die
notwendige Bestellung von Pflichtverteidigern um eine vierstellige Zahl erhéhen. Der hierzu erforderliche finan-
zielle Mehraufwand wird auf eine siebenstellige Summe geschatzt. Die konkret entstehenden Kosten konnten
durch die L&nder nicht beziffert werden.

Mit dem Anstieg der Zahl und der Dauer der vollstreckbaren Freiheitsstrafen ist ferner ein Mehraufwand der
Vollstreckungsgerichte verbunden, der auf eine sechsstellige Summe geschatzt wird. Der Mehraufwand umfasst
insbesondere die Uberwachung der Strafvollstreckung.

Mit dem Anstieg der Verfahrensanzahl und der Anhebung der Strafrahmen ist zudem mit einem Mehraufwand
beim Bund durch eine Mehrbelastung des Bundesgerichtshofs und der Bundesanwaltschaft zu rechnen, der jedoch
mit einem geschatzten Anstieg der Verfahrensanzahl um eine zweistellige Zahl im niedrigen Bereich liegen dirfte.
Beim Bundesgerichtshof kann es durch die in dem Entwurf vorgesehene Erweiterung einzelner Strafbestimmun-
gen sowie die Anhebung der Strafdrohungen zu einer geringfiigigen Mehrbelastung kommen, die gegenwartig —
da auf nicht vorhersehbares Prozessgeschehen und -verhalten der Beteiligten zurlickzuftihren — nicht néher bezif-
fert werden kann. Die Befassung des Bundesgerichtshofs als Revisionsinstanz (§ 135 GVG) setzt voraus, dass ein
Strafverfahren erstinstanzlich bei einem Oberlandesgericht (hier nicht einschldgig) oder Landgericht gefuihrt
wurde. Letzteres ist bei den in den 88 74 Absatz 1 und 2, 74b GVG genannten Straftatbestdnden gegeben, die bis
auf eine redaktionelle Anderung unveréndert bleiben. Allerdings ist mit einer Zunahme an erstinstanzlichen Ver-
fahren vor dem Landgericht im Hinblick auf die Anhebung der Strafdrohungen der 8§ 176 ff. sowie des § 184b
StGB-E und die daraus folgende gesteigerte Inanspruchnahme des Bundesgerichtshofs als Revisionsinstanz und
der Bundesanwaltschaft zu rechnen, da zukiinftig h&ufiger eine héhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe (8§ 74
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Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 8 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 GVG) zu erwarten sein dirfte. Zur kiinftigen
Rechtsanwendung durch die Gerichte kann derzeit keine Prognose aufgestellt werden.

Die gegebenenfalls infolge der moderaten grundsétzlichen Ausdehnung der Strafbarkeit (etwa in den 8§ 174 bis
174c StGB) entstehenden Mehrkosten flir die Strafverfolgung und -vollstreckung werden als geringfligig ge-
schétzt. Im Jahr 2018 gab es wegen der Delikte der 88 174 bis 174c¢ StGB nach allgemeinem und Jugendstrafrecht
insgesamt 105 rechtskréftige Verurteilungen (Statistisches Bundesamt [Hrsg.], Strafverfolgung 2018, Tabellen
3.1 und 4.1). Ein nennenswerter Mehraufwand infolge der Aufnahme der voraussichtlich Giberschaubar auftreten-
den Drittkonstellationen wird nicht erwartet.

Der neu eingefiigte Straftatbestand des 8 1841 StGB-E wird keinen spiirbaren Anstieg der Verfahrensanzahl zur
Folge haben. Geschatzt wird eine Anzahl von Ermittlungsverfahren im zweistelligen Bereich j&hrlich.

Die Aufnahme des § 184b StGB-E (Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte) in § 181b
(Fihrungsaufsicht) dirfte keine nennenswerte Erhéhung der damit verbundenen Prifpflichten der Gerichte zur
Folge haben. Anordnungen nach § 68b Absatz 1 StGB durch das erkennende Gericht machen nur einen Kkleinen
Bruchteil aller Unterstellungen aus. So standen 2018 der Gesamtzahl von 35 298 unter Fihrungsaufsicht stehen-
den Personen (vergleiche die vom DBH e.V. — Fachverband fiir Soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
herausgegebenen Zahlen zur Fiihrungsaufsicht 2010 bis 2018, abrufbar unter www.dbh-online.de) nur 21 Anord-
nungen nach § 68 Absatz 1 StGB gegeniiber (Statistisches Bundesamt, Strafverfolgungsstatistik 2018, Fachserie
10, Reihe 3, Seite 357). Auch die Zahl der Unterstellungen kraft Gesetzes (8 68f Absatz 1 StGB), die zukiinftig
bei Verurteilungen nach § 184b StGB-E bereits bei einer VVollverbuRung ab einem Jahr Freiheitsstrafe (statt zwei
Jahren) eintreten soll, und die damit verbundene gerichtliche Priifpflicht nach 8 68f Absatz 2 StGB, ob die Fiih-
rungsaufsicht ausnahmsweise entfallt, durfte nur geringfiigig steigen. Die Strafverfolgungsstatistik weist fiir 2018
insgesamt 32 Verurteilte mit Hauptstrafe nach allgemeinem Strafrecht nach § 184b StGB auf, die zu einer voll-
streckbaren Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis zu zwei Jahren verurteilt wurden (Statistisches Bundesamt,
Fachserie 10, Reihe 3, 2018, S. 32, 173). Geht man von einem generellen Anteil der VollverbuBungen bei voll-
streckbaren Freiheitsstrafen bis zwei Jahren von knapp 70 Prozent aus (vergleiche Jehle und andere, Legalbewéh-
rung nach strafrechtlichen Sanktionen, Eine bundesweite Ruckfalluntersuchung 2010 bis 2013 und 2004 bis 2013,
Seite 70), kdme man auf 22 zusétzliche Unterstellungen kraft Gesetzes, die die Priifpflicht nach § 68f Absatz 2
StGB ausldsen wiirden (was, bezogen auf das Jahr 2018, einem Zuwachs an der Gesamtzahl der Unterstellungen
von 0,06 Prozent entspréche). Aufgrund dieses niedrigen Ausgangsniveaus dirfte auch die geplante Anhebung
der Strafrahmen bei § 184b StGB-E nicht zu einer nennenswerten Erhdhung der Prifpflichten nach § 68f Absatz 2
StGB fuhren.

Im Ubrigen ist fiir den Bund kein zusétzlicher Mehraufwand zu erwarten. Die in den §§ 23b Absatz 3, 119 Ab-
satz 2 GVG-E vorgesehenen Qualifikationsanforderungen und die in § 68 Absatz 5 FamFG-E vorgesehenen An-
derungen fiir Beschwerdeverfahren in besonders grundrechtssensiblen Kindschaftssachen betreffen nur die Fami-
liengerichtsbarkeit der Lander. Die im Entwurf fiir die Jugendgerichtsbarkeit vorgesehenen Qualifikationsanfor-
derungen gelten ausschlielich fir die Jugendgerichtsbarkeit der Lander.

Der diesbeziigliche Aufwand fiir die L&nder kann auch nach Beteiligung der Lander nicht naher beschrieben wer-
den. Aufgabe der Lander ist es, die erforderliche Qualifikation der in der Landesjustiz tatigen Familienrichterin-
nen und -richter geméaR § 23b Absatz 3 und § 119 Absatz 2 GVG-E zu gewadhrleisten. Dies betrifft die Ausbildung
und die Ermdglichung von zeitnaher und auch auBerjuristischer Fortbildung. Eine Konkretisierung des Aufwands
scheitert bereits daran, dass die Zahl der jéhrlichen Dezernatswechsler sowie deren regelméRige Qualifikation
unbekannt ist und zum Teil von erheblichen Schwankungen auszugehen ist. Zudem achten die L&nder bereits jetzt
zu einem grof3en Teil darauf, dass Richterinnen und Richter, die ein familienrechtliches Dezernat Glbernehmen,
uber eine ausreichende Qualifikation verfligen oder diese zeitnah tber Einflihrungslehrgénge und Fortbildungen
erwerben oder erweitern kdnnen. Darauf weist auch die Uberwiegende Zahl der Lénder in ihren Stellungnahmen
zum Entwurf hin, wobei sie gleichwohl groRenteils pauschal von einem beachtlichen Mehraufwand ausgehen,
ohne diesen néher zu beziffern. Einzig Baden-Wirttemberg hat in seiner Stellungnahme auf einen lediglich mit-
telbaren Aufwand flr die notwendige weitere Verbesserung des Fortbildungsangebots hingewiesen. Mit dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes und weiterer Gesetze plant das
Land Baden-Wiirttemberg eine erhebliche Ausweitung seines Fortbildungsangebots fir Familienrichterinnen und
-richter und berechnet dafiir einen Aufwand fir die 6ffentliche Verwaltung in den ersten beiden Jahren von jeweils
221 141,20 Euro und in den nachfolgenden Jahren von jeweils 195 126,20 Euro; fur die Justizpraxis wird der
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Aufwand mit jahrlich 371 712 Euro angegeben. Ob der hier vorliegende Entwurf bei den Landern entsprechend
geringere oder darliberhinausgehende Mehrkosten verursacht, kann ohne konkrete Angaben der Lander zu den
bestehenden Aus- und Fortbildungsangeboten nicht beurteilt werden. Der Gesetzentwurf Baden-Wiirttembergs
zeigt jedoch, dass in den Landern bereits erhebliche Anstrengungen unternommen werden, um die notwendige
Qualifikation und Fortbildung von Familienrichterinnen und -richtern zu gewéhrleisten. Aufgrund des bereits
vorhandenen oder der unabhéngig von dem vorliegenden Gesetzentwurf geplanten Erweiterung des Schulungs-
angebots fur Familienrichterinnen und -richter ist davon auszugehen, dass gegeniber dem Aufwand zur Umset-
zung der Qualifikationsanforderungen der Jugendgerichtsbarkeit ein geringerer Aufwand entsteht.

Grundsatzlich ist ein zusétzlicher Aufwand der L&nder in folgenden Bereichen denkbar:

— Umsetzung der inhaltlichen Konkretisierung der besonderen Qualifikationsanforderungen nach § 23b Ab-
satz 3 Satz 3 und 4 GVG-E

—  Konzipierung und Bereitstellung geeigneter Lerninhalte;

—  Bereitstellung einschldgiger dienstbegleitender Fortbildungsangebote;

— Reisekosten wegen Wahrnehmung von Fortbildungsangeboten;

—  personalwirtschaftlicher Aufwand fiir die Bewertung einschlégiger Kenntnisse;

—  personalwirtschaftlicher beziehungsweise -organisatorischer Aufwand aufgrund 8 23b Absatz 3 Satz 3 und
4 und § 119 Absatz 2 GVG-E zur Gewahrleistung der Qualifikationsanforderungen bei erstmaligem Einsatz
in der Familiengerichtsbarkeit;

Zusétzlicher Mehraufwand entsteht den Justizverwaltungen der Lander auch infolge der Anderungen des § 68
Absatz 5 FamFG-E, da in bestimmten Verfahren kiinftig der Senat in Dreierbesetzung entscheiden muss und die
Maoglichkeit, von bestimmten Verfahrenshandlungen abzusehen, eingeschrénkt wird. Der Aufwand wurde von
den Landern — sofern diese dazu Stellung genommen haben — als nicht quantifizierbar dargestellt. Es liegen keine
Statistiken vor, in wie vielen Beschwerdeverfahren eine teilweise oder vollstandige Entziehung der Personensorge
nach den 88 1666 und 1666a BGB, ein Ausschluss des Umgangsrechts oder eine Verbleibensanordnung in Be-
tracht kommt. Ebenso wenig kann eingeschatzt werden, in wie vielen dieser Verfahren die Entscheidung gemaf
8 68 Absatz 4 FamFG auf einen Einzelrichter ubertragen oder nach § 68 Absatz 3 Satz 2 FamFG schriftlich unter
Verzicht auf einzelne Verfahrenshandlungen entschieden wird. Die Lander haben in ihren Stellungnamen inso-
weit auf einen erheblichen Mehraufwand hingewiesen, ohne diesen genauer zu benennen. Lediglich Hamburg hat
diesen Mehraufwand unter Hinweis auf die Einschatzung des dortigen Oberlandesgerichts quantifiziert und an-
gegeben, dass mit einer Verdoppelung des Aufwands fur diese Verfahren zu rechnen sei. Danach ware aufgrund
der geplanten Anderungen die Schaffung eines weiteren Senats mit einer R 3-Stelle und zwei R 2-Stellen erfor-
derlich. Allein die Personalkosten flr die Richter des neu einzurichtenden Senats betriigen nach der hamburgi-
schen Besoldungstabelle zwischen 225 094 Euro und 277 914 Euro, Angaben zu Folgekosten wurden nicht ge-
macht. Die Validitat der Angaben kann nicht eingeschatzt werden, zumal die anderen L&nder derartige Folgen
nicht benannt haben. Ebenfalls nicht bezifferbar sind die Mehrausgaben im Bereich von Personal- und Sachauf-
wand, die sich durch die Anderung der Regelungen zur personlichen Anhérung des Kindes in § 159 FamFG-E
ergeben. Bei der Anderung handelt es sich im Wesentlichen um eine gesetzliche Klarstellung bereits von der
Rechtsprechung praktizierter Handhabung. Zusétzlicher Aufwand entsteht allerdings fiir die Verschaffung eines
personlichen Eindrucks bei Kleinstkindern, der zwingend in Verfahren nach 88 1666 und 1666a BGB vorgesehen
ist. Im Ubrigen hangt die Erforderlichkeit der Anhorung von Kleinstkindern vom Einzelfall ab. Auch in den Stel-
lungnahmen der Lander wird, soweit dazu Ausfiihrungen gemacht wurden, Uberwiegend zwar von einem Mehr-
aufwand ausgegangen, der jedoch nicht quantifiziert wurde. Insbesondere liegen keine Zahlen dazu vor, wie viele
Kinder unter drei Jahren von einem Verfahren nach 88 1666, 1666a BGB betroffen sind und wie héufig in diesen
Féllen bisher von einer Kindesanhérung nach § 159 FamFG abgesehen wurde.

Die besonderen Qualifikationsanforderungen fiir die Jugendgerichtsbarkeit bestehen aufgrund des geltenden § 37
JGG bereits heute (vergleiche auch — allerdings ohne Gesetzeskraft — die Richtlinien zu § 37 JGG). Diese Anfor-
derungen werden durch die Vorschldge des vorliegenden Entwurfs lediglich gesetzlich naher konkretisiert und
verbindlicher gefasst. Dies kann im Rahmen der Justizorganisation aber dennoch zu einem Mehraufwand fuhren.
Der personelle und finanzielle Mehraufwand ist derzeit jedoch nicht konkret bezifferbar, da die Lander hierzu
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ganz Uberwiegend keine einschlagigen Daten oder sonstige ausreichend konkrete Angaben fiir eine valide Schat-
zung im Rahmen ihrer Stellungnahmen zur Verfiigung gestellt haben. Lediglich die Lander Berlin und Branden-
burg haben zu diesem Bereich Schétzungen beziffert; Berlin schatzt hinsichtlich der erhdhten Qualifikationsan-
forderungen in der Jugendgerichtsbarkeit unter Zugrundlegung von insgesamt 465 in der Jugendgerichtsbarkeit
eingesetzten Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwéltinnen und Staatsanwadlten (einschlielich Bereit-
schaftsdienst und Vertretung) die zusatzlichen jahrlichen Fortbildungskosten auf 100 000 bis 150 000 Euro. Bran-
denburg schatzt sie auf 100 000 Euro unter Zugrundelegung von 150 grundsétzlich betroffenen Personen (ein-
schlieRlich Bereitschaftsdienst und Vertretung) sowie angenommener Sachgerechtigkeit von funftagigen Grund-
lagenkursen in Kombination mit kiirzeren Auffrischungsveranstaltungen in den Folgejahren (bei Tagessatzen fiir
Referentinnen und Referenten in Hohe von 1 000 bis 1 500 Euro). Nicht erkennbar ist dabei, wie hoch die Zahl
der Personen eingeschatzt wird, bei denen tatsachlich unmittelbar nach einem Inkrafttreten der Neuregelungen
und dann jahrlich fortlaufend ein entsprechender zusétzlicher Fortbildungsbedarf besteht oder bestehen wird.
Schon angesichts der Vorgaben des geltenden 8 37 JGG und der Richtlinien zu § 37 JGG sowie des eigenen
fachlichen Engagements der in der Jugendgerichtsbarkeit Eingesetzten wird man keineswegs davon ausgehen
durfen, dass bei samtlichen Betroffenen eine unzureichende Qualifikation im Hinblick auf die Anforderungen des
(neuen) 8 37 JGG vorliegt. Auch erworbene einschlégige Kenntnisse etwa in universitaren Schwerpunktbereichen
oder im Selbststudium sind zu beriicksichtigen. Die Annahmen (ber den Umfang der gesetzlichen Anforderungen
und uber Art und Ausmald zusétzlicher Fortbildungen kénnen zwischen den Landesjustizverwaltungen durchaus
divergieren. Der Entwurf der Neuregelung enthélt insoweit (wie fiir die Belegbarkeit der Kenntnisse) bewusst
keine konkreten und zwingenden Vorgaben, um den Landesjustizverwaltungen angemessene und praktikable
Spielrdume zu belassen. Neben dem Fehlen notwendiger Ausgangszahlen flr eine einigermalien verldssliche
Schétzung ist auch deshalb eine bundesweite ,,Hochrechnung* nicht mdéglich.

Grundsétzlich ist ein zusatzlicher Aufwand der Lander in folgenden Bereichen denkbar:

—  Umsetzung der inhaltlichen Konkretisierung der besonderen Qualifikationsanforderungen fiir den Einsatz in
der Jugendgerichtsbarkeit durch § 37 Absatz 1 Satz 2 und 3 JGG-E:

— Konzipierung und Bereitstellung geeigneter Lerninhalte;

—  Bereitstellung einschlagiger dienstbegleitender Fortbildungsangebote;

—  Reisekosten wegen Wahrnehmung von Fortbildungsangeboten;

—  personalwirtschaftlicher Aufwand fur die Bewertung einschldgiger Kenntnisse;

—  personalwirtschaftlicher beziehungsweise -organisatorischer Aufwand aufgrund § 37 Absatz 1 Satz 3 und
Absatz 2 JGG-E zur Gewaéhrleistung der Qualifikationsanforderungen bei erstmaligem Einsatz in der Ju-
gendgerichtsbarkeit und wegen ihrer grundsatzlichen Geltung auch fiir den Bereitschaftsdienst;

—  personalwirtschaftlicher beziehungsweise -organisatorischer Aufwand aufgrund § 37 Absatz 3 JGG-E we-
gen der zuséatzlichen Vorgaben fir den Einsatz als Jugendrichterin oder Jugendrichter und beziiglich des
Vorsitzes einer Jugendkammer.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen werden keine Auswirkungen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher haben. Auswirkungen von
gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht ersichtlich. Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral und
betreffen Manner und Frauen in gleicher Weise. Es ergeben sich ebenso keine verbraucherpolitischen oder demo-
graphischen Auswirkungen.

VIl.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht vorgesehen. Die MalRnahmen beruhen auf gesamtgesellschaftlichen Grundaussagen, die
langfristig Geltung beanspruchen. Die Begleitung, Beobachtung und Auswertung des Umsetzungsprozesses der
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Regelungen sind flr den Bundesgesetzgeber von zentraler Bedeutung. Inshesondere ist wissenschaftlich zu be-
trachten, welche Auswirkungen durch die Erhéhung der Strafrahmen auf den Ausgang des Verfahrens oder auf
das Anzeigeverhalten bei sexualisierter Gewalt gegen Kinder festgestellt werden kdnnen. Grundlage werden die
Erkenntnisse der Staatsanwaltschaften und Gerichte aus den Strafverfahren zu den geénderten beziehungsweise
neuen Straftatbestanden sein sowie die vorhandenen Daten der Statistiken der Strafrechtspflege. Daneben ist der
Umsetzungsprozess hin zu einer kindgerechten Rechtspflege von zentralem Interesse.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Strafgesetzbuches)
Zu Nummer 1 (Inhaltsibersicht)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung der Uberschriften der §§ 176 bis 176b StGB und zur Einfi-
gung der neuen Strafvorschriften der 8§ 176¢ und 176d StGB-E (Artikel 1 Nummer 9).

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 15.
Zu Nummer 2 (8 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E)

Der Straftatenkatalog des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB wird an die Anderungen der §§ 176 bis 176b StGB angepasst
(Artikel 1 Nummer 9). 8 66 Absatz 3 Satz 1 StGB benennt die Delikte, bei denen schon zwei Verurteilungen (be-
ziehungsweise in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2: zwei Straftaten) in formeller Hinsicht die Anordnung von
Sicherungsverwahrung ermdglichen kdnnen.

Im Bereich der Sexualstraftatbestdnde erfasst § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB alle Verbrechen (vergleiche den Hinweis
auf alle die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a erfiillenden Verbrechen) und die dort
genannten Vergehen. Im Hinblick auf die durch diesen Entwurf gednderten Tatbestande werden bislang die Ver-
gehen nach § 176 StGB genannt. Diese Tathandlungen werden mit den in dem Entwurf vorgesehenen Anderungen
in die neuen Straftatbestande der 88 176 (sexualisierte Gewalt gegen Kinder), 176a (sexualisierte Gewalt gegen
Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind) und 176b StGB-E (Vorbereitung von sexualisierter Gewalt gegen
Kinder) tberfiihrt und entsprechend ihrem Unrechtsgehalt aufgespalten. 8§ 176 StGB-E, der besonders verwerfli-
che Taten sexualisierter Gewalt abbildet, wird mit dem Entwurf zum Verbrechen hochgestuft (siehe Artikel 1
Nummer 9 zu § 176 StGB-E) und fallt damit zukinftig unter die von § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB erfassten Ver-
brechen (siehe oben); seine gesonderte Erwahnung wird damit entbehrlich. Die Tatbestdnde der 88 176a und 176b
StGB-E sollen, weil sie weniger schwerwiegendes Unrecht darstellen, nicht als Verbrechen eingestuft werden.
Um sie weiterhin als taugliche Anlasstaten nach § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB zu erhalten, sollen diese in den Kata-
log des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB mit aufgenommen werden. Diese Umstellung fuhrt allerdings nicht nur zu
einer Fortschreibung des geltenden Rechts, sondern auch zu einer punktuellen Ausweitung. Die mit § 176a Ab-
satz 3 Satz 2 StGB-E neu eingefiihrte Strafbarkeit des Versuchs in den Fallen des § 176a Absatz 1 Nummer 3
StGB-E (Einwirken auf ein Kind mittels eines pornographischen Inhalts oder durch entsprechende Reden, siehe
unten Artikel 1 Nummer 9 zu § 176a StGB-E) wird damit ebenfalls zur tauglichen Anlass- und Vortat nach § 66
Absatz 3 Satz 1 StGB. Da das Unrecht dieser Tathandlung den anderen, bereits in der jetzigen Katalogtat des
8 176 StGB aufgehenden Tatalternativen gleichwertig ist, insbesondere der durch das Siebenundfiinfzigste Gesetz
zur Anderung des Strafgesetzbuches (Bundestagsdrucksache 19/13836, BGBI. | S. 431) zum 13. Marz 2020 ein-
gefuhrten Versuchsstrafbarkeit beim Cybergrooming (siehe oben im Allgemeinen Teil unter I. und Il. 1.), ist deren
Aufnahme in § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB konsequent. Dariiber hinaus fihrt die grundsétzliche Hochstufung des
8§ 184b StGB-E zu einem Verbrechenstatbestand (mit Ausnahme der in § 184b Absatz 1 Satz 2 StGB-E genannten
Félle, siehe dazu ndher die Ausfuhrungen zu Nummer 13) ebenfalls dazu, dass zukiinftig auch diese Taten taug-
liche Anlass- und Vortaten im Sinne des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB werden. § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
Buchstabe a StGB meint mit Straftaten, die sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung richten, alle Taten im Drei-
zehnten Abschnitt des Besonderen Teils (vergleiche Bundestagsdrucksache 17/3403, Seite 22) und erfasst damit
auch den § 184b StGB-E. Diese Zuordnung liegt in der Konsequenz der Hochstufung zum Verbrechen und der
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dafur tragenden Grunde (siehe erneut die Ausfuhrungen zu Nummer 13). Ob derartige Anlass- und Vortaten es
im konkreten Fall jedoch tatsachlich gebieten, gegen den Tater Sicherungsverwahrung als schwerste Sanktion des
Strafrechts zu verhangen, hangt nicht nur vom Vorliegen der weiteren, insbesondere materiellen VVoraussetzungen
nach 8 66 StGB ab, sondern in den Féllen des § 66 Absatz 3 StGB aufgrund der dortigen Kann-Regelungen zu-
sétzlich von einer entsprechenden Ermessensausiibung des Gerichts.

Zur Nichtanwendbarkeit dieser Ausweitung des Straftatenkatalogs nach 8 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E auf vor
ihrem Inkrafttreten begangene Straftaten siehe Artikel 7 (Anderung des Einfiinrungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch).

Zu Nummer 3 (8§ 78b Absatz 1 Nummer 1 StGB-E)

Die Anderungen im Bereich der kinderpornographischen Straftaten (siehe die Ausfiihrungen zu Nummer 13) sol-
len zum Anlass genommen werden, 8 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StGB-E (Herstellung eines kinderporno-
graphischen Inhalts, der ein tatsachliches Geschehen wiedergibt) in die in § 78b Absatz 1 Nummer 1 StGB ent-
haltende Liste der Delikte aufzunehmen, bei denen die Verjéhrung bis zur Vollendung des 30. Lebensjahrs des
Opfers ruht. Zwar wird bei solchen Taten regelméRig auch einer der Tatbestdnde der gegenwartigen 88 176 bis
176b StGB und zukunftigen 88 176 bis 176d StGB-E erfullt, die bereits jetzt und auch zukiinftig von dieser Ru-
hensregelung erfasst werden, so dass auch fiir Opfer einer Tat nach § 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StGB-E
im Ergebnis der Verjahrungsbeginn in der Regel bis zur Vollendung seines 30. Lebensjahres hinausgeschoben ist
(nach §52 Absatz 2 StGB bestimmt sich bei tateinheitlicher Begehung die Strafe nach dem Gesetz, das die
schwerste Straftat androht, also bei sexuellem Missbrauch beziehungsweise zukiinftig sexualisierter Gewalt gegen
Kinder zum Zweck der Herstellung von Kinderpornographie nach 8 176a Absatz 3 StGB beziehungsweise zu-
kiinftig § 176¢ Absatz 2 StGB-E). Dennoch sind in jungerer Zeit Zweifel erhoben worden, ob damit die Vorgaben
aus Artikel 15 Absatz 2 der Richtlinie 2011/93/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezem-
ber 2011 vollstandig umgesetzt werden, wonach auch das Herstellen von Kinderpornographie wahrend eines hin-
langlichen Zeitraums nach Erreichen der Volljahrigkeit des Opfers entsprechend der Schwere der Tat strafrecht-
lich verfolgt werden kdnnen muss. In der Tat deckt sich der Regelungsbereich der 8§ 176 ff. StGB-E nicht voll-
standig mit dem des § 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StGB-E. Wer zum Beispiel ein schlafendes Kind, das sich
in einer aufreizend geschlechtsbezogenen Kdrperhaltung befindet, fotografiert oder filmt, stellt einen kinderpor-
nographischen Inhalt her, ohne dass zugleich die Voraussetzungen eines der Tatbestande der 88 176 bis 176b
StGB beziehungsweise 88 176 bis 176d StGB-E erfiillt sind. Die Tat allein nach § 184b Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 StGB-E verjahrt — soweit keine Unterbrechung nach 8 78c StGB oder eine andere Ruhensregelung nach
8 78b StGB greift — zehn Jahre nach Beendigung der Tat (§ 78 Absatz 3 Nummer 3 in Verbindung mit § 78a
StGB), so dass Verjéhrung vor Eintritt der VVolljahrigkeit des Opfers eintreten kann. Mit der Aufnahme von § 184b
Absatz 1 Nummer 3 StGB-E werden von der Ruhensregelung des § 78b Absatz 1 Nummer 1 StGB-E zukiinftig
auch solche Falle erfasst, so dass die Verjahrung erst mit Vollendung des 30. Lebensjahrs des Opfers zu laufen
beginnt. Zugleich wird mit dieser eigenstandigen Erfassung auch der nach diesem Entwurf erhdhten Schwere
einer Tat nach § 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StGB-E Rechnung getragen. Denn durch die Hochstufung zum
Verbrechen betont der Entwurf die Schwere solcher Taten und diese Schwere ist nach Artikel 15 Absatz 2 der
genannten Richtlinie 2011/93/EU ein mal3gebliches Kriterium dafir, inwieweit eine Strafverfolgung auch nach
Eintritt der VVolljahrigkeit des Opfers noch mdglich sein muss. Durch die Angaben ,,auch in Verbindung mit Ab-
satz 2 wird klargestellt, dass die Ruhensregelung auch fir diese Qualifikationen gilt. Zwar unterliegen solche
Taten zukiinftig bereits einer Verjahrungsfrist von zwanzig Jahren (vergleiche § 78 Absatz 3 Nummer 2 StGB),
so dass Verjahrung immer erst nach der Vollendung der Volljahrigkeit des Opfers eintreten kann. Es ware aber
inhaltlich und systematisch wenig verstandlich, den in seinem Unrechtsgehalt nochmals deutlich erhéhten Quali-
fikationstatbestand des § 184b Absatz 2 StGB-E im Ergebnis einer kiirzeren Verjahrung zu unterwerfen als den
Grundtatbestand des 8 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StGB-E.

Wie auch sonst bei Regelungen zum spéteren Eintritt der Verjahrung ist die Einbeziehung von § 184 Absatz 1
Satz 1 Nummer 3, auch in Verbindung mit Absatz 2 StGB-E auf alle Falle anwendbar, in denen zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Neuregelung eine Verjéhrung noch nicht eingetreten ist. Einer — ohnedies allenfalls klar-
stellenden — Ubergangsregelung bedarf es hierzu nicht (vergleiche zur Einfilhrung des § 78b Absatz 4 StGB Bun-
destagsdrucksache 12/3832, Seite 44, sowie BVerfG, Kammerbeschluss vom 30. Mai 1994, 2 BvR 746/94 = NJW
1995, 1145; ebenso zur Verldngerung der Ruhensregelung nach § 78b Absatz 1 StGB Bundestagsdrucksache
18/2601, Seite 24; Bundestagsdrucksache 16/13671, Seite 24; BGH 4 StR 281/13 = StV 2014, 268, bei juris Rn.
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3; BGH 4 StR 165/04 = NStZ 2005, 89, bei juris Rn. 2 f.; zum spéteren Verjahrungseintritt im Steuerstrafverfahren
vergleiche aktuell Bundestagsdrucksache 19/20058, Seite 29).

Die Streichung von § 180 Absatz 3 StGB ist eine Folge der Aufhebung der Vorschrift, deren Regelungsgehalt
zukiinftig in § 174 Absatz 1 StGB-E aufgehen wird (vergleiche die Ausfihrungen zu Nummer 5 Buchstabe a und
Nummer 10 Buchstabe a; § 174 StGB ist bereits in § 78b Absatz 1 Nummer 1 StGB enthalten, so dass es insoweit
keiner weiteren Anpassung bedarf.

Zu Nummer 4 (8 140 StGB-E)

Die Anderungen in § 140 StGB sind durch die Anderungen der §8 176 bis 176b StGB und die Einfiigung der
88 176¢ und 176d StGB erforderlich. Der bislang in § 176 Absatz 3 StGB geregelte besonders schwere Fall des
sexuellen Missbrauchs von Kindern geht aufgrund der vorgesehenen Strafverscharfung im Grundtatbestand auf.
Die von den 88 176a und 176b StGB erfassten Tatbestdnde werden nunmehr in 88 176¢ und 176d StGB-E gere-
gelt. Es handelt sich insoweit um Folgednderungen zu Artikel 1 Nummer 9.

Zu Nummer 5 (8 174 StGB-E)
Zu Buchstabe a

Die Straftatbestande des § 174 Absatz 1 und 2 StGB (sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen) werden um
die Félle ergénzt, in denen der Téater den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, an oder vor einer dritten Person sexu-
elle Handlungen vorzunehmen oder diese an sich von einer dritten Person vornehmen zu lassen. Damit wird zu-
gleich eine einstimmige Empfehlung der Reformkommission zum Sexualstrafrecht umgesetzt (Bundesministe-
rium der Justiz und fir Verbraucherschutz (Hrsg.), Abschlussbericht der Reformkommission zum Sexualstraf-
recht, 2017, S. 324 ff.).

Die Tatbestdnde des § 174 Absatz 1 und 2 StGB umfassen gegenwartig sexuelle Handlungen des Taters am Opfer
(»an ... vornimmt®) und sexuelle Handlungen des Opfers am Téter (,,an sich von dem Schutzbefohlenen vorneh-
men laRt*).Lediglich unter den Voraussetzungen des § 180 Absatz 3 StGB erfahrt § 174 Absatz 1 StGB eine Aus-
weitung in Bezug auf sexuelle Handlungen mit und vor dritten Personen.

8 174 Absatz 3 StGB erfasst sexuelle Handlungen des Téters vor dem Opfer (8 174 Absatz 3 Nummer 1 StGB:
,vor dem Schutzbefohlenen®) und sexuelle Handlungen des Opfers vor dem Téter (8 174 Absatz 3 Nummer 2
StGB: ,,sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt*).

Da kein Grund dafiir vorliegt, die Tathandlungen des § 174 Absatz 1 und 2 StGB von einer Strafbarkeit auszu-
nehmen, wenn der Schutzbefohlene dazu bestimmt wird, sexuelle Handlungen an einer dritten Person vorzuneh-
men oder von einer dritten Person an sich vornehmen zu lassen, werden die Tathandlungen um diese Félle ergénzt.
Denn das geschiitzte Rechtsgut der sexuellen Selbstbestimmung und der ungestorten sexuellen Entwicklung des
Schutzbefohlenen wird in diesen Féllen gleichermaRen verletzt. Es erscheint widerspriichlich und im Hinblick auf
die weitreichenden Folgen fiir die Opfer nicht hinnehmbar, Félle der Drittkonstellationen, soweit sie nicht von
dem geltenden Straftatbestand des § 180 Absatz 3 StGB erfasst sind, von der Strafbarkeit auszunehmen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a.
Zu Nummer 6 (8§ 174a StGB-E)

Zu Buchstabe a

Der Straftatbestand des 8 174a Absatz 1 StGB (sexueller Missbrauch von Gefangenen, behordlich Verwahrten
oder Kranken und HilfsbedUrftigen in Einrichtungen) wird um Tathandlungen mit einer dritten Person erweitert.

Gegenwartig erfasst 8 174a Absatz 1 StGB nur solche sexuellen Handlungen, die zwischen Tater und Opfer vor-
genommen werden. Vom Tater veranlasste sexuelle Handlungen zwischen Opfer und der dritten Person werden
hingegen, obwohl hierin gleichermalRen ein Eingriff in das Rechtsgut der sexuellen Selbstbestimmung liegt, bis-
lang nicht erfasst.

8§ 174a StGB schutzt sowohl die sexuelle Selbstbestimmung des Opfers als auch die Integritdt von Institutionen
sowie das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integritat staatlicher Machtausiibung. Diese Rechtsglter werden
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unter den Voraussetzungen des § 174a Absatz 1 StGB auch dann verletzt, wenn der Téter das Opfer dazu be-
stimmt, die sexuelle Handlung an einer dritten Person vorzunehmen oder die sexuelle Handlung einer dritten
Person zu dulden.

Die Strafvorschrift ist daher um die Tatalternativen des Bestimmens zur Vornahme oder Duldung sexueller Hand-
lungen an oder von einer dritten Person zu erganzen.

Zu Buchstabe b

Die Tatalternative der sexuellen Handlungen mit dritten Personen fehlt bislang auch in § 174a Absatz 2 StGB und
ist aus den vorstehend genannten Griinden um die Tathandlungen des Bestimmens zur Vornahme oder Duldung
sexueller Handlungen an oder von einer dritten Person zu erganzen.

Zu Nummer 7 (8 174b StGB-E)

Der Straftatbestand des § 174b Absatz 1 StGB (sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung) wird
um die Tathandlungen des Bestimmens zur VVornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einer
dritten Person erganzt. Diese Féalle sind ebenso strafwiirdig, da die sexuelle Selbstbestimmung des Opfers sowie
die Integritat der Institutionen und das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integritét staatlicher Machtaustibung
auch verletzt werden, wenn der Téter das Opfer dazu bestimmt, die sexuelle Handlung an einer dritten Person
vorzunehmen oder die sexuelle Handlung einer dritten Person zu dulden.

Zu Nummer 8 (8§ 174c StGB-E)

Die Strafnorm des § 174c Absatz 1 StGB (sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behand-
lungs- oder Betreuungsverhaltnisses) wird um vom Téter veranlasste sexuelle Handlungen zwischen Opfer und
einer dritten Person erweitert. Der Unrechtsge-halt dieser Handlungen mit den bereits von der Norm erfassten
Féllen ist insoweit identisch.

Zu Nummer 9 (88 176 bis 176d StGB-E)
Zu 8 176 (sexualisierte Gewalt gegen Kinder)

Der Straftatbestand des § 176 StGB wird grundlegend neu ausgestaltet.

Die Bezeichnung des Straftatbestandes des ,,sexuellen Missbrauchs von Kindern* wird begrifflich als ,,sexuali-
sierte Gewalt gegen Kinder“ gefasst, um das Unrecht der darin erfassten Taten angemessener zu umschreiben und
schon begrifflich einer Bagatellisierung entgegenzuwirken. Jede sexuelle Handlung mit einem Kind soll als se-
xualisierte Gewalt gebrandmarkt werden. Dabei ist mit der Anderung der Begrifflichkeit aber keine Inhaltsénde-
rung verbunden. Es bleibt dabei, dass es fur die Tatbestandsverwirklichung nicht auf die Anwendung von Gewalt
oder auf Drohung mit Gewalt ankommt.

Der Strafrahmen des Grundtatbestandes in Absatz 1 wird deutlich angehoben und der Straftatbestand damit zum
Verbrechen hochgestuft. Mit der Einordnung sexualisierter Gewalt gegen Kinder als Verbrechen soll sich das
Unrecht des sexuellen Ubergriffs auf ein Kind starker im Strafmal widerspiegeln.

Mit der Ausgestaltung des Grundtatbestandes der sexualisierten Gewalt gegen Kinder als Verbrechenstatbestand
wird zudem der Anwendungsbereich des § 30 StGB eroffnet, wodurch die Strafbarkeit in den Vorfeldbereich des
Versuchsstadiums entsprechender Haupttaten ausgeweitet wird. Diese Einordnung des Grundtatbestandes hat zu-
dem in prozessrechtlicher Hinsicht zur Folge, dass eine Einstellung von Verfahren wegen des Verdachts der se-
xualisierten Gewalt gegen Kinder aus Griinden der Opportunitat wegen Geringfiigigkeit nach den 88 153, 153a
StPO ausgeschlossen ist. Mit der damit erforderlichen Durchfiihrung eines gerichtlichen Verfahrens wird zudem
eine spezialpraventive Wirkung auf mdgliche Sexualstraftater erzielt, da potentielle Sexualstraftiter von einer
direkten Konfrontation mit dem Tatvorwurf und den Tatfolgen im Rahmen einer Hauptverhandlung durchaus
nachhaltig beeinflusst werden kdnnen.

Die Tathandlungen des bisherigen 8 176 Absatz 1 und 2 StGB gehen in dem neuen Grundtatbestand des 8§ 176
Absatz 1 Nummer 1 und 2 StGB-E auf.

Das Anbieten eines Kindes und das Versprechen des Nachweises eines Kindes flr eine Tat nach 8 176 Absatz 1
Nummer 1 oder 2 StGB-E (bisher in § 176 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 1 und 2 StGB geregelt) werden
aufgrund der besonderen Verwerflichkeit dieser Taten ebenfalls zu einem Verbrechen hochgestuft und erhalten



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -39- Drucksache 19/24901

damit dieselbe Strafdrohung wie die beabsichtigte Tat selbst. Die bisher in § 176 Absatz 5 Variante 3 StGB gere-
gelte Tatalternativen des VVerabredens zu einer Tat nach den Absétzen 1 und 2 ist mit der Hochstufung zum Ver-
brechen Uberflussig, da insoweit die allgemeine Vorschrift des § 30 Absatz 2 Variante 3 StGB Anwendung findet.

Der besonders schwere Fall des 8 176 Absatz 3 StGB wird gestrichen. Aufgrund der Verschérfung des Grundtat-
bestandes bedarf es der Regelung eines besonders schweren Falls nicht mehr.

Die Tathandlungen des § 176 Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4 StGB werden kinftig in § 176a Absatz 1 Nummer 1
bis 3 StGB-E (sexualisierte Gewalt gegen Kinder ohne Kdrperkontakt mit dem Kind) und die Tatalternativen des
§ 176 Absatz 4 Nummer 3 Buchstabe a und b StGB in § 176b Absatz 1 Nummer 1 und 2 StGB-E (Vorbereitung
sexualisierter Gewalt gegen Kinder) geregelt. In den neuen Strafvorschriften der 88 176a und 176b StGB-E wird
auch das Anbieten und das Versprechen des Nachweises eines Kindes sowie das Verabreden fir solche Taten
geregelt.

Die Regelung eines minder schweren Falls ist nicht vorgesehen. Die in dem Grundtatbestand abstrakt vertypte
Schwere des Delikts erlaubt es, von einer solchen Regelung abzusehen. Ziel des Entwurfes ist es, dass sich die
Schwere der Tat starker als bisher in den Verurteilungen widerspiegelt. Das soll fiir alle Félle der sexualisierten
Gewalt gegen Kinder gelten. Der Entwurf bezweckt damit das klare Signal, dass sexuelle Handlungen mit Kindern
nie als leichte Félle eingeordnet werden kdnnen. Angesichts der furchtbaren Folgen, die sexualisierte Gewalt fiir
Kinder haben kann, ist das Absehen von einer solchen Regelung nicht unverhaltnismagig.

Zur Wahrung der VerhaltnisméaBigkeit sient § 176 Absatz 2 StGB-E aber flir Falle einvernehmlicher sexueller
Handlungen anndhernd gleichaltriger Personen, zum Beispiel den einvernehmlichen Zungenkuss zwischen einer
vierzehnjéhrigen und einer dreizehnjahrigen Person, eine Regelung vor, die es erméglicht, von einer Strafverfol-
gung im Einzelfall abzusehen. Der absolute Schutz vor sexuellen Handlungen, den § 176 StGB Kindern gewéhrt,
steht im Widerspruch dazu, dass es im Einzelfall geradezu Ausdruck der Entwicklung der sexuellen Selbstbestim-
mung sein kann, wenn Personen unter 14 Jahren sexuelle Handlungen mit anndhrend Gleichaltrigen austauschen.
Fir das ungestdrte Durchlaufen der einzelnen Entwicklungsphasen ist es wichtig, dass dem Kind beziehungsweise
Jugendlichen ein Freiraum sexueller Selbsterprobung mit (ann&hernd) Gleichaltrigen verbleibt. Eine Bestrafung
solcher Félle wiirde jedoch darauf hinauslaufen, fur die sexuelle Entwicklung wichtige Handlungen zu kriminali-
sieren und damit die vom Gesetzgeber an sich gewiinschte Mdéglichkeit des Kindes zur ungestorten Ausbildung
der sexuellen Selbstbestimmung zu konterkarieren. Vor diesem Hintergrund soll — auch unabhéngig von den
Madglichkeiten, die das JGG fiir jugendliche Tater erdffnet — erstmalig mit einer materiell-rechtlichen Regelung
im StGB Sorge dafiir getragen werden, dass eine jugendliche Person nicht wegen sexualisierter Gewalt gegen
Kinder bestraft werden muss, wenn der Altersunterschied zwischen Tater und Opfer gering ist und die Handlun-
gen im beiderseitigen Einverstindnis erfolgen. Zugleich wird damit die Empfehlung der Reformkommission um-
gesetzt, mit einer Regelung im StGB sicherzustellen, dass eine jugendliche Person nicht wegen sexualisierter
Gewalt gegen Kinder bestraft werden muss, wenn der Altersunterschied zwischen Téter und Opfer gering ist
(Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz (Hrsg.), Abschlussbericht der Reformkommission zum
Sexualstrafrecht, 2017, S. 314 ff.). Ein Absehen von Strafe scheidet aber aus, wenn der Téter die fehlende Fahig-
keit des Kindes zur sexuellen Selbstbestimmung ausnutzt. Nutzt der Téter dieses Defizit aus, soll es auch bei nur
geringem Altersunterschied bei der Strafbarkeit verbleiben. Wesentlich fiir das Ausnutzen als das Sich-zunutze-
Machen der Unreife des Opfers ist — wie bei § 182 Absatz 3 StGB — ein unlauteres Verhalten des Téters, das zum
Beispiel im Einzelfall in dem Ausnutzen eines Machtgefélles liegen kann.

Zu 8 176a (sexualisierte Gewalt gegen Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind)

Die Strafnorm des 8 176a StGB wird grundlegend neugefasst. Sie umfasst die bisher in 8 176 StGB geregelten
Straftatbestdnde von sexuellem Missbrauch von Kindern ohne Kérperkontakt mit dem Kind. Die eigenstéandige
Regelung dieser Tathandlungen in § 176a StGB-E tragt dem unterschiedlichen Unrechtsgehalt von Tathandlun-
gen mit und ohne Kdrperkontakt zwischen Téter und Opfer Rechnung und erlaubt eine tatangemessene Differen-
zierung bei den Strafrahmen. Zugleich soll die neue Uberschrift der Strafnorm als ,,sexualisierte Gewalt gegen
Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind“ das Unrecht der Taten angemessener umschreiben.

Die Tathandlungen des § 176a Absatz 1 Nummer 1 bis 3 StGB-E entsprechen den Tathandlungen des bisherigen
§ 176 Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4 StGB.

Das Anbieten eines Kindes, das Versprechen des Nachweises eines Kindes und das Verabreden zu einer der in
§ 176a Absatz 1 StGB-E aufgefiihrten Taten werden neu in § 176a Absatz 2 StGB-E geregelt (bisher in 8 176
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Absatz 5 i. V. m. Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4 StGB) und mit einer hoheren Strafdrohung (Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu zehn Jahren) als bisher (Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu finf Jahren) versehen.

8 176a Absatz 3 Satz 1 StGB-E regelt die Strafbarkeit des Versuchs in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1
(Vornahme sexueller Handlungen vor einem Kind) und des Absatzes 1 Nummer 2 (Bestimmen des Kindes zur
Vornahme sexueller Handlungen). Die Bestimmung entspricht dem bisherigen § 176 Absatz 6 StGB.

Mit § 176a Absatz 3 Satz 2 StGB-E wird eine Versuchsstrafbarkeit in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 3 (Ein-
wirken auf ein Kind mittels eines pornographischen Inhalts oder durch entsprechende Reden) eingeflhrt. Voraus-
setzung ist, dass die VVollendung der Tat allein daran scheitert, dass der Téter — entgegen seiner Vorstellung —
nicht auf ein Kind einwirkt. Damit wird eine Strafbarkeitsliicke geschlossen. Die zunehmende Digitalisierung,
insbesondere die sich ausbreitende Nutzung des Internets durch Kinder, bringt es mit sich, dass sich die Zahl
potenzieller Opfer und die Gelegenheiten fiir im Internet aktive padosexuelle Téter deutlich erhdht hat. Solche
Téter stellen auch dann eine abstrakte Gefahr flr Kinder dar, wenn sie mittels pornographischer Inhalte irrtimlich
nicht auf ein Kind, sondern auf einen Jugendlichen, einen Erwachsenen oder eine computergeschaffene Phantom-
figur einwirken. Denn letztlich héngt es nur vom Zufall ab, ob es sich bei dem digitalen Gegentiber des Taters
tatsdchlich um ein Kind handelt oder ob er bei seinen Streifziigen im Internet an ein ,,Scheinkind* gerét. Auch in
der letztgenannten Konstellation hat der Tater den subjektiven Tatbestand vollstandig verwirklicht und mit seinen
Handlungen eine erhebliche kriminelle Energie zum Ausdruck gebracht. Die von ihm (berschrittene Hemm-
schwelle einerseits und die Vielzahl verfligbarer Online-Kommunikationsplattformen andererseits gebieten es da-
her, die Strafbarkeit — wie schon beim Cybergrooming — auf die ,,Scheinkind-Konstellation* auszuweiten. Mit der
vorgesehenen Neufassung in § 176a Absatz 3 Satz 2 StGB-E wird der untaugliche Versuch in den Fallen des
Irrtums Uber die Tauglichkeit des Tatobjekts unter Strafe gestellt. Durch die gewahlte Formulierung werden von
der Versuchsstrafbarkeit samtliche Félle erfasst, bei denen eine vollendete Tat gemal § 176a Absatz 1 Nummer 3
StGB-E gegeben ware, wiirde es sich bei dem Opfer um ein Kind handeln.

Zu § 176b (Vorbereitung von sexualisierter Gewalt gegen Kinder)

Die Strafvorschrift des § 176b StGB wird neu gefasst. Sie regelt die Strafbarkeit des Cybergroomings und damit
von Tathandlungen zur Vorbereitung von sexualisierter Gewalt gegen Kinder. Die begriffliche Neufassung soll —
wie bei den §8 176 und 176a StGB-E — den Unrechtsgehalt der von der Vorschrift umfassten Taten angemessener
umschreiben.

§ 176b Absatz 1 Nummer 1 und 2 StGB-E bestimmt die Strafbarkeit der bisher von 8§ 176 Absatz 4 Nummer 3
StGB erfassten Tathandlungen (Cybergrooming).

Fur das Anbieten eines Kindes, das Versprechen des Nachweises eines Kindes und das VVerabreden flir Taten nach
§ 176b Absatz 1 StGB-E bestimmt § 176b Absatz 2 StGB-E eine dem § 176b Absatz 1 StGB entsprechende Straf-
barkeit. Die Regelung enthélt die bisher in 8 176 Absatz 5i. V. m. Absatz 4 Nummer 3 StGB enthaltene Tatkons-
tellation.

Der Strafrahmen (Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fiinf Jahren) bleibt fiir die von § 176b Absatz 1 und 2
StGB-E erfassten Tathandlungen unverandert.

Die Versuchsstrafbarkeit des 8 176b Absatz 3 StGB-E entspricht inhaltlich dem bisherigen 8 176 Absatz 6 Satz 2
StGB.

Zu § 176c (schwere sexualisierte Gewalt gegen Kinder)
Die Strafbarkeit schwerer sexualisierter Gewalt gegen Kinder wird in § 176c StGB-E geregelt.

§ 176¢ Absatz 1 StGB-E umfasst samtliche Qualifikationstatbestande, die bislang als schwerer sexueller Miss-
brauch in § 176a Absatz 1 und 2 StGB geregelt sind. Die Mindeststrafe wird in den Féllen des Absatzes 1 Num-
mer 1 auf zwei Jahre angehoben. Von Riickfalltatern geht in der Regel eine besondere Gefahr aus, die sich aus
spezialpraventiven Griinden in einer erhéhten Strafdrohung widerspiegeln soll. In den Féllen des Absatzes 2 bleibt
die Strafandrohung mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren gleich.

8 176¢ Absatz 2 StGB-E regelt die Strafbarkeit sexualisierter Gewalt gegen Kinder mit der Absicht, die Tat zum
Gegenstand pornographischer Inhalte zu machen, die verbreitet werden sollen. Die Bestimmung entspricht dem
geltenden § 176a Absatz 3 StGB.
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Eine Regelung fur minder schwere Félle ist nicht mehr vorgesehen. Es soll sichergestellt werden, dass sich das
besonders schwere Unrecht der Tat starker als bisher im Strafmal} widerspiegelt. Angesichts des in der Qualifi-
kation vertypten Unrechts ist das Absehen von einer Regelung fiir minder schwere Falle nicht unangemessen.

§ 176¢ Absatz 3 StGB-E entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 176a Absatz 5 StGB.

Die bisher in § 176a Absatz 1 und 6 StGB geregelte Qualifikation fir Wiederholungstaten (Freiheitsstrafe nicht
unter einem Jahr) geht aufgrund der Hochstufung des Grundtatbestandes der sexualisierten Gewalt gegen Kinder
(8 176 Absatz 1 StGB-E) in diesem auf.

Zu § 176d (sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge)

Der Straftatbestand der sexualisierten Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge, der bisher in 8§ 176b StGB geregelt
ist, wird mit lediglich einer kleinen Folge&dnderung in dem neu eingefiigten 8 176d StGB-E verortet.

Zu Nummer 10 (8 180 Absatz 3 StGB)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a.
Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe a.

Zu Nummer 11 (8 181b StGB-E)

Durch die deutliche Anhebung der Strafrahmen fiir die Straftatbestdnde des § 184b StGB-E (Verbreitung, Erwerb
und Besitz kinderpornographischer Inhalte) soll stérker als bisher die Schwere entsprechender Taten verdeutlicht
werden (siehe die nachfolgenden Ausfliihrungen zu Nummer 13). Dieser erhdhte Schweregrad rechtfertigt es auch,
8§ 184b StGB-E in § 181b StGB und damit in den Kreis der Taten aufzunehmen, bei denen bereits das erkennende
Gericht Fuhrungsaufsicht anordnen kann, wenn die Gefahr besteht, dass die verurteilte Person weitere Straftaten
begehen wird (§ 68 Absatz 1 StGB).

Die Ergénzung des § 181b StGB bewirkt zugleich, dass auch bei Taten nach § 184b StGB-E kraft Gesetzes Fiih-
rungsaufsicht bereits ab einer vollstdndig vollstreckten Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr
eintritt (8 68f Absatz 1 StGB). AuBerdem kann zukinftig unter den weiteren Voraussetzungen des § 68c Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a StGB auch bei Taten nach § 184b StGB-E die Fiihrungsaufsicht unbefristet ver-
langert werden. SchlieBlich bedeutet die Erweiterung des § 181b StGB-E, dass nach § 246a Absatz 2 StPO auch
bei Anklagen nach § 181b StGB-E, bei denen eine Therapieweisung in Betracht kommt, ein Sachverstandiger
vernommen werden soll, um festzustellen, ob der Angeklagte einer solchen Betreuung und Behandlung bedarf.

Diese Instrumente zielen allesamt darauf ab, auch bei Taten nach § 184b StGB-E eine wiederholte Tatbegehung
nach Moglichkeit zu vermeiden.

Zur ebenfalls durch den Entwurf vorgesehenen Mdglichkeit, Taten nach § 184b StGB-E auch als taugliche (An-
lass-)Taten flir eine Weisung zur elektronischen Aufenthaltstiberwachung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12
und Satz 3 StGB anzusehen, wird auf die Ausfiihrungen zu Artikel 7 verwiesen.

Zu Nummer 12 (8 183 Absatz 4 StGB-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung von Artikel 1 Nummer 9. Die bisher von § 176 Absatz 4 Nummer 1 StGB
erfasste Tatalternative der Vornahme sexueller Handlungen vor einem Kind ist kiinftig in 8 176a Absatz 1 Num-
mer 1 StGB-E (sexualisierte Gewalt gegen Kinder ohne Kérperkontakt mit dem Kind) verortet.

Zu Nummer 13 (§ 184b StGB-E)

Die Strafrahmen der Straftatbestande der Kinderpornographie werden deutlich angehoben. Sowohl das Verbreiten
als auch der Besitz und die Besitzverschaffung werden als Verbrechen ausgestaltet. Dadurch soll starker als bisher
die Schwere des Vorwurfs deutlich und eine dieser Schwere angemessene Bestrafung sichergestellt werden. Denn
hinter Kinderpornographie steht haufig sexualisierte Gewalt gegen Kinder. Mit der Einordnung als Verbrechen
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soll sich das Unrecht der Verbreitung, des Besitzes und der Besitzverschaffung von kinderpornographischen In-
halten starker im Strafmal} widerspiegeln. Hierdurch soll auch eine negativ generalpraventive Wirkung auf po-
tentielle Tater ausgehen, um das Geschehen solcher Taten schon im Vorfeld zu verhindern.

Die Einordnung des Grundtatbestandes der sexualisierten Gewalt hat zudem in prozessrechtlicher Hinsicht zur
Folge, dass eine Einstellung von Verfahren wegen des Verdachts der sexualisierten Gewalt gegen Kinder aus
Grinden der Opportunitat wegen Geringfligigkeit nach den 88 153, 153a StPO ausgeschlossen ist. Mit der damit
erforderlichen Durchfiihrung eines gerichtlichen Verfahrens wird zudem eine spezialpraventive Wirkung auf
mogliche Straftéater erzielt, da potentielle Straftater von einer direkten Konfrontation mit dem Tatvorwurf und den
Tatfolgen im Rahmen einer Hauptverhandlung durchaus nachhaltig beeinflusst werden kénnen.

Fur die Verbreitung kinderpornographischer Inhalte droht gemdaR § 184b Absatz 1 StGB-E eine Freiheitsstrafe
von einem Jahr bis zu zehn Jahren (bisher Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fiinf Jahren). Soweit lediglich
fiktive, das heift erkennbar kiinstliche Kinderpornographie betroffen ist, regelt der neu eingefiigte § 184b Ab-
satz 1 Satz 2 StGB, dass es aus Griinden der VerhaltnisméRigkeit beim bisherigen Strafrahmen verbleibt. Die
strafrechtliche Ahndung der Verbreitung von kinderpornographischen Comics, Zeichnungen, Erzahlungen oder
Inhalten in virtuellen Welten ist im Hinblick auf das Schutzgut nicht in gleicher Weise erforderlich, wie das bei
Darstellungen, die ein tatsachliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergeben, der Fall ist. Denn ein reales
Kind ist nicht beteiligt, es ist auch nicht in gleicher Weise zu befiirchten, dass fiktive Darstellungen den Konsu-
menten zur Nachahmung anhalten.

Konsequent zur Anhebung des Strafrahmens in Absatz 1 und zur Wahrung des abgestimmten Strafrahmengefiiges
wird die Mindeststrafe des Qualifikationstatbestands fiir Félle, in denen der Tater gewerbsmalig oder als Mitglied
einer Bande bestimmte kinderpornographische Inhalte verbreitet, auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren an-
gehoben (8§ 184b Absatz 2 StGB-E).

Fir den Besitz und die Besitzverschaffung von kinderpornographischen Inhalten geméaR § 184b Absatz 3 StGB-
E wird der Strafrahmen auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fiinf Jahren angehoben (bisher Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe). Diese deutliche Verschérfung berlicksichtigt, dass der Téter, der kinderpor-
nographische Inhalte besitzt oder sich einen solchen Besitz verschafft, durch seine Nachfrage den Markt fiir Kin-
derpornographie befeuert und er sich damit letztlich mitschuldig macht an dem Missbrauch kindlicher Opfer.

Bei den Anderungen in § 184b Absatz 2 und 5 StGB-E handelt es sich um redaktionelle Folgeénderungen.

Die Anderung der Regelung zur Strafbarkeit des Versuchs (§ 184b Absatz 4 StGB) ist durch die Hochstufung der
Straftatbestédnde des 8 184b Absatz 1 bis 3 StGB-E zum Verbrechen und durch die Einfiigung der Sonderreglung
des § 184b Absatz 1 Satz 2 StGB-E fir die Félle fiktiver Kinderpornographie bedingt.

8 184b Absatz 5 StGB wird in zwei Absétze geteilt, um den Inhalt Gbersichtlicher darzustellen. Die bisherige
Zusammenfassung der zwei Aufzdhlungsgruppen an Ausnahmetatbestanden in einem Absatz erschwert zudem
die Zitierung.

Die Aufzéhlung in § 184b Absatz 6 StGB-E wird zudem um die Variante des Unternehmens der Besitzverschaf-
fung von kinderpornographischen Inhalten an andere Personen (8 184b Absatz 1 Nummer 2 StGB-E) ergénzt.
Damit sollen die Ermittlungsmdglichkeiten im Deliktsbereich der Kinderpornographie erweitert werden. Vor dem
Hintergrund, dass § 184b Absatz 5 Satz 2 StGB gegenwartig bereits die VVerbreitung kinderpornographischer In-
halte an einen unbestimmten Personenkreis erfasst, ist die Erweiterung des Ausnahmetatbestandes konsequent.
Denn von Letzterem geht eine geringere Eingriffsschwere aus als von der Verbreitung kinderpornographischer
Inhalte gegenuiber einem unbestimmten Personenkreis im Rahmen von Ermittlungshandlungen. Damit wird der
Wertungswiderspruch aufgehoben, dass die Verbreitung und das 6ffentliche Zugénglichmachen (8§ 184b Absatz 1
Nummer 1 StGB) von kinderpornographischen Inhalten gegeniiber einem unbestimmten Personenkreis zu Ermitt-
lungszwecken nach geltender Rechtslage unter den Voraussetzungen des § 184b Absatz 5 StGB von einer Straf-
barkeit ausgenommen sind, die Drittbesitzverschaffung kinderpornographischer Inhalte in geschlossenen Benut-
zergruppen im Internet oder zwischen einzelnen Personen zu Ermittlungszwecken dagegen derzeit nicht von der
Strafbarkeit ausgenommen sind.

Zu Nummer 14 (8 184c Absatz 6 StGB-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 13 (Aufteilung des § 184b Absatz 5 StGB in zwei
Absatze).
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Zu Nummer 15 (8 184l StGB-E)

Mit dem neuen § 1841 StGB-E sollen Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von kérperlichen Nachbildungen eines
Kindes oder eines Korperteiles eines Kindes, die nach ihrer Beschaffenheit zur Vornahme sexueller Handlungen
bestimmt sind, unter Strafe gestellt werden. Denn diese Nachbildungen, in der Regel Sexpuppen mit kindlichem
Erscheinungsbild, kénnen die sexuelle Ausbeutung von Kindern mittelbar fordern. Es besteht die Gefahr, dass
ihre Nutzung die Hemmschwelle zu sexualisierter Gewalt gegen Kinder absenkt. Durch die Nutzung solcher Ob-
jekte kann der Wunsch geweckt beziehungsweise verstarkt werden, die an dem Objekt eingetibten sexuellen
Handlungen in der Realitat an einem Kind vorzunehmen. Hierdurch wird die Gefahr fiir Kinder, Opfer von sexu-
alisierter Gewalt zu werden, gesteigert, was nicht hinzunehmen ist. Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild
kénnen nach geltendem Recht bereits von § 184b StGB (Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer
Inhalte) erfasst sein. An der Strafbarkeit nach § 184b StGB soll sich nichts andern. Der neue Straftatbestand soll
subsidiar greifen und Strafbarkeitsliicken schlieRen. Er soll auch dann gelten, wenn nicht die VVoraussetzungen
fiir einen kinderpornographischen Inhalt vorliegen, und erfasst — anders als § 184b Absatz 3 StGB — auch rein
fiktive Darstellungen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 beschreibt in Satz 1 das Tatobjekt als korperliche Nachbildung eines Kindes oder eines Korperteiles
eines Kindes, die nach ihrer Beschaffenheit zur Vornahme sexueller Handlungen bestimmt ist. Hierdurch wird
die Abgrenzung zu anderen Arten der Darstellung von Kindern beziehungsweise Korperteilen von Kindern er-
moglicht, die nicht unter die Strafvorschrift fallen. Notwendig ist eine Verkérperung, eine bildliche Darstellung
genugt nicht. Die Verkdrperung muss ein ganzes Kind oder ein Korperteil eines Kindes betreffen. Ausreichend
ist zum Beispiel die Nachbildung des Torsos eines Kindes. Diese Nachbildung muss nach ihrer Beschaffenheit,
also objektiv, zur Vornahme sexueller Handlungen bestimmt sein. Das kann sich insbesondere aus der spezifi-
schen Darstellung der Geschlechtsorgane und dem Vorhandensein von Kdrperdffnungen ergeben. Unerheblich
ist, ob es sich um eine wirklichkeitsnahe korperliche Nachbildung eines Kindes oder eines Korperteiles eines
Kindes handelt. Eine pornographische Darstellung der Nachbildung, wie sie 8 184b StGB fir kinderpornographi-
sche Inhalte voraussetzt, ist nicht erforderlich. Die Nachbildung muss daher insbesondere keine ,,unnatirlich ge-
schlechtshetonte” Kdrperhaltung oder eine ,,aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des un-
bekleideten Gesales* aufweisen.

Die Tathandlung des ,,Herstellens* entspricht dem in § 184 Absatz 1 Nummer 8 StGB verwendeten Begriff und
umfasst auch die Serienproduktion im Sinne einer Anfertigung weiterer Nachbildungen nach dem Muster einer
bereits hergestellten Nachbildung.

Die Tathandlungen des ,,Anbietens und ,,Bewerbens* entsprechen den Tathandlungen in § 184b Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 StGB-E.

Die Tathandlung des ,,Handeltreibens* umfasst jede eigennitzige, auf Umsatz gerichtete Tétigkeit, auch wenn
sich diese nur als gelegentlich, einmalig oder ausschlielich vermittelnd darstellt. Dem gleichgestellt ist die Tat-
handlung des Verbringens einer solchen Nachbildung in oder durch den rdumlichen Geltungsbereich dieses Ge-
setzes, wenn sie zum Zwecke des Handeltreibens erfolgt. Den Tatbestand erfiillt daher auch der im Ausland an-
séssige Absender, der Nachbildungen der dargestellten Art aus dem Ausland in den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes verbringt. Erfolgt die Tathandlung der Ein- beziehungsweise Durchfuhr nicht zum Zwecke des Handeltrei-
bens, so unterliegt sie nur der geringeren Strafandrohung des Absatzes 2.

Die Tathandlung des ,,VerauRRerns* ist die uneigenniitzige Weitergabe an eine andere Person, beispielsweise ein
Verkauf zum Selbstkostenpreis der Herstellung. Die Tathandlung des ,,Abgebens* meint die unentgeltliche Uber-
gabe einer solchen Nachbildung an eine andere Person, beispielsweise im Wege der Schenkung. Die Tathandlung
des ,,sonstigen Inverkehrbringens* umfasst alle Gbrigen Handlungen, durch die eine solche Nachbildung einer
anderen Person zuganglich gemacht oder verschafft wird.

Satz 2 regelt das Verhaltnis von § 1841 StGB-E zu § 184b StGB-E durch eine Subsidiaritatsklausel und bestimmt,
dass eine Strafbarkeit nach § 184l StGB-E nicht besteht, wenn die Tat nach § 184b StGB mit schwererer Strafe
bedroht ist.

Zu Absatz 2
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Die Tatbestandsmerkmale ,,erwerben" und ,,besitzen" sind als das Herbeiflihren oder Aufrechterhalten eines tat-
séchlichen Herrschaftsverhaltnisses zu verstehen. Die Tathandlung des Verbringens in oder durch den radumlichen
Geltungsbereich entspricht der Ein- und Durchfuhr.

Vom Begriff ,,Erwerb* werden alle Erwerbs- und Gebrauchsuberlassungsgeschéfte (Kauf, Tausch, Miete, Leihe
u. a.), die zur Begrindung eines tatsdchlichen Herrschaftsverhaltnisses dienen, umfasst. Vom Begriff ,,Besitz*
werden die Falle des unmittelbaren Besitzes, des mittelbaren Besitzes und der Besitzdienerschaft im zivilrechtli-
chen Sinne umfasst.

Auch die Bestrafung des Erwerbs, des Besitzes sowie des Verbringens einer solcher Nachbildung in oder durch
den rdumlichen Geltungsbereich zur personlichen Verwendung erscheint aus kriminalpolitischen Griinden sach-
gerecht, da zu befurchten ist, dass auch derjenige, der eine solche Nachbildung nur zur persénlichen Verwendung
einflihrt, erwirbt oder besitzt, durch die Nutzung einer solchen Nachbildung zur Austibung von sexualisierter
Gewalt gegen Kinder verleitet wird. Zum Schutz der Kinder vor sexualisierter Gewalt soll diesen Gefahren ent-
gegengetreten werden.

Satz 2 verweist auf die Subsidiaritdtsklausel in Absatz 1 Satz 2.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt den Versuch der Tathandlungen in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 unter Strafe.
Zu Absatz 4

Absatz 4 enthélt einen notwendigen Tatbestandausschluss, wie in 8 184b Absatz 5 StGB, wenn die genannten
Tathandlungen der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben (beispielweise der Strafverfolgung) oder dienstlicher oder
beruflicher Pflichten (beispielsweise Begutachtungszwecken) dienen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 ermdéglicht die Einziehung des Tatgegenstands. Die Einziehung ist obligatorisch, da weiterer Besitz
strafbar wére. § 74a ist anzuwenden; damit kdnnen abweichend von § 74 Absatz 3 Satz 1 StGB Nachbildungen
unter bestimmten Voraussetzungen auch dann eingezogen werden, wenn sie zum Zeitpunkt der Entscheidung dem
Tater oder Teilnehmer nicht gehdren oder zustehen.

Zu Artikel 2 (Anderung der Strafprozessordnung)

Zu Nummer 1 (Inhaltstubersicht)

Es handelt sich um eine Anpassung an die Einfiigung des neuen § 48a StPO.
Zu Nummer 2 (8 48 Absatz 3 StPO-E)

Die derzeit in Absatz 3 enthaltene Regelung zum Umgang mit besonders schutzbediirftigen Zeuginnen und Zeu-
gen im Strafverfahren, die zugleich Verletzte sind, soll aufgrund der mit dem Entwurf vorgeschlagenen Erweite-
rung aus der Grundnorm des § 48 StPO herausgel6st und als eigene Vorschrift in den neuen § 48a StPO-E (iber-
fuhrt werden.

Zu Nummer 3

Die neue Regelung biindelt wesentliche Schutzpflichten fir Zeuginnen und Zeugen, die zugleich Verletzte sind.
Sie tbernimmt den Wortlaut des geltenden 8§ 48 Absatz 3 StPO unveréndert als neuen Absatz 1 und ergénzt ihn
in Absatz 2 um eine Regelung zum Beschleunigungsgebot. Dadurch soll das im Strafverfahren allgemein geltende
Beschleunigungsgebot fiir solche Verfahren ausdriicklich in der Strafprozessordnung verankert werden, in denen
eine besonders beschleunigte Verfahrensdurchfihrung zum Schutz minderjahriger Zeuginnen und Zeugen oder
zur Vermeidung von Beweisverlusten im Zusammenhang mit deren Vernehmung geboten ist. Dies gewéhrleistet,
dass diese Strafverfahren stets besonders beschleunigt durchgefiihrt werden missen.

Dem liegt zum einen die bereits derzeit in Nummer 221 der Richtlinien fiir das Straf- und BuRgeldverfahren
(RiStBV) verankerte Erwégung zugrunde, dass das Erinnerungsvermdgen von Kindern rasch verblasst und Kinder
einer Beeinflussung grundsatzlich leichter zugéanglich sind als Erwachsene.
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Zum anderen sollen minderjahrige Opferzeuginnen und Opferzeugen den Belastungen eines Strafverfahrens nicht
langer als unbedingt notwendig ausgesetzt sein. Zwar kann durch die erst jingst mit dem Gesetz zur Modernisie-
rung des Strafverfahrens vom 10. Dezember 2019 (BGBI. I, S. 2121) eingefiihrte Pflicht zur friihzeitigen richter-
lichen Vernehmung und zur Aufzeichnung dieser Vernehmung bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung eine vernehmungsersetzende Vorfiihrung der Aufzeichnung in der Hauptverhandlung erfolgen. Zusétzlich
konnen Belastungen durch die Mdglichkeiten der psychosozialen Prozessbegleitung vermindert werden. Auch
darf und muss, soweit medizinisch-psychologisch indiziert, ohne Riicksicht auf die in einem Strafverfahren an-
stehenden Vernehmungen mit einer Therapie begonnen oder eine bereits begonnene Therapie weiter durchgefiihrt
werden. Anderslautende Empfehlungen, mit dem Therapiebeginn bis zum Abschluss des Strafverfahrens zuzu-
warten, wéren geeignet, die Gesundheit der Verletzten zu gefahrden und finden eine Stiitze weder im Gesetz noch
in der Rechtsprechung. Insbesondere ist der Beweiswert von Zeugenaussagen, die erst nach oder wahrend einer
Therapie erfolgen, nicht generell geringer. Es ist lediglich erforderlich, dass das Tatgericht die Tatsache der The-
rapie in seinem Urteil erwédhnt und sich bei der Beweiswiirdigung auch mit dieser Tatsache auseinandersetzt
(BGH, Beschluss vom 25. 11. 1998 - 2 StR 496/98, NStZ-RR 1999, 108).

Um eine konsequente Beachtung der VVorgaben zur besonders beschleunigten Durchfiihrung von Strafverfahren
unter Beteiligung minderjahriger Opferzeuginnen und Opferzeugen durch Staatsanwaltschaften und Gerichte si-
cherzustellen, soll das derzeit nur in den RiStBV enthaltene Beschleunigungsgebot auch im Gesetz ausdriicklich
verankert werden. Es muss damit bei allen Verhandlungen, Vernehmungen und sonstigen Untersuchungshand-
lungen im gesamten Strafverfahren beachtet werden.

Da die Frage, welche Verfahren besonders eilbediirftig sind, von zahlreichen Faktoren abhéngt, sind stets auch
die personlichen Verhaltnisse der Zeugin oder des Zeugen sowie die Art und die Umsténde der zugrundeliegenden
Straftat zu berticksichtigen. AufRerdem muss die Beachtung der besonderen, unmittelbar aus Artikel 2 Absatz 2
des Grundgesetzes (GG) abgeleiteten Beschleunigungspflicht in solchen Strafverfahren, in denen die oder der
Beschuldigte sich in Untersuchungshaft befindet, gewahrleistet bleiben. Insbesondere bei Sexualdelikten zu Las-
ten Minderjéhriger wird eine besondere Verfahrensbeschleunigung hdufig bereits aus diesem Grund geboten sein,
da sich in vielen dieser Félle die Beschuldigten in Untersuchungshaft befinden. In die Abwégung haben die Er-
mittlungsbehdrden aber kiinftig auch in allen tbrigen Féllen — wie nunmehr ausdriicklich gesetzlich klargestellt
wird — die besonderen Belange minderjahriger Opferzeugen einzustellen.

Zu Nummer 4 (8§ 53 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 StPO-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 9 (Anderung der 8§ 176 bis 176b StGB und Einfii-
gung der 88 176c, 176d StGB-E).

Zu Nummer 5 (8 100a Absatz 2 Nummer 1 StPO-E)

Es handelt sich im Wesentlichen um redaktionelle Folge&dnderungen, die durch die Neugestaltung der Straftaten
gegen die sexuelle Selbstbestimmung von Kindern in den 88 176 ff. StGB-E veranlasst sind. Die bisher in § 176a
Absatz 2, 3 und 5 StGB geregelten Delikte finden sich nunmehr in § 176¢ StGB-E (schwere sexualisierte Gewalt
gegen Kinder); der bisherige 8 176b StGB wird zu 8 176d StGB-E (sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit To-
desfolge). Die Tathandlungen des § 176 Absatz 1 und 2 StGB sollen in 8 176 Absatz 1 StGB-E (sexualisierte
Gewalt gegen Kinder) zusammengefasst und insgesamt als Verbrechen ausgestaltet werden. Aus diesem Grund
erscheint eine entsprechende Erweiterung des Katalogs der Telekommunikationsiiberwachung in § 100a Absatz 2
StPO sachgerecht. Bislang handelte es sich lediglich dann um ein Verbrechen (und eine Katalogtat des § 100a
Absatz 2 StPO), wenn der Téter innerhalb der letzten funf Jahre wegen einer solchen Tat rechtskraftig verurteilt
worden war. Aufgrund des Wegfalls dieser Einschrankung im materiellen Recht ist auch die entsprechende Dif-
ferenzierung im Verfahrensrecht aufzuheben.

Aufgrund der Einstufung auch des § 184b Absatz 3 StGB (Unternehmen des Sich-Verschaffens und Besitz kin-
derpornographischer Inhalte) zum Verbrechenstatbestand soll dieser ergédnzend in den Deliktskatalog des § 100a
Absatz 2 StPO aufgenommen werden, zumal in diesem Stadium gerade auch die Nutzung von Kommunikations-
mitteln zu erwarten ist und die Strafverfolgung damit effektiver ausgestaltet wird.

Zu Nummer 6 (8 100b Absatz 2 Nummer 1 StPO-E)

Neben redaktionellen Folgeénderungen (vergleiche auch Begrindung zu § 100a StPO) soll der Katalog des
8 100b Absatz 2 StPO im Bereich der Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung moderat erweitert werden.
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Zunéchst soll der Grundtatbestand der sexualisierten Gewalt gegen Kinder nach 8 176 Absatz 1 StGB, der zu-
kiinftig als Verbrechen ausgestaltet sein wird, in den Katalog aufgenommen werden. Daneben soll in Fallen der
schweren sexualisierten Gewalt gegen Kinder nicht mehr nach der Tathandlung differenziert, sondern die diesbe-
zuglichen Fallgestaltungen insgesamt als Katalogtaten der Onlinedurchsuchung qualifiziert werden. Diese gering-
fligige Erweiterung erscheint auch mit Blick auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vertretbar:

Dabei hat eine Orientierung an den in der Entscheidung zur Wohnraumilberwachung aufgestellten Kriterien fiir
besonders schwere Straftaten zu erfolgen (BVerfG, Urteil vom 3. Mérz 2004 — 1 BvR 2378/98, 1 BvR 1084/99
[zitiert nach juris], BVerfGE 109, 279 - 391). Das Bundesverfassungsgericht hat die Onlinedurchsuchung hin-
sichtlich der Eingriffsintensitat dem Eingriff in die Unverletzlichkeit der Wohnung gleichgestellt (BVerfG, Urteil
vom 20. April 2016 — 1 BvR 966/09, Rn. 210 [zitiert nach juris], BVerfGE 141, 220 — 378). Zudem findet der
Katalog des 8 100b Absatz 2 tiber den Verweis in 8 100c Absatz 1 Nummer 1 StPO auch fir die akustische Wohn-
raumuberwachung Anwendung. Mal3geblich fur die Schwere des tatbestandlichen Unrechts sind nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts der Rang des verletzten Rechtsguts und andere tatbestandlich um-
schriebene, gegebenenfalls auch in einem Qualifikationstatbestand enthaltene Begehungsmerkmale und Tatfol-
gen. Sie allein missen bereits die besondere, deutlich Giber dem Durchschnitt liegende Schwere des jeweiligen
Straftatbestandes begriinden (BVerfG, a.a.0., Rn. 236). Den malRgebenden Anhaltspunkt fir die besondere
Schwere der Tat gibt dabei der Strafrahmen. Die Normierung der Hochststrafe von mehr als fiinf Jahren Freiheits-
entzug ist dabei denjenigen Delikten vorbehalten, die ein besonders schweres Tatunrecht aufweisen und damit
den Bereich der mittleren Kriminalitét eindeutig verlassen (BVerfG, a.a.O., Rn. 238). Mit Blick darauf erscheinen
die Einordnung sowohl des Grundtatbestandes als auch der Qualifikationen des 8 176¢c StGB als besonders
schwere Straftaten und die Aufnahme in den Katalog sachgerecht. Sie sind in § 176 Absatz 1 StGB-E mit Frei-
heitsstrafe nicht unter einem Jahr und in 8 176¢ Absatz 1 und 2 StGB-E mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren
bedroht. Misshandelt der Téter das Kind in den Féllen des § 176¢ Absatz 1 Nummer 1 und 2 korperlich schwer
oder bringt es in die Gefahr des Todes, soll die Freiheitsstrafe nach 8 176¢ Absatz 3 StGB-E nicht unter fiinf
Jahren liegen. Auch das Schutzgut der sexuellen Selbstbestimmung und die mit den Taten verbundenen weitrei-
chenden negativen Folgen untermauern die besondere Schwere der Taten. Dies gilt insbesondere mit Blick auf
die Tatfolge gleichermalRen fur die in § 176d StGB-E geregelte sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge,
die daher ebenfalls Aufnahme in den Katalog des § 100b Absatz 2 StPO finden soll.

Daruber hinaus soll hinsichtlich der Verbreitung kinderpornographischer Schriften die Beschrankung als Kata-
logtat auf die Félle der gewerbs- oder bandenmé&Rigen Begehung entfallen. Auch der Grundtatbestand des § 184b
Absatz 1 Satz 1 StGB-E ist zukiinftig als Verbrechen ausgestaltet und mit Freiheitsstrafen von einem Jahr bis zu
zehn Jahren bedroht. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass — mit Ausnahme von Darstellungen, die kein
tatséchliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen zeigen (8§ 184b Absatz 1 Satz 2 StGB-E) — alle Formen der Ver-
breitung kinderpornographischer Schriften nicht mehr nur dem Bereich der mittleren Kriminalitat zuzuordnen
sein sollen. Das Delikt steht zudem der organisierten Kriminalitt nahe und ist hdufig durch ein hohes Mal an
Abschottung nach aullen gekennzeichnet. Dies gilt verstarkt vor dem Hintergrund der technischen Entwicklung,
insbesondere der Anonymitét des Internets, des Ausweichens ins sogenannte Darknet sowie der einfachen Mdg-
lichkeit des vielfachen Kopierens und der schnellen Weitergabe entsprechenden Materials durch immer bessere
Internetverbindungen und hohe Speicherkapazitaten.

Zu Nummer 7 (8 100g Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 StPO-E)

Es handelt sich im Wesentlichen um redaktionelle Folgednderungen. Soweit der Katalog erweitert wird, wird auf
die entsprechende Begriindung zu den Nummern 5 und 6 Bezug genommen.

Zu Nummer 8 (8§ 110d Satz 1 StPO-E)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 13 (Anderung von § 184b StGB).
Zu Nummer 9 (8§ 112 Absatz 3 StPO-E)

Der abschlielende Katalog der gemdR 8 112 Absatz 3 StPO als Schwerkriminalitét eingestuften Delikte soll vor
dem Hintergrund mehrerer in der jungeren Vergangenheit 6ffentlich bekannt gewordener Félle um den neu ge-
fassten Straftatbestand der schweren sexualisierten Gewalt gegen Kinder gemaR § 176¢ StGB-E und den Tatbe-
stand der sexualisierten Gewalt gegen Kinder mit Todesfolge gemaR 8 176d StGB-E erweitert werden.
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Mit der Aufnahme dieser Straftatbestande erfolgt eine noch angemessene Erweiterung des Katalogs des § 112
Absatz 3 StPO. Das Schutzgut der Strafnorm, die Schwere der Delikte und die moglichen Tatfolgen fir die Ver-
letzten durften rechtsethisch mit den in der bisherigen Fassung des Katalogs enthaltenen Straftatbestdnden ver-
gleichbar sein. Die hohe Bedeutung der dadurch geschiitzten Rechtsguter wird materiell-rechtlich durch die vor-
geschlagene Erhohung der Mindeststrafen auf zwei Jahre (8§ 176¢ Absatz 1 und 2 StGB-E) und fiinf Jahre (8 176¢
Absatz 3 StGB-E) zum Ausdruck gebracht. In § 176d StGB-E wird sexualisierte Gewalt gegen Kinder mit To-
desfolge wie bisher in § 176b StGB mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren
bestraft. Korrespondierend hierzu soll dies auch prozessual durch die Aufnahme der Delikte in den Katalog des
Untersuchungshaftgrundes der Schwerkriminalitit verdeutlicht werden. Fiir Félle, in denen kein Haftgrund nach
8 112 StPO vorliegt, besteht daneben weiterhin der Haftgrund der Wiederholungsgefahr geméal § 112a Absatz 1
Nummer 1 StPO, der gemeinsam mit dem Haftgrund der Fluchtgefahr bereits bisher in zahlreichen Fallen die
Anordnung der Untersuchungshaft ermdglicht hatte.

Vor dem Hintergrund der schon bislang bestehenden verfassungsrechtlichen Kritik an dem Haftgrund der Schwer-
kriminalitat wird gerade bei einer Erweiterung des Katalogs die vom Bundesverfassungsgericht geforderte ver-
fassungskonforme Auslegung der Vorschrift verstarkt zu berticksichtigen sein. So gebietet es der Grundsatz der
VerhaltnisméRigkeit, dass auch bei der Anwendung dieser Vorschrift der Zweck der Untersuchungshaft beriick-
sichtigt wird (BVerfG, Beschluss vom 15. Dezember 1965 — 1 BvR 513/65 [zitiert nach juris], BVerfGE 19, 342,
350; Beschluss vom 16. Mérz 1966 — 1 BvR 675/65, 55/66 [zitiert nach juris]; jeweils zur VVorgangervorschrift
8 112 Absatz 4 StPO). Eine verfassungskonforme Auslegung fiihrt zu dem Ergebnis, dass auch hier Umsténde
vorliegen mussen, die die Gefahr begriinden, dass ohne Verhaftung des Beschuldigten die alsbaldige Aufklarung
und Ahndung der Tat infrage gestellt sein konnte (Graf, in Karlsruher Kommentar, StPO, 9. Aufl.,, § 112 R. 42;
Schmitt, in Meyer-GoRner/Schmitt, StPO, 63. Aufl., § 112 Rn. 37 ff.). 8 112 Absatz 3 StPO stellt damit im Ver-
gleich zu § 112 Absatz 2 StPO nur geringere Darlegungsanforderungen an den Grad der Prognosesicherheit. Im
Regelfall gentigt es, wenn der Flucht- oder Verdunkelungsverdacht zwar nicht mit bestimmten Tatsachen beleg-
bar, aber nach den Umstédnden des Falles auch nicht auszuschliel3en ist oder die ernstliche Befiirchtung besteht,
der Beschuldigte werde weitere Straftaten &hnlicher Art begehen (Schmitt, a.a.0., 8 112 Rn. 37, m.w.N.).

Demnach ist auch der Haftgrund der Schwerkriminalitat in enger Zusammenschau mit den Haftgriinden des Ab-
satzes 2 (Flucht, Flucht- und Verdunkelungsgefahr) zu sehen, die weiterhin daneben anwendbar sind. Weder die
Schwere der Tat als solche noch die Schwere der — in diesem Verfahrensstadium noch nicht festgestellten — Schuld
rechtfertigt fur sich allein die Anordnung der Untersuchungshaft. Die rechtstaatlichen Prinzipien der Unschulds-
vermutung und der VerhaltnisméaRigkeit werden durch die Erganzung des Katalogs der Schwerkriminalitdt nicht
tangiert.

Sprechen nach den Umsténden des Einzelfalls gewichtige Griinde gegen Flucht- oder Verdunkelungsgefahr,
kommt die Anordnung der Untersuchungshaft wegen des Haftgrundes der Schwerkriminalitat daher auch weiter-
hin nicht in Betracht (vergleiche BGH, Beschluss vom 29. September 2016 - StB 30/16 -, Rn. 12 [zitiert nach
juris], NJW 2017, 341-343). Mal3gebend sind dabei immer die konkreten Umstéande des Einzelfalles.

Zu Artikel 3 (Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (8§ 22 Absatz 5 GVG-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu der Anderung des § 23b Absatz 3 GVG.
Zu Nummer 2 (8§ 23b Absatz 3 Satz 3 bis 5 GVG-E)

Nach 8 23b Absatz 3 Satz 2 GVG darf eine Richterin oder ein Richter auf Probe im ersten Jahr nach der Ernen-
nung Geschafte des Familienrichters nicht wahrnehmen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die Familien-
richterin oder der Familienrichter (iber eine gewisse Erfahrung in der richterlichen Téatigkeit verflgt (vergleiche
Bundestagsdrucksache 12/1217, S. 46). Dariiberhinausgehende gerichtsverfassungsrechtliche und richterdienst-
rechtliche Anforderungen an die familienrichterliche Kompetenz bestehen bislang nicht.

Mit dem vorgeschlagenen Satz 3 wird nunmehr verbindlich geregelt, dass die Familienrichterin oder der Famili-
enrichter Uber belegbare Rechtskenntnisse auf den Gebieten des Familienrechts, insbesondere des Kindschafts-
rechts, des Familienverfahrensrechts und der fiir ihre Aufgabe notwendigen Teile des Kinder- und Jugendhilfe-
rechts verfiigen sollen. Dariiber hinaus sollen belegbare Grundkenntnisse der Psychologie, insbesondere der Ent-
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wicklungspsychologie des Kindes, und der Kommunikation mit Kindern vorliegen. Fir den Fall, dass die Rich-
terin oder der Richter auf die beziehungsweise den ein familienrechtliches Dezernat ibertragen werden soll, nicht
Uber belegbare Kenntnisse auf den genannten Gebieten verfiigt, sieht Satz 4 vor, dass ein zeitnaher Erwerb dieser
Kenntnisse sichergestellt sein muss. Diese Regelungen gelten auch fiir Richterinnen und Richter, welche nicht
nur vorlibergehend, sondern als geschaftsplanmaRige Vertreterinnen oder Vertreter regelméRig und tber langere
Zeitraume in Vertretung familienrichterliche Aufgaben wahrnehmen. Durch die Neuregelung besteht eine Pflicht,
aber auch ein durch eine entsprechende Entlastung und Fortbildungsmdglichkeiten zu gewéhrendes Recht, feh-
lende spezielle Qualifikationen baldmdglichst erwerben zu kénnen. Die Regelungen entsprechen Qualifikations-
anforderungen, wie sie ahnlich fir Insolvenzrichterinnen und -richter in § 22 Absatz 6 Satz 2 und 3 GVG geregelt
sind.

Die vorgeschlagene Erganzung des 8 23b GVG zur Regelung von fachlichen Qualifikationsvoraussetzungen fir
Familienrichterinnen und -richter greift eine wichtige Forderung aus Politik und Fachkreisen auf, der sich seit der
EntschlieBung des Deutschen Bundestages vom 7. Juli 2016 zur Erhéhung der Qualifikationsanforderungen an
Familienrichterinnen und Familienrichter (Bundestagsdrucksache 18/9092, S.8 f., Plenarprotokoll 18/183,
S. 18130 C) neben verschiedenen Expertinnen und Experten sowie Fachgremien auch die Kinderkommission des
Deutschen Bundestages in ihrer Stellungnahme vom 9. November 2018 und mehrheitlich die Sachverstandigen
in der Anhdrung vor dem Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages am 25. Sep-
tember 2019 angeschlossen haben (Wortprotokoll der 60. Sitzung des Ausschusses fiir Recht und Verbraucher-
schutz vom 25. September 2019, u. a. Sachverstandiger Prof. Dr. Ernst, S. 8; Sachverstandiger Prof. Dr. Heilmann,
S. 8; Sachverstandiger Lobbert, S. 11).

Familienrichterinnen und -richter treffen gerade in Kindschaftssachen héufig Entscheidungen mit erheblicher
Grundrechtsrelevanz, die zudem langfristige und erhebliche Auswirkungen auf die Kinder und ihre Familien ha-
ben konnen. Die in Studium und Referendariat erworbenen Kenntnisse sind angesichts der Tatsache, dass das
Familienrecht und insbesondere das Kindschafts- und Familienverfahrensrecht nur in seinen Grundziigen Pflicht-
und Priifungsstoff ist, haufig nur sehr begrenzt. Der staatliche Schutzauftrag verlangt in diesem grundrechtssen-
siblen Bereich nicht nur ein funktionierendes Verfahrensrecht, sondern auch richterliches Personal, das seiner
verantwortungsvollen Aufgabe von Anfang an bestmdglich nachkommen kann. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass
kindschaftsrechtliche Verfahren auch in psychologischer Hinsicht hohe Anforderungen an die Richterinnen und
Richter stellen. Die Verfahren sind haufig von hoher Emotionalitdat und Belastung der Beteiligten sowie von
Hochstrittigkeit geprégt. Persdnliche Anhdrungen gerade von Kindern und Jugendlichen bedirfen eines besonde-
ren Einflihlungsvermdgens und besonderer Anhdrungstechniken. Um der in solchen Verfahren besonderen Ver-
letzlichkeit und Schutzbediirftigkeit der beteiligten Kinder und Jugendlichen gerecht zu werden, ist es unverzicht-
bar, dass Familienrichterinnen und -richter insbesondere auch iber Grundkenntnisse in der Psychologie und tiber
Gesprachskompetenzen verfligen, die eine dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes angemessene und ein-
fuhlsame Anhérung im Verfahren gewahrleisten.

Mit dem Erfordernis, dass die Kenntnisse zu belegen sind, und aus dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Nor-
mierung ergibt sich, dass es sich nicht nur um rudimentére Grundkenntnisse in den genannten Bereichen handeln
darf. Wann die Kenntnisse konkret vorliegen und glaubhaft gemacht sind und somit von der Erfullung der Quali-
fikationsanforderungen ausgegangen werden kann, ist Gegenstand einer wertenden Entscheidung des Prasidiums.
Mdglich ware es, dass die einschldgigen Kenntnisse bereits im Rahmen des Studiums durch die Belegung von
Schwerpunktfachern oder Nebenstudiengéngen erworben wurden oder im Rahmen einer systematischen berufs-
begleitenden oder sonstigen einschldgigen Fortbildung.

Mit dem vorgeschlagenen Satz 4 wird der Praxis ein notwendiger Spielraum bei der Besetzung der Familienge-
richte gegeben. Danach soll eine Besetzung auch mdglich sein, wenn die Richterin oder der Richter die geforder-
ten Kenntnisse zum Zeitpunkt der Ubertragung des familienrechtlichen Dezernats noch nicht oder noch nicht
vollumféanglich hat, der Erwerb der notwendigen Kenntnisse — unbeschadet spéterer VVertiefungen — jedoch inner-
halb der ersten sechs Monate zu erwarten ist. Hierbei handelt es sich um eine Prognoseentscheidung. Dabei ist
sicherzustellen, dass neben den zeitlichen Mdglichkeiten auch die entsprechenden Angebote zum Erwerb noch
fehlender Qualifikationen, etwa in Form von Einfiihrungslehrgéngen oder durch andere geeignete Fort- und Wei-
terbildungsangebote bestehen. Der Zeitraum von einem halben Jahr gestattet es, neben den persdnlichen Mdg-
lichkeiten der Betroffenen auch die dienstlichen Rahmenbedingungen und die verfugbaren richterlichen Fortbil-
dungsangebote zu berlicksichtigen. Innerhalb des vom Gesetz erdffneten Zeitrahmens ist anzustreben, dass die
Kenntnisse erworben werden, sobald dies nach den Umstanden méglich ist.
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Die Spezialisierung und Fortbildung des Justizpersonals soll auf der Grundlage des am 31. Januar
2019 zwischen der Bundeskanzlerin und den Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander beschlossenen ,Pakts fir den Rechtsstaat” gewdahrleistet werden. Eine Bund-Lander-
Arbeitsgruppe entwickelt daher ein Fortbildungskonzept zur Qualitdtssicherung in der
Rechtspflege mit dem Ziel der Schaffung eines plattformgestiitzten eLearnings mit Prasenzteil
(,Blended Learning“) zur Vermittlung psychologischer Kompetenz (vor allem im Umgang mit
Kindern und Eltern im Rahmen familiengerichtlicher  Verfahren) zum Thema
~Entwicklungsgerechte, vollstdndige und suggestionsfreie Kindesanhdrung®.

Mit dem vorgeschlagenen Satz 5 wird der besonderen Situation der richterlichen Bereitschaftsdienste Rechnung
getragen. Die Zusténdigkeit des Bereitschaftsdienstes beschrankt sich auf Entscheidungen, welche auerhalb der
ublichen Dienstzeit anfallen und die unaufschiebbar sind. Hierbei kann es vorkommen, dass die den Bereitschafts-
dienst wahrnehmenden Richterinnen und Richter auch in familiengerichtlichen Verfahren tétig werden. Aus or-
ganisatorischen Griinden ist es jedoch — inshesondere bei kleinen Gerichten — sehr schwierig, die speziellen fami-
liengerichtlichen Qualifikationsanforderungen auch im Bereitschaftsgericht stets zu gewahrleisten. Aus diesem
Grund erlaubt Satz 5 ein Abweichen von den Anforderungen der Sétze 3 und 4, wenn andernfalls ein ordnungs-
gemaler und zumutbarer Bereitschaftsdienst nicht zu gewéhrleisten ware. Dies ist auch in der Sache vertretbar,
da Familienverfahren im Bereitschaftsdienst nicht haufig sind und vielfach — etwa, weil das Kind gemaR & 8a
Absatz 2 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) zur Abwendung einer dringenden Gefahr bereits
vom Jugendamt in Obhut genommen wurde — familiengerichtliche Entscheidungen nicht so eilbeddirftig sind, dass
hierliber im Bereitschaftsdienst entschieden werden misste.

Zu Nummer 3 (8§ 74 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 GVG-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung von Artikel 1 Nummer 9 (Anderung des § 176b StGB und Einfiigung des
8§ 176d StGB-E).

Zu Nummer 4 (8 119 Absatz 2 GVG-E)

Durch die Anderung des § 119 Absatz 2 GVG wird mittels entsprechender Anwendbarkeit dieser Regelungen fiir
die Oberlandesgerichte bestimmt, dass die in § 23b Absatz 3 Satz 3 und 4 GVG neu geschaffenen Regelungen
zur Qualifizierung der am Amtsgericht tatigen Familienrichterinnen und -richter auch fiir die Richterinnen und
Richter einschlieBlich der Senatsvorsitzenden am Oberlandesgericht gelten, welche fiir Beschwerden gegen die
Beschliisse der Familiengerichte zustandig sind.

Zu Artikel 4 (Anderung des Bundeszentralregistergesetzes)

Zu Nummer 1 (8 32 BZRG-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Einfiigung des neuen 8 184l in den 13. Abschnitt des StGB.
Zu Nummer 2 (8§ 34 BZRG-E)

Nach 8§ 34 Absatz 1 BZRG bhetragt die L&nge der Frist, nach deren Ablauf eine Verurteilung nicht mehr in das
Fuhrungszeugnis aufgenommen wird, grundsatzlich funf Jahre. Eine dreijéhrige Frist ist fiir besonders genannte
Verurteilungen in den Féllen vorgesehen, die von geringer Bedeutung sind. So betrdgt beispielsweise die Frist
drei Jahre bei Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, aber nicht mehr als einem Jahr,
wenn die Vollstreckung der Strafe oder eines Strafrestes zur Bewahrung ausgesetzt ist und die weiteren Voraus-
setzungen des § 34 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b BZRG vorliegen. Mit der Einfihrung des erweiterten Fiih-
rungszeugnisses im Jahr 2010 durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des Bundeszentralregistergesetzes wurde in
8 34 Absatz 2 BZRG die Zehn-Jahres-Frist des § 34 Absatz 1 Nummer 2 BZRG fiir erweiterte Fuhrungszeugnisse
auf die in § 72a Satz 1 SGB VIII genannten weiteren Straftaten ausgedehnt. 8 72a SGB VI regelt den Tétigkeits-
ausschluss bestimmter vorbestrafter Personen in der Kinder- und Jugendhilfe. Um einen umfassenden Schutz von
Kindern und Jugendlichen zu gewahrleisten, soll die Frist von zehn Jahren, die bislang nur fur Verurteilungen zu
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr als einem Jahr galt, auch auf geringfiigige Verurteilungen, zum Bei-
spiel zu einer Geldstrafe oder kiirzeren Freiheitsstrafe, ausgedehnt werden. Zudem wird flr VVerurteilungen wegen
bestimmter besonders kinderschutzrelevanter Straftaten zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mehr als einem
Jahr eine Aufnahmefrist im erweiterten Flihrungszeugnis von zwanzig Jahren geschaffen.
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Zu Buchstabe a

Mit der Neufassung des § 34 Absatz 2 BZRG wird in Nummer 1 eine einheitliche Mindestaufnahmefrist fur das
erweiterte Fihrungszeugnis von zehn Jahren geschaffen. Bislang galt diese Frist nur fur Eintragungen fur Verur-
teilungen wegen der in der VVorschrift genannten Straftaten zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr
als einem Jahr. Mit der Neufassung findet diese Frist auch bei geringfligigeren Verurteilungen und isoliert ange-
ordneten freiheitsentziehenden Maliregeln der Besserung und Sicherung Anwendung findet. Um einen Gleichlauf
mit den in § 34 Absatz 1 Nummer 2 BZRG genannten Sexualstraftaten herzustellen, werden auch insoweit ge-
ringfugige Verurteilungen kunftig fir zehn Jahre in ein erweitertes Fiihrungszeugnis aufgenommen. Beziiglich
der weiteren Fihrungszeugnisse soll es hingegen bei der Fristenregelung des § 34 Absatz 1 Nummer 2 BZRG
bleiben.

Mit der neuen Nummer 2 wird fiir Verurteilungen wegen bestimmter besonders kinderschutzrelevanter Straftaten
eine Aufnahmefrist im erweiterten Flihrungszeugnis von zwanzig Jahren geschaffen. Aus VerhéltnismaRigkeits-
grinden soll die langere Aufnahmefrist an eine Verurteilung zu Freiheits- oder Jugendstrafe von mehr als einem
Jahr angeknipft werden. Mit der Einfiihrung einer neuen Fristenkategorie von zwanzig Jahren wird ein deutliches
Zeichen flr eine noch starkere Prévention vor sexualisierter Gewalt gegen Kinder gesetzt. Auch in diesen Féllen
wird die Dauer der verhangten Freiheits- oder Jugendstrafe noch zu der Frist hinzugerechnet. Da solche Verurtei-
lungen bereits nach geltender Rechtslage einer Tilgungsfrist von mindestens zwanzig Jahren unterliegen (8 46
Absatz 1 Nummer 3 BZRG), bedarf es keiner Anpassung der Tilgungsfristen.

Zu Buchstabe b

Zu der Aufnahmefrist ist nach § 34 Absatz 3 Satz 1 BZRG in den dort genannten Féllen die Dauer der Freiheits-
strafe, des Strafarrests oder der Jugendstrafe hinzuzurechnen. Dies sind grundsétzlich Félle, in denen eine Verur-
teilung zu einer hoheren Strafe vorliegt, was daher eine Verschiebung des Fristablaufs rechtfertigt. Dies betraf
auch die Félle des bisherigen 8 34 Absatz 2 BZRG, der eine Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr als einem
Jahr erforderte. Durch die Aufgabe dieses Erfordernisses bedarf es einer Klarstellung in 8 34 Absatz 3 BZRG,
dass es bei der bisherigen Hinzurechnung der Dauer der Freiheitsstrafe auch in den Fallen des § 34 Absatz 2
BZRG-E verbleibt, wenn es zu einer Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe gekommen ist und
die Freiheitsstrafe oder die Jugendstrafe mehr als ein Jahr betragt. Durch die Neufassung werden aus der bisheri-
gen Regelung zur Hinzurechnung der Freiheitsstrafe, des Strafarrestes oder der Jugendstrafe die Falle des § 34
Absatz 2 BZRG-E ausgeklammert, weil diese Vorschrift zumindest in Nummer 1 nunmehr kein bestimmtes Min-
destmal’ an Strafe mehr vorsieht und die bisherige Regelungstechnik insoweit nicht mehr greift. Der neu einge-
fligte Satz 2 regelt die Hinzurechnung der Dauer der Freiheitsstrafe oder der Jugendstrafe in den Fallen des § 34
Absatzes 2 BZRG-E. Die Hinzurechnung hangt zum einen davon ab, dass es (iberhaupt zu einer Verurteilung zu
einer Freiheits- oder Jugendstrafe gekommen ist. Zum anderen setzt die Hinzurechnung voraus, dass — wie bisher
— die Freiheitsstrafe oder die Jugendstrafe mehr als ein Jahr betragt.

Zu Nummer 3 (8§ 41 BZRG-E)
Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Einfiigung eines neuen § 184l in den 13. Abschnitt des StGB.
Zu Nummer 4 (8§ 46 BZRG-E)

Die Frist, nach deren Ablauf die Eintragung einer Verurteilung nicht mehr in ein erweitertes Filhrungszeugnis
aufgenommen wird, soll kinftig nach 8 34 Absatz 2 Nummer 1 BZRG-E unabhé&ngig vom Strafmal} zehn Jahre
betragen. Bei den in § 46 Absatz 1 Nummer 1 BZRG genannten Verurteilungen betragt die L&nge der Tilgungs-
frist bisher nur fiinf Jahre. Da zu tilgende Eintragungen nicht in erweiterte Fiihrungszeugnisse aufgenommen
werden dirfen und ein Jahr nach Eintritt der Tilgungsreife aus dem Bundeszentralregister entfernt werden, wird
die Tilgungsfrist grundsatzlich bei den Verurteilungen wegen solcher Straftaten, die besonders kinder- und ju-
gendschutzrelevant sind und sich auch gegen Kinder und Jugendliche richten kénnen, und wegen anderer Sexu-
alstraftaten auf zehn Jahre verlangert. So wird sichergestellt, dass die Aufnahme dieser Verurteilungen entspre-
chend der Verléangerung der Aufnahmefrist in 8 34 Absatz 2 Nummer 1 BZRG-E in ein erweitertes Fiihrungs-
zeugnis zehn Jahre lang erfolgen kann. Hinsichtlich der in § 34 Absatz 2 Nummer 2 BZRG-E genannten Verur-
teilungen bedarf es keiner Anpassung der Tilgungsfristen, da solche Verurteilungen bereits nach geltender Rechts-
lage einer Tilgungsfrist von mindestens zwanzig Jahren unterliegen (8 46 Absatz 1 Nummer 3 BZRG).
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Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der neuen Nummer 1a wird die zehnjahrige Tilgungsfrist bei den in der Vorschrift genannten Straftaten auch
auf die Félle tGbertragen, die wegen ihrer geringeren Bedeutung nach § 46 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis f
BZRG sonst einer funfjahrigen Tilgungsfrist unterfallen wirden. § 46 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g BZRG
gilt hingegen fir selbststdndig angeordnete Mafinahmen nach § 11 Absatz 1 Nummer 8 StGB mit Ausnahme der
Sperre fur die Erteilung einer Fahrerlaubnis fir immer und des Berufsverbots fiir immer und fir selbsténdig an-
geordnete Nebenstrafen und Nebenfolgen. Um einen Gleichlauf mit der Verlangerung der Aufnahmefrist in § 34
Absatz 2 BZRG zu erreichen, reicht es, wenn aus den freiheitsentziehenden MaRregeln der Besserung und Siche-
rung in 8 46 Absatz 1 Nummer 1a BZRG-E nur die alleinige Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungs-
anstalt genannt wird. Denn die (alleinige) Anordnung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus
(8 63 StGB) unterliegt nach § 45 Absatz 3 Nummer 2 BZRG ohnehin nicht der Tilgung. Bei Verurteilungen we-
gen einer Straftat nach den 88 174 bis 180 oder 182 StGB zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von mehr als
einem Jahr bleibt zudem die Tilgungsfrist von zwanzig Jahren nach § 46 Absatz 1 Nummer 3 BZRG unberiihrt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Da die Félle des bisherigen § 46 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d BZRG in der neuen Nummer 1a aufgehen,
bedarf es insoweit keiner ausdriicklichen Erwéhnung mehr. Die Vorschrift kann daher gestrichen werden.

Zu Buchstabe b

Zu der Tilgungsfrist ist nach 8 46 Absatz 3 BZRG in den dort genannten Fallen die Dauer der Freiheitsstrafe, des
Strafarrests oder der Jugendstrafe hinzuzurechnen. Dies sind grundsétzlich Falle, in denen eine Verurteilung zu
einer hoheren Strafe vorliegt, was eine Verschiebung des Fristablaufs rechtfertigt. Dies betraf auch die Falle des
bisherigen 8 46 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d BZRG, der eine Jugendstrafe von mehr als einem Jahr erfor-
derte. Durch die Aufgabe dieses Erfordernisses und das Aufgehen dieser Vorschrift in § 46 Absatz 1 Nummer la
BZRG-E bedarf es einer Klarstellung in § 46 Absatz 3 BZRG, dass es bei der bisherigen Hinzurechnung der Dauer
der Jugendstrafe auch in den Fallen des § 46 Absatz 1 Nummer 1a BZRG-E verbleibt, wenn die Verurteilung zu
einer Jugendstrafe vorliegt und diese mehr als ein Jahr betragt.

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Neufassung werden aus der bisherigen Regelung zur Hinzurechnung der Freiheitsstrafe, des Strafar-
restes oder der Jugendstrafe die Falle des § 46 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d BZRG ausgeklammert, weil diese
Vorschrift aufgehoben wird.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neu angefligte Satz regelt die Hinzurechnung der Dauer der Jugendstrafe in den Fallen des § 46 Absatz 1
Nummer 1la BZRG-E. Die Hinzurechnung héngt zum einen davon ab, dass es tiberhaupt zu einer Verurteilung zu
einer Jugendstrafe gekommen ist. Zum anderen setzt die Hinzurechnung voraus, dass — wie bisher — die Jugend-
strafe mehr als ein Jahr betrégt. Andere Hinzurechnungsfélle kann es in diesem Zusammenhang nicht geben.
Kirzere Freiheitsstrafen oder Strafarreste nach 8 46 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b BZRG unterfallen nach
derzeitiger Rechtslage nicht der Hinzurechnungsregel und sind daher in diesem Zusammenhang unbeachtlich.
Langere Freiheitsstrafen oder Strafarreste unterfallen aber schon der zehnjahrigen Tilgungsfrist nach § 46 Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe b BZRG beziehungsweise sind ,,ubrige Falle* nach § 46 Absatz 1 Nummer 4 BZRG,
die also alle nicht Gegenstand des § 46 Absatz 1 Nummer 1a BZRG-E sind. Die Verldngerung der Frist in diesen
Féllen erfolgt nach wie vor nach § 46 Absatz 3 Satz 1 BZRG-E.

Zu Nummer 5 (8 69 Absatz 4 BZRG-E)

§ 69 Absatz 4 BZRG wurde durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des Bundeszentralregistergesetzes eingefiigt
und regelt die Frage, wie bereits im Bundeszentralregister vorhandene Eintragungen behandelt werden sollen. So
ist sichergestellt, dass die bereits im Bundeszentralregister enthaltenen Eintragungen von Verurteilungen wegen
einer Straftat nach den 88 171, 180a, 181, 183 bis 184f, 225, 232 bis 233, 234, 235 oder § 236 StGB ebenfalls
erstmals beziehungsweise langer in erweiterte Fiihrungszeugnisse oder unbeschrankte Auskiinfte aufgenommen
werden. Durch die Neufassung der Vorschrift wird auch die mit diesem Entwurf vorgeschlagene Ausdehnung der
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Aufnahme- und Tilgungsfristen auf die bereits im Bundeszentralregister gespeicherten Eintragungen tbertragen.
Zugleich wird der Katalog der Straftaten in dieser Vorschrift dem Katalog der Straftaten des § 34 Absatz 2 BZRG
angeglichen.

Zu Artikel 5 (Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Inhaltsibersicht)

Die Inhaltstibersicht ist aufgrund der Neustrukturierung der Regelungen zum Verfahrensbeistand zu &ndern.
Zu Nummer 2 (8 68 FamFG-E)

Zu Buchstabe a

Durch die Einfiigung eines weiteren Satzes in Absatz 4 wird geregelt, dass eine Ubertragung von gerichtlichen
Aufgaben des Beschwerdegerichts auf eines seiner Mitglieder durch Beschluss auch fir die Durchfiihrung der
personlichen Anhorung eines Kindes erfolgen kann, sofern das Gericht dies aus Griinden des Kindeswohls fiir
sachgerecht halt. Die Mdglichkeit &hnelt der Beweisaufnahme durch einen beauftragten Richter gemal § 361 der
Zivilprozessordnung (ZPO). Die Entscheidung, im Einzelfall von einer Anhérung durch den gesamten Senat ab-
zusehen, erfordert eine wertende Betrachtung der Belastungen, welchen das Kind unter Beriicksichtigung seiner
familidren Situation, seines Alters und des Sachverhalts, zu dem es angehért werden soll, ausgesetzt ist. Der Vor-
teil, den die unmittelbare Wahrnehmung der kindlichen AuRerungen durch alle entscheidenden Berufsrichter ha-
ben kann, muss mit den durch die Anhdrungssituation vor dem Kollegialorgan erhdhten Belastungen und der sich
daraus ableitenden Gefahr abgewogen werden, dass das Kind nicht in der Lage ist, sich zu 6ffnen und zu dem
Anhdorungsgegenstand zu dulern.

Zu Buchstabe b

Dem § 68 wird ferner ein Absatz 5 angefligt. Bislang rdumt das Gesetz dem Beschwerdegericht in § 68 Absatz 3
Satz 2 FamFG die Mdglichkeit ein, im schriftlichen Verfahren zu entscheiden und von Verfahrenshandlungen
abzusehen, soweit die Verfahrenshandlungen und eine miindliche Verhandlung in der ersten Instanz stattgefunden
hat und keine zusétzlichen Erkenntnissen zu erwarten sind. Zudem kann das Gericht nach Absatz 4 in Verbindung
mit § 526 ZPO die Beschwerde einem seiner Mitglieder zur Entscheidung als Einzelrichter tbertragen. Diese
Regelungen werden der Grundrechtsrelevanz und Tragweite der Entscheidung fir die Betroffenen in einigen
Kindschaftssachen nicht gerecht. Der Entwurf schl&gt daher vor, dass das Beschwerdegericht bei Beschwerden
Uber Beschlisse in Hauptsacheverfahren kiinftig in drei besonders grundrechtssensiblen Fallgruppen nicht mehr
von der Durchfiihrung eines Termins, einer mundlichen Verhandlung oder einzelnen im FamFG ausdriicklich
geregelten Verfahrenshandlungen absehen kann. Als Verfahrenshandlungen zu wiederholen sind inshesondere
die in den 88 159 bis 162 FamFG geregelten Anhérungspflichten, nicht aber auch die im Rahmen der allgemeinen
Amtsermittlung durchgefiihrten Ermittlungen und Beweiserhebungen, die zu einer ausreichenden und berzeu-
genden Tatsachenfeststellung gefuihrt haben. Zudem gilt die Verpflichtung nicht, wenn das Beschwerdegericht
die Sache zuriickweist (§ 69 Absatz 1 Satz 2 und 3 FamFG) oder die Beschwerde als unzuléssig verwirft (§ 68
Absatz 2 FamFG), da das Gericht in diesen Féllen keine eigene Sachentscheidung trifft.

8 68 Absatz 5 Nummer 1 FamFG-E benennt als erste Fallgruppe Verfahren nach den §8§ 1666 und 1666a BGB,
in denen — wie bei einer konkreten Gefahr, dass ein Kind Opfer sexueller Gewalt wird — die teilweise oder voll-
stdndige Entziehung der Personensorge in Betracht kommt. Die Fallgruppe entspricht einem bisher geltenden
Regelbeispiel firr die Bestellung eines Verfahrensbeistandes (§ 158 Absatz 2 Nummer 2 FamFG). VVon einer Er-
streckung auf alle Verfahren nach den 88 1666 und 1666a BGB wurde abgesehen, da nicht alle diese Verfahren
dieselbe Grundrechtsrelevanz haben, wie zum Beispiel die Anordnung gerichtlicher Gebote, zuverlassig mit einer
Familienhilfe zusammenzuarbeiten oder fiir eine erforderliche zahnmedizinische Behandlung des Kindes zu sor-
gen.

In 8 68 Absatz 5 Nummer 2 FamFG-E werden als weitere Fallgruppe Verfahren benannt, in denen der Ausschluss
des Umgangsrechts nach § 1684 BGB in Betracht kommt. Die Fallgruppe betrifft besonders schwerwiegende
Eingriffe in das Elternrecht sowie in das Recht des Kindes auf Umgang beziiglich des Elternteils, bei dem das
Kind nicht seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.
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In § 68 Absatz 5 Nummer 3 FamFG-E werden als letzte Fallgruppe Verfahren benannt, in denen eine Verblei-
bensanordnung nach 8§ 1632 Absatz 4 BGB in Betracht kommt, da hierdurch das Recht der Sorgeberechtigten,
mit dem Kind zusammenzuleben und seinen Aufenthalt bestimmen zu kénnen, ganz weitgehend eingeschrénkt
wird.

In den in 8 68 Absatz 5 FamFG-E aufgefuhrten Fallgruppen ist es aufgrund der besonderen Grundrechtssensibi-
litdt der Verfahren zudem erforderlich, dass die Entscheidung der Beschwerdeinstanz, die angesichts des Zulas-
sungserfordernisses der Rechtsbeschwerde in der Regel letztinstanzlich ist, vom Kollegialorgan und nicht von
einem Einzelrichter getroffen wird. Dies ist in der Praxis bei hoher Arbeitslast offensichtlich nicht immer der Fall
(Sachverstandiger Prof. Dr. Heilmann, Stellungnahme vor dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages,
Protokoll-Nummer 19/60 S. 37). Daher enthélt § 68 Absatz 5 FamFG-E zudem die Regelung, dass in den benann-
ten Kindschaftsverfahren das Beschwerdegericht als Kollegialorgan in Dreierbesetzung entscheidet.

Wegen der besonderen Eilbedirftigkeit der Verfahren und Vorldufigkeit der Malinahmen gelten die verfahrens-
rechtlichen Einschrankungen nicht in Verfahren der einstweiligen Anordnung.

Zu Nummer 3 (88 158 bis 159 FamFG-E)

Die Regelungen zum Verfahrensbeistand werden entsprechend der einzelnen Regelungsgegenstande neu struktu-
riert und insbesondere durch eine Vorschrift erganzt, die konkrete Qualifikationsanforderungen fur Verfahrens-
beistédnde vorsieht.

Zu 8 158 (Bestellung des Verfahrensbeistands)

8 158 FamFG-E regelt die Bestellung des Verfahrensbeistands. In § 158 Absatz 1 Satz 1 FamFG-E wird Kklarge-
stellt, dass eine Person, die zum Verfahrensbeistand bestellt werden soll, sowohl fachlich als auch persénlich fur
die Aufgabe geeignet sein muss (vergleiche hierzu Bundestagsdrucksache 16/6308, S. 238). Die erforderliche
fachliche Eignung wird kunftig in 8 158a FamFG-E néaher geregelt. Die personliche Eignung betrifft etwa die
zuverlassige und zeitnahe Erflllung der dem Verfahrensbeistand tibertragenen Aufgaben und seine Integritat. Das
Vorliegen der personlichen Eignung kann sich insbesondere aus der Kenntnis des Gerichts tber die Tatigkeit des
Verfahrensbeistands aus anderen Verfahren ergeben. Im Ubrigen kann das Gericht den Verfahrensbeistand zur
Vorlage eines aktuellen Flihrungszeugnisses auffordern.

Voraussetzung fur die Bestellung eines Verfahrensbeistands ist nach 8 158 Absatz 1 Satz 1 FamFG-E weiterhin,
dass dies zur Wahrnehmung der Interessen des Kindes erforderlich ist. Konkretisiert wird diese Erforderlichkeit
durch die Neuregelung der Absétze 2 und 3. 8 158 Absatz 4 FamFG-E enthélt kiinftig nur noch den Grundsatz,
nach dem der Verfahrensbeistand so friih wie mdglich zu bestellen ist, wodurch der Regelungsgehalt verdeutlicht
wird.

Der Grundsatz, nach dem der Verfahrensbeistand so friih wie moglich zu bestellen ist, wird in § 158 Absatz 1
Satz 2 FamFG-E verschoben, wodurch Regelungsgehalt und Bedeutung hervorgehoben werden sollen.

Absatz 2 enthalt kiinftig die Voraussetzungen, unter denen die Bestellung eines Verfahrensbeistands zwingend
erforderlich ist. Hierbei handelt es sich — wie in 8 68 Absatz 5 FamFG-E — um besonders grundrechtsrelevante
Verfahren, bei denen eine teilweise oder vollstandige Entziehung der Personensorge nach den 88 1666 und 1666a
BGB ein Ausschluss des Umgangsrechts nach § 1684 BGB oder eine Verbleibensanordnung nach § 1632 Ab-
satz 4 BGB in Betracht kommen. In diesen Féllen ist stets davon auszugehen, dass ein Verfahrensbeistand zur
Wahrnehmung der Interessen des Kindes erforderlich ist. Die Regelung soll sicherstellen, dass die Bestellung in
diesen Féllen nicht versehentlich unterbleibt.

8§ 158 Absatz 3 FamFG-E enthélt daneben weiterhin Regelbeispiele, in denen die Bestellung eines Verfahrensbei-
stands erforderlich ist. Dabei handelt es sich um die bislang in § 158 Absatz 2 FamFG enthaltenen Regelbeispiele,
soweit sie nach der neuen Regelung des 8§ 158 Absatz 2 FamFG-E nicht zu einer obligatorischen Bestellung fuh-
ren. Die bislang in 8 158 Absatz 3 Satz 2 FamFG enthaltene Pflicht des Gerichts, die Griinde fir ein Absehen von
der Bestellung bei einschldgigem Regelbeispiel zu begriinden, wird wegen des unmittelbaren Zusammenhangs
als Satz 2 in § 158 Absatz 3 FamFG-E aufgenommen. Die Neuordnung soll die Regelungen besser sichtbar ma-
chen und zu einer konsequenteren Anwendung der Norm beitragen.
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Die bislang in § 158 Absatz 6 FamFG enthaltene Regelung zum Ende der Bestellung des Verfahrensbeistands
wurde in § 158 Absatz 4 FamFG-E aufgenommen. Zudem wird nunmehr auch geregelt, unter welchen Voraus-
setzungen die Bestellung des Verfahrensbeistands ausnahmsweise aufgehoben werden kann. Dies ist zum einen
der Fall, wenn der Verfahrensbeistand seine Entlassung beantragt und dieser keine erheblichen Grinde entgegen-
stehen. Erhebliche Griinde kdnnen vorliegen, wenn das Amt zur Unzeit, etwa kurz vor Verfahrensabschluss oder
zur Vermeidung besonderer Anforderungen aufgegeben werden soll. Zum anderen hat das Gericht die Bestellung
aufzuheben, wenn die Fortfiihrung des Amtes durch den bestellten Verfahrensbeistand die Interessen des Kindes
gefahrden wiirde. Dies kann etwa der Fall sein, wenn der Verfahrensbeistand seine Tatigkeit krankheitsbedingt
nicht fortfihren kann, wenn er nur ganz unzureichend oder sehr unzuverléssig tatig wird oder seine Aufgaben in
einer die Kindesinteressen offenkundig und erheblich verkennenden oder missachtenden Weise wahrnimmt.

§ 158 Absatz 5 FamFG-E enthélt die bislang in § 158 Absatz 3 Satz 4 FamFG enthaltene Regelung, nach der die
Bestellung eines Verfahrensbeistands, deren Aufhebung und die Ablehnung einer Bestellung nicht selbststandig
anfechtbar sind.

Die bisherige Regelung des § 158 Absatz 5 FamFG, nach der die Bestellung eines Verfahrensbeistands unterblei-
ben oder aufgehoben werden soll, wenn die Interessen des Kindes von einem Rechtsanwalt oder einem anderen
geeigneten Verfahrensbevollméchtigten angemessen vertreten werden, entfallt in Konsequenz zu den in § 158a
FamFG-E eingefiihrten konkreten Qualitatsanforderungen. Mit dieser Vorschrift werden Voraussetzungen fir die
Bestellung als Verfahrensbeistand eingefiihrt, die sich nicht auf eine juristische Grundqualifikation beschrénken.
Wie alle anderen in 8 158a Absatz 2 FamFG-E genannten Berufsgruppen kénnen auch Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalte kunftig nur noch als Verfahrensbeistande bestellt werden, wenn sie (iber die entsprechende Zu-
satzqualifikation verfiigen. Aus diesem Grund lauft die Annahme des bisherigen § 158 Absatz 5 FamFG ins Leere,
dass Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte die Interessen des Kindes stets in ebenso geeigneter Weise vertreten
kénnen wie ein Verfahrensbeistand. Im Ubrigen soll durch die Streichung kiinftig verhindert werden, dass Sorge-
berechtigte die fehlende Anfechtbarkeit der Bestellung des Verfahrensbeistands dadurch umgehen, dass anstelle
eines nicht gewtiinschten Verfahrensbeistands fir das Kind ein selbst gewahlter Rechtsanwalt oder eine Rechts-
anwaltin mandatiert wird.

Zu 8§ 158a (Fachliche Eignung des Verfahrensbeistands)

§ 158a FamFG-E regelt, unter welchen Voraussetzungen eine Person fachlich zum Verfahrensbeistand geeignet
ist (Absatz 1), trifft eine Regelung zum Nachweis der fachlichen Eignung (Absatz 2) und bestimmt, dass der Ver-
fahrensbeistand auch zur regelméRigen Fortbildung verpflichtet ist (Absatz 3).

Zu Absatz 1

Seine Funktion als ,,Anwaltin oder Anwalt des Kindes* kann der Verfahrensbeistand nur dann erfiillen, wenn er
fiir seine Aufgabe, das Interesse des Kindes festzustellen und dieses sachgerecht in das Verfahren einzubringen,
fachlich geeignet ist. Der Verfahrensbeistand ist gerade in Verfahren nach § 158 Absatz 2 FamFG-E fir das Kind
von Uberragender Bedeutung, da er als Interessenvertreter des Kindes die Person im Verfahren ist, die die Inte-
ressen des Kindes in den Blick nehmen und dem Kind im Verfahren eine Stimme geben soll.

Bisher formuliert das Gesetz die an den Verfahrensbeistand zu stellenden Qualifikationsanforderungen nicht na-
her, so dass es an gesetzlichen Leitlinien fiir die Auswahl der Person des Verfahrensbeistands fehlt. In der Praxis
ist jedoch anerkannt, dass neben Rechtskenntnissen im Bereich des Familienrechts auch Kenntnisse und Féhig-
keiten auf den Gebieten der Psychologie und der Padagogik, speziell zur angemessenen Kommunikation mit dem
Kind erforderlich sind. Gleichwohl kann es mangels fehlender gesetzlicher VVorgaben noch immer dazu kommen,
dass auch Personen bestellt werden, welche fiir die verantwortungsvolle Aufgabe nicht ausreichend qualifiziert
sind, so dass nicht hinreichend gewahrleistet ist, dass in einer vielfach fir das Kind schwierigen und belastenden
Situation die Interessen des Kindes festgestellt und im Verfahren zur Geltung gebracht werden.

Damit das in der Praxis weitgehend anerkannte Anforderungsprofil zukinftig bei der Auswahl der Person des
Verfahrensbeistands flachendeckend Berlicksichtigung findet, konkretisiert Absatz 1 den Begriff der fachlichen
Eignung im Sinne des § 158 Absatz 1 Satz 1 FamFG-E. Unter Berlcksichtigung der méglichen Bestellung eines
Verfahrensbeistands in Kindschaftssachen (88 158, 167 Absatz 1 FamFG), in Verfahren in Abstammungssachen
(8 174 FamFG) und in Verfahren in Adoptionssachen (§ 191 FamFG), ist eine fachliche Eignung als Verfahrens-
beistand gegeben, wenn die Person (iber Grundkenntnisse auf den Gebieten des Familienrechts, insbesondere des
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Kindschaftsrechts, des Verfahrensrechts und des Kinder- und Jugendhilferechts verfiigt, Kenntnisse auf dem Ge-
biet der Entwicklungspsychologie des Kindes hat und tber kindgerechte Gespréachstechniken verfugt.

Die geforderten rechtlichen Grundkenntnisse sollen sicherstellen, dass der Verfahrensbeistand in der Lage ist, den
Verfahrensgegenstand und die rechtlichen Mdéglichkeiten angemessen einzuordnen, das Kind tber Gegenstand,
Ablauf und moéglichen Ausgang des Verfahrens zu informieren, dessen Interessen im Verfahren entsprechend zu
vertreten und uber die Einlegung eines Rechtsmittels zu entscheiden. Insbesondere die Kenntnisse auf dem Gebiet
der Entwicklungspsychologie und der Gespréachsfiihrung gewahrleisten, dass der Verfahrensbeistand in der Lage
ist, in einer dem Alter des Kindes entsprechenden Weise die persdnliche Sicht des Kindes, seine Wiinsche, Bin-
dungen, Neigungen, Angste zu erkennen, zu werten und entsprechend in das Verfahren einzubringen.

Zu Absatz 2

Um sich von der fachlichen Eignung der als Verfahrensbeistand in Frage kommenden Person tiberzeugen zu kon-
nen, ist das Gericht auf eine geeignete Tatsachengrundlage angewiesen. Daher bestimmt Absatz 2 Satz 1, dass
das Gericht Nachweise hinsichtlich der Kenntnisse und Féhigkeiten nach Absatz 1 verlangen kann. Diese sind
dann von der als Verfahrensbeistand in Betracht gezogenen Person beizubringen. Nachweise kann das Gericht
etwa verlangen, wenn es sich von der fachlichen Eignung nicht in anderem Zusammenhang, etwa in anderen
Verfahren, hinreichend tberzeugen konnte.

Absatz 2 Satz 2 zeigt eine Nachweisfiihrung auf, die typischerweise geeignet ist, das Gericht von der Eignung
einer Person als Verfahrensbeistand zu tiberzeugen. Danach kann der Nachweis iber die notwendigen Kenntnisse
und Fahigkeiten insbesondere durch Nachweis Uber eine der genannten Berufsqualifikationen sowie den Erwerb
spezifischer Zusatzqualifikationen gefiihrt werden.

Die Regelung beruht auf der Erkenntnis der Praxis, dass die Erfillung der Aufgaben des Verfahrensbeistands von
einer Kombination aus juristischen, paddagogischen und psychologischen Kenntnissen und Féhigkeiten abhéngig
ist. Daraus folgt, dass die im Wege einer klassischen Berufshildung in einem dieser drei Bereiche erworbenen
Qualifikationen regelmé&Rig eine wichtige, aber allein nicht ausreichende fachliche Grundlage darstellt, um das
gesamte Spektrum der an den Verfahrensbeistand zu stellenden Anforderungen abzudecken. Die Grundlage muss
durch spezifische Zusatzqualifikationen in den Bereichen erweitert werden, die von der jeweiligen Berufsausbil-
dung nicht abgedeckt sind. Ist dies der Fall, wird die Person als Verfahrensbeistand in aller Regel fachlich geeignet
sein.

Einen Nachweis der fachlichen Eignung in anderer Weise wird durch die Regelung nicht ausgeschlossen. Andere
als die genannten Belege sind zur Nachweisfiihrung allerdings nur dann geeignet, wenn sie den Schluss auf das
Vorhandensein der nach Absatz 1 notwendigen Kenntnisse und Fahigkeiten in vergleichbarer Weise nahelegen.
Dabei kann jedoch allein aus einer langjahrigen Téatigkeit als Verfahrensbeistand nicht zwingend auf das Vorhan-
densein der Qualifikationsanforderungen geschlossen werden. Vielmehr muss zur Uberzeugung des Gerichts fest-
stehen, dass die Person die notwendigen Kenntnisse und Fahigkeiten erworben hat oder in anderer Weise tber
eine langjahrige Erfahrung im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit verfiigt und diese nachweisen kann.

Zu Absatz 3

Ihre anspruchsvolle Aufgabe als Verfahrensbeistand kann eine Person langfristig nur dann erfiillen, wenn sie sich
regelmaRig fortbildet, um die im Rahmen ihrer Berufsausbildung und der durch spezifische Zusatzqualifikationen
erworbenen Kenntnisse und Fahigkeiten nach Absatz 1 zu erhalten, zu vertiefen und fortzuentwickeln. So unter-
liegt gerade das Familienrecht einer stetigen Anpassung an die sozialgesellschaftlichen Veranderungen, aber auch
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Erkenntnisse zur (frih)kindlichen Entwicklung kommen immer wieder
neue Erkenntnisse hinzu. Eine regelmaRige Fortbildung ist daher flr die Aufgabenerfilllung des Verfahrensbei-
stands unerl@sslich, um die neuen Verénderungen und Erkenntnisse in die Arbeit mit dem Kind und in seine
Stellungnahme einflieen zu lassen und somit die notwendige Qualitét der Arbeit sicherzustellen.

Seine Fortbildungsobliegenheit hat der Verfahrensbeistand in eigener Verantwortung zu erfllen. Das Gericht ist
aber im Zusammenhang mit der Bestellung einer Person zum Verfahrensbeistand berechtigt, Nachweise tber die
Erflllung der Fortbildungsobliegenheit zu verlangen. Ist eine Person nicht in der Lage, entsprechende Nachweise
beizubringen, kann das Gericht sich eine Uberzeugung von der fachlichen Eignung als Verfahrensbeistand unter
Umsténden nicht hinreichend bilden, so dass eine Bestellung ausscheidet.
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Zu 8 158b (Aufgaben und Rechtsstellung des Verfahrensbeistands)

Die Regelungen des 8 158b FamFG-E umfassen die Aufgaben und Rechtsstellung des Verfahrensbeistands. Bei-
des ist bislang insbesondere in § 158 Absatz 4 FamFG geregelt.

Zu Absatz 1

8 158b Absatz 1 FamFG-E regelt die allgemeinen Aufgaben des Verfahrensbeistands im Verfahren und enthalt
in Satz 1 seine zentrale Aufgabe, das Interesse des Kindes festzustellen und im gerichtlichen Verfahren zur Gel-
tung zu bringen. Sie ist bislang in § 158 Absatz 4 Satz 1 FamFG geregelt. Mit § 158b Satz 2 FamFG-E wird
festgelegt, dass der Verfahrensbeistand seine Stellungnahme gegentiber dem Gericht nicht nur mindlich im Ter-
min, sondern auch schriftlich erstatten soll. Die schriftliche Stellungnahme des Verfahrensbeistands dokumentiert
die Feststellung und Vertretung der Kindesinteressen durch den Verfahrensbeistand, was unter anderem fiir ein
etwaiges Beschwerdeverfahren oder ein spateres Abanderungs- oder Uberpriifungsverfahren nach den § 1696
BGB, 8 166 FamFG wichtig ist. Die Wiedergabe von Angaben des Verfahrensbeistands in einem geméaR § 28
Absatz 4 Satz 1 FamFG gefertigten gerichtlichen Vermerk (ber einen Termin oder eine persdnliche Anhérung
und Ausfilhrungen hierzu in den Entscheidungsgriinden sind hierfiir nicht gleichermal3en gut geeignet. Daher ist
kiinftig eine allein mindlich abgegebene Stellungnahme des Verfahrensbeistands nur ausnahmsweise mdglich.
Dies betrifft etwa Falle, in denen das Gericht kurzfristig terminieren musste oder es zu fur den Verfahrensbeistand
unverschuldeten Schwierigkeiten kam, rechtzeitig Kontakt zum Kind zu bekommen.

8 158b Absatz 1 Satz 3 FamFG-E enthalt inhaltlich unveréndert die bislang in § 158 Absatz 4 Satz 2 FamFG ge-
regelte Pflicht des Verfahrensbeistands, das Kind iber Gegenstand, Ablauf und mdglichen Ausgang des Verfah-
rens in geeigneter Weise zu informieren.

In § 158b Absatz 1 Satz 4 FamFG-E wird geregelt, dass in Fallen, in denen das Verfahren durch Endentscheidung
endet, der Verfahrensbeistand den Beschluss des Gerichts mit dem Kind besprechen soll. Dies entspricht der
Praxis vieler Verfahrensbeistande und ist grundsétzlich geboten, um sicherzustellen, dass das Kind von dem Er-
gebnis des Verfahrens in neutraler und kindgerechter Weise informiert wird und die Mdglichkeit hat, Fragen zu
aulern. Zugleich kann ein entsprechendes Gespréch auch wichtig fir die Entscheidung sein, ob im Interesse des
Kindes ein Rechtsmittel einlegt werden soll. Ausnahmsweise kann insbesondere dann von einer Besprechung
abgesehen werden, wenn aufgrund des Kindesalters eine Besprechung noch nicht méglich ist oder eine dem Kin-
deswillen entsprechende Endentscheidung dem verfahrensfahigen Kind selbst zugestellt wird.

Zu Absatz 2

§ 158b Absatz 2 FamFG-E regelt inhaltlich unveréndert die bislang in 8 158 Absatz 4 Satz 3 und 4 FamFG ent-
haltene Mdoglichkeit, dem Verfahrensbeistand einen erweiterten Aufgabenkreis zu lbertragen. Die neue systema-
tische Stellung macht die Abgrenzung der unterschiedlichen Aufgabenkreise besser sichtbar. Die Gegenliberstel-
lung des in Absatz 1 geregelten Grundsatzes und der zusétzlichen Aufgabe nach Absatz 2 kann insoweit zur KIl&-
rung des Rollenverstéandnisses beitragen.

Zu Absatz 3

8§ 158b Absatz 3 FamFG-E fasst die die Rechtsstellung des Verfahrensbeistands betreffenden Regelungen des
8§ 158 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 5 und 6 zusammen. Die Vorschriften sind inhaltlich unveréndert.

Zu 8 158c (Vergitung; Kosten)

Die bislang in § 158 Absatz 7 und 8 FamFG geregelten Vorschriften zu Aufwendungsersatz, Vergltung und Kos-
ten werden weitgehend unveréndert in § 158¢c FamFG-E Ubernommen. Entsprechend der gréReren praktischen
Relevanz der berufsmélig gefuihrten VVerfahrensbeistandschaft enthélt Absatz 1 der VVorschrift die bislang in 8§ 158
Absatz 7 Satz 2 bis 4 FamFG enthaltenen Regelungen zur Vergitung des berufsmaRig tatigen Verfahrensbei-
stands. Satz 2 wurde zur besseren sprachlichen Verstandlichkeit und Genauigkeit geringfiigig umformuliert. In
Satz 3 wird der zweite Halbsatz gestrichen, wonach die Vergiitung bislang auch eine auf die Vergltung anfallende
Umsatzsteuer abdeckt. Mit dieser Streichung wird die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs in seinem Urteil
vom 17. Juli 2019 (V R 27/17) nachvollzogen, wonach an der Téatigkeit eines Verfahrensbeistands ein besonderes
Gemeinwohlinteresse besteht und daher die Leistungen des Verfahrensbeistands nach unionsrechtlichen Grunds-
atzen steuerfrei sind.
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Der bislang in § 158 Absatz 7 Satz 1 Absatz 2 FamFG enthaltene Aufwendungsersatzanspruch des ehrenamtlich
tatigen Verfahrensbeistands wird inhaltlich unveréndert in § 158c Absatz 2 FamFG-E tGibernommen.

Absatz 3 enthélt die sich auf Aufwendungsersatz und Vergutung beziehenden Regelungen des § 158 Absatz 7
Satz 5 und 6 FamFG. 8§ 158c Absatz 4 FamFG-E regelt die bislang in § 158 Absatz 8 FamFG enthaltene Vor-
schrift, nach der dem Verfahrensbeistand keine Verfahrenskosten aufzuerlegen sind.

Zu § 159 (personliche Anhdrung des Kindes)

Durch die vorgeschlagene Gesetzesanderung wird in Kindschaftssachen die Pflicht zur persénlichen Anhérung
des Kindes noch starker betont und erweitert. Zusatzlich wird nunmehr im Gesetz die wichtige weitere Funktion
der personlichen Anhdrung benannt und geregelt, dass das Gericht sich einen persénlichen Eindruck von dem
Kind zu verschaffen hat.

Die Norm wird in Absatz 1 und 2 neu strukturiert. Um das Recht des Kindes auf rechtliches Gehor zu betonen
und aufgrund der Wichtigkeit der personlichen Anhérung fir die Sachverhaltsermittlung, wird in Absatz 1 eine
grundsétzliche, altersunabhangige Pflicht zur persénlichen Kindesanhérung und zur Verschaffung eines unmit-
telbaren Eindrucks vom Kind geregelt. Die Differenzierung zwischen Kindern im Alter ber und unter 14 Jahren
entfallt. Die Ausnahmeregelungen zu dem Grundsatz werden abschliefend in Absatz 2 geregelt und sind in Kin-
derschutzverfahren, welche die Person des Kindes betreffen, besonders streng. Insbesondere hat das Gericht sich
in diesen Verfahren einen personlichen Eindruck vom Kind auch dann zu verschaffen, wenn das Kind nicht in der
Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun. Hiervon ausgenommen sind nur die Félle, in denen — wie
bei Gefahr in Verzug — der vorherigen Verschaffung eines persénlichen Eindrucks ein schwerwiegender Grund
entgegensteht.

Absatz 3 wird um eine Begrundungspflicht des Gerichtes erganzt, wenn das Gericht davon absieht, ein Kind per-
sonlich anzuhéren und sich einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind zu verschaffen.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird nunmehr der Grundsatz vorangestellt, dass das Kind in allen Kindschaftssachen unabhéngig von
seinem Alter von dem Gericht personlich anzuhdren ist und das Gericht sich einen persénlichen Eindruck vom
Kind zu verschaffen hat. Die bisherige Unterscheidung nach der Altersgrenze von 14 Jahren entfallt. Die Unter-
scheidung nach dem Kindesalter ist, soweit sie sich aus der Beteiligtenstellung des § 9 Absatz 1 Nummer 3 Fa-
mFG ableitet, fur die Anhdrung des Kindes weder erforderlich noch sachgerecht. Die Verstandesreife des Kindes
und seine Féhigkeiten, einen eigenen Willen zu entwickeln und ihn im Verfahren verbal oder gegebenenfalls auch
non-verbal zu &ulern, sind individuell verschieden und nicht allein vom Alter des Kindes abhangig. Dementspre-
chend wird auch keine andere Altersgrenze festgesetzt.

Nach gefestigter hochstrichterlicher Rechtsprechung sind Kinder bereits ab einem Alter von drei Jahren regelmé-
Rig anzuhdren, da schon in diesem Alter zumindest aus der Beobachtung des Kindes Riickschliisse auf beachtens-
werte Wiinsche, Tendenzen und Bindungen abzuleiten sind (vergleiche unter anderem BGH NJW 2016, S. 2497;
vergleiche auch BVerfG FamRZ 2010, S. 1622). Da solche Riickschliisse gegebenenfalls auch bei jingeren Kin-
dern méglich sind, kann es je nach Verfahrensgegenstand und den Umstanden des Einzelfalles geboten sein, auch
bei jungeren Kindern einen Termin zur persénlichen Anhérung oder zur Verschaffung eines personlichen Ein-
drucks durchzufihren.

Nicht nur die Angaben des Kindes in seiner personlichen Anhérung, sondern auch der persénliche Eindruck von
dem Kind, einschlieflich der Beobachtung seines Verhaltens, sind ein wichtiger Teil der Sachverhaltsermittlung
in Kindschaftssachen und kénnen fiir die Frage, ob und welche gerichtliche Regelung dem Kindeswohl am besten
entspricht, erheblich sein. Es ist daher sachgerecht — wie bei der Anhdrung in Betreuungs- und Unterbringungs-
sachen (§ 278 Absatz 1, § 319 Absatz 1 FamFG) — diese Erkenntnisquelle auch ausdriicklich im Gesetz zu benen-
nen. Da in den ganz lberwiegenden Verfahren die Verschaffung des personlichen Eindrucks im Rahmen der
gerichtlichen Kindesanhorung erfolgt, ist mit der Pflicht zur Wahrnehmung auch dieser Erkenntnisquelle in der
Regel kein zusatzlicher Verfahrensaufwand verbunden. Etwas anders gilt nur dann, wenn das Kind mangels ver-
baler Ausdrucksmdglichkeiten offensichtlich nicht in der Lage ist, sich im Rahmen einer persénlichen Anhérung
zu duBern und damit eine Anhérung im Sinne der Gewahrung rechtlichen Gehdrs nicht mdglich ist. In diesen
Fallen wird das Gericht zu prifen haben, ob es sich den Umstanden des Einzelfalls nach gleichwohl einen per-
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sonlichen Eindruck von dem Kind zu verschaffen hat. In Kinderschutzverfahren, die die Person des Kindes be-
treffen, hat das Gericht nach § 159 Absatz 2 Satz 3 FamFG-E sich stets einen persénlichen Eindruck vom Kind
zu verschaffen, sofern nicht ein schwerwiegender Grund fur ein Absehen hiervon vorliegt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt nunmehr abschlieBend alle Ausnahmetatbestande von der Pflicht, das Kind persénlich anzuhéren
und sich einen persénlichen Eindruck von dem Kind zu verschaffen.

§ 159 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 FamFG-E entspricht dem bisherigen 8 159 Absatz 3 Satz 1 FamFG. Danach
kann das Gericht aus schwerwiegenden Griinden von der personlichen Anhérung des Kindes und der Verschaf-
fung eines personlichen Eindrucks absehen. Schwerwiegende Griinde im Sinne der Regelung sind gegeben, wenn
ausnahmsweise die zu erwartenden (physischen, psychischen der seelischen) Belastungsmomente fiur das Kind
schwerer wiegen als das unmittelbare rechtliche Gehor und die zu erwartende Sachverhaltsaufklarung, welche
gegebenenfalls auch durch Dritte (Anhérung des Jugendamtes, Einholung eines Sachverstdndigengutachtens) her-
beigefuhrt werden kann. Daneben kdnnen schwerwiegende Grinde bei Gefahr in Verzug vorliegen. Dies ist der
Fall, wenn durch eine Anhdrung des Kindes und die damit verbundene Verzdgerung der gerichtlichen Entschei-
dung ein erheblicher Nachteil fiir das Kind entstehen wiirde, wie etwa bei einer drohenden Verbringung ins Aus-
land oder einer ganz dringenden medizinischen Behandlungsbeddirftigkeit. In diesen Fallen ist die Anhérung des
Kindes und die Verschaffung eines personlichen Eindrucks unverziiglich nachzuholen (8 159 Absatz 3 Satz 2
FamFG-E).

Nach § 159 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 FamFG-E kann das Gericht ferner von der persdnlichen Anhdrung eines
Kindes und der Verschaffung eines personlichen Eindrucks absehen, wenn das Kind offensichtlich nicht in der
Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen verbal oder gegebenenfalls auch non-verbal zu &ulern. Dies betrifft
vor allem Sduglinge und Kleinstkinder, die alters- und entwicklungsbedingt diese F&higkeiten noch nicht besitzen.
Daneben konnen auch Kinder mit erheblichen Behinderungen oder schwer und voraussichtlich noch langer er-
krankte Kinder in diese Fallgruppe fallen.
Auch wenn ein Kind nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun, kann es im Einzelfall
im Rahmen der Amtsermittlung (8 26 FamFG) aber geboten sein, dass das Gericht sich zumindest einen person-
lichen Eindruck vom Kind verschafft, etwa um Ruckschliisse aus dem Verhalten des Kindes ziehen zu kdnnen
oder Angaben Uber das Kind besser beurteilen zu kénnen.

§ 159 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 FamFG-E entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung des § 159 Absatz 2
FamFG, wonach ein Kind unter 14 Jahren nicht angehort werden muss, wenn die Neigungen, Bindungen oder der
Wille des Kindes fur die Entscheidung nicht von Bedeutung sind und in denen eine persénliche Anhérung auch
nicht aus sonstigen Griinden angezeigt ist. Hierbei handelt es sich um Ausnahmefélle, in denen das Kind bezogen
auf den Verfahrensgegenstand und seinen Entwicklungsstand typischerweise keine entscheidungsrelevanten Nei-
gungen, Bindungen oder einen entsprechenden Willen entwickelt. Zu nennen sind hier etwa Meinungsverschie-
denheiten der Eltern Uber Angelegenheiten der Gesundheitsfiirsorge, zum Beispiel die Durchfiihrung einer Imp-
fung, oder auch Umgangsverfahren, die gegebenenfalls ausschlieRlich Modalitaten auf der Elternebene, zum Bei-
spiel Fragen beruflicher Verhinderungen, zum Gegenstand haben.

§ 159 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 FamFG entspricht der bisher in § 159 Absatz 1 Satz 2 FamFG enthaltenen Re-
gelung und betrifft ein Absehen von der personlichen Anhérung in Fallen, in denen das Verfahren ausschlie3lich
das Vermdgen des Kindes betrifft und eine persénliche Anhérung nach der Art der Angelegenheit nicht angezeigt
ist.

8 159 Absatz 2 Satz 2 FamFG-E bestimmt, dass die Ausnahmeregelung des 8 159 Absatz 2 Nummer 3 FamFG-
E fur kindesschutzrechtliche Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a BGB, welche die Person des Kindes betref-
fen, keine Anwendung findet. Denn in diesen Verfahren ist ausnahmslos davon auszugehen, dass die Neigungen,
Bindungen oder Wille des Kindes fiir die Entscheidung von Bedeutung sind. Ergénzend wird in § 159 Absatz 2
Satz 3 FamFG-E geregelt, dass sich das Gericht in diesen Verfahren auch dann einen persénlichen Eindruck zu
verschaffen hat, wenn ein Kind seine Neigungen und seinen Willen nicht kundtun kann. Die obligatorische Ver-
schaffung eines persénlichen Eindrucks in den die Person des Kindes betreffenden Kinderschutzverfahren ent-
spricht der gebotenen umfassenden Amtsermittlung und tragt der Subjektstellung des Kindes Rechnung, die in
Bezug auf diese hochst grundrechtsrelevanten Verfahren gestarkt werden soll. In Kindeswohlgefédhrdungsfallen
kommt der Gewinnung eines unmittelbaren Eindrucks im Rahmen der Amtsermittlung eine besondere Bedeutung
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zu, da sich hieraus auch bei einem S&ugling oder Kleinkind Anhaltspunkte etwa fir eine Verwahrlosung, Ent-
wicklungsverzdgerung oder Verangstigung des Kindes ergeben oder diesbeziigliche Angaben besser beurteilt
werden kdnnen.

Im Ergebnis darf das Gericht durch die Regelungen in § 159 Absatz 2 Satz 2 und 3 FamFG-E in Kinderschutz-
verfahren, die die Person des Kindes betreffen, nur dann und solange von der persénlichen Anhérung des Kindes
und der Verschaffung eines personlichen Eindrucks absehen, wie diesen Verfahrenshandlungen ein schwerwie-
gender Grund nach § 159 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 FamFG-E entgegensteht.

Zu Absatz 3

Absatz 3 wird um eine Pflicht des Gerichtes zur Begriindung seiner Entscheidung ergénzt, wenn es aufgrund eines
Ausnahmefalles nach Absatz 2 davon absieht, das Kind persénlich anzuhdren und sich einen personlichen Ein-
druck vom Kind zu verschaffen. Das Gericht hat die Grlnde fiir ein Absehen von der persdnlichen Anhdrung wie
auch gegebenenfalls von der Verschaffung eines personlichen Eindrucks in seiner Endentscheidung darzulegen.
Damit wird eine bereits nach der Rechtsprechung bestehende Pflicht ausdricklich gesetzlich geregelt, was zu
einer konsequenteren Beachtung dieser Pflicht beitrdgt und das Anhorungsrecht des Kindes stérkt.

Der bisherige § 159 Absatz 3 Satz 1 FamFG geht im neuen Absatz 2 Nummer 1 auf. Der bisherige § 159 Absatz 3
Satz 2 FamFG bleibt erhalten. Zudem wird sein Anwendungsbereich ausdriicklich auch auf Félle des Absehens
von der Verschaffung eines personlichen Eindrucks erstreckt.

Zu Absatz 4

8§ 159 Absatz 4 FamFG-E entspricht der bisherigen Regelung. Die Regelung des Satzes 4, Uber die Gestaltung der
persénlichen Anhdrung im Ermessen des Gerichts wird ausdriicklich auf die Ausgestaltung der Verschaffung des
personlichen Eindrucks erstreckt. Dies schlief3t die Mdglichkeit ein, in geeigneten Fallen diese Verfahrenshand-
lungen auch aulerhalb des Gerichts, etwa in der iblichen Umgebung des Kindes durchzufiihren.

Zu Nummer 4 (8 174 Satz 2 FamFG-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 158 FamFG.
Zu Nummer 5 (8 191 Satz 2 FamFG-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 158 FamFG.
Zu Nummer 6 (8§ 493 Absatz 3 FamFG-E)

Die Anderung schafft mit § 493 Absatz 4 FamFG-E eine Ubergangsvorschrift firr laufende Verfahren, in denen
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes ein Verfahrensbeistand bestellt worden ist. Dadurch soll vermieden
werden, dass bereits bestellte Verfahrensbeistande gegebenenfalls abberufen werden, weil sie die neuen Anfor-
derungen (noch) nicht erfiillen und es deshalb zu Verfahrensverzdgerungen kommt.

Zu Artikel 6 (Anderung des Jugendgerichtsgesetzes)

Acrtikel 6 dient einer Klarstellung und gréBReren Verbindlichkeit der Anforderungen, die an die besondere Quali-
fikation von Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwaélten in Jugendstraf- und Jugend-
schutzsachen zu stellen sind. § 37 JGG in seiner geltenden Fassung verlangt, dass die Richterinnen und Richter
bei den Jugendgerichten und die Jugendstaatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwalte erzieherisch befahigt und in
der Jugenderziehung erfahren sein sollen. In Jugendschutzsachen kdnnen Kinder und Jugendliche inshesondere
als Opferzeugen im Ermittlungsverfahren ebenso wie im Hauptverfahren betroffen sein. Um eine Mdglichkeit zu
schaffen, ihrer besonderen Schutzbedurftigkeit und ihren besonderen Bediirfnissen und Situationen gerecht zu
werden, sind Uber die 88 26 und 74b GVVG unter anderem auch bei Straftaten Erwachsener, durch die ein Kind
oder ein Jugendlicher verletzt oder unmittelbar gefahrdet wird, neben den fiir allgemeine Strafsachen zustdndigen
Gerichten auch die Jugendgerichte zustdndig. Durch das Gesetz zur Stirkung der Rechte von Opfern sexuellen
Missbrauchs, StORMG, vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1805) wurde unter anderem § 26 Absatz 2 GVG einge-
fuhrt, der in seinem Satz 1 ausdriicklich bestimmt, dass die Staatsanwaltschaft in Jugendschutzsachen Anklage
bei den Jugendgerichten erheben soll, wenn damit die schutzwiirdigen Interessen von Kindern oder Jugendlichen,
die in dem Verfahren als Zeugen bendétigt werden, besser gewahrt werden kénnen.
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Grund fir die Bestimmungen des § 37 (ebenso wie fir die des korrespondierenden § 36) JGG im Hinblick auf das
Jugendstrafverfahren sind die besonderen Anforderungen, die der Erziehungsgedanke im Jugendstrafrecht und
seine Wirkungsorientierung an die Rechtsanwenderinnen und Rechtsanwender auf Seiten der Justiz stellen (ver-
gleiche § 2 Absatz 1 JGG und die Begriindung dazu in Bundestagsdrucksache 16/6293, S. 9 f.). Die Verantwor-
tung fur die Zukunft jugendstrafrechtlich Verfolgter (vergleiche Eisenberg/Kolbel, JGG, 21. Auflage, 8 37 Rn. 4)
und das Ziel, einer erneuten Strafféalligkeit durch geeignete jugendgeméliie Reaktionen maéglichst entgegenzuwir-
ken, verlangen ein vertieftes Verstandnis flr die Entwicklungssituation und die Bedingungen des Aufwachsens
junger Menschen sowie ein fachlich fundiertes Wissen tiber die Wirkungen justizférmlicher VVorgehensweisen
und den einfiihlsamen und verstandigen Umgang mit den betroffenen jungen Menschen. Neben einer gewissen
innerhalb der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis gewonnenen Erfahrung sind deshalb fir die Per-
sonlichkeits- und Reifebewertung, fiir eine jugendgemanRe Verfahrens- und Gesprachsfihrung, fur die Tat- und
Schuldbeurteilung und fiir die sach- und entwicklungsgemafie Rechtsfolgenauswahl und -bemessung im Jugend-
strafverfahren mehr als nur marginale Kenntnisse in den Bereichen der Kriminologie, Padagogik, Sozialpéddago-
gik und der Jugendpsychologie dringend geboten (vergleiche auch die bundeseinheitlichen Richtlinien der Lander
zum JGG, Nummer 2 und 3 zu § 37).

Diese vom Gesetz vorausgesetzte besondere Qualifikation von Jugendrichterinnen und Jugendrichtern sowie Ju-
gendstaatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwalten fiir einen alters- und entwicklungsgemafien Umgang mit jungen
Menschen bildet den wesentlichen Grund fiir die Zustandigkeit der Jugendgerichte auch in Jugendschutzsachen.
Denn die Verantwortung fir Kinder und Jugendliche als Opfer beziehungsweise Zeugen in einem Strafverfahren
verlangt ebenfalls, dass die Justiz in einer Weise mit diesen Kindern und Jugendlichen umgeht, die deren Alter,
Entwicklungsstand, Bedirfnissen und Interessen gerecht wird. Nicht nur zur Vermeidung sekundérer Viktimisie-
rungen durch einfiihlsame Vernehmung und durch einen dem Alter und Entwicklungsstand und der Verarbeitung
schlimmer Opfererfahrungen gerecht werdenden Umgang mit kindlichen oder jugendlichen Zeugen ist diese be-
sondere Qualifikation und fundierte Fachkunde unverzichtbar, sondern auch fiir die verstandige Wirdigung ihrer
Aussagen oder etwa bei der Feststellung des Ausmalies der durch die Straftat an ihnen verursachten Schaden und
Belastungen (vergleiche Siolek, in: Léwe-Rosenberg, StPO, 26. Auflage, § 26 GVG, Rn. 2; Barthe, in: KK-StPO,
8. Auflage, GVG § 26, Rn. 1).

Erfahrungsberichte und Beobachtungen aus der Praxis, aber auch empirische Studien fiihren allerdings schon seit
langem zu Klagen, dass die bestehenden gesetzlichen Qualifikationsanforderungen, die in § 37 JGG bislang nur
rudimentér und in einer eher veralteten Begrifflichkeit umschrieben werden, bei der tatsachlichen Besetzung der
Jugendgerichte und der Bestellung von Jugendstaatsanwaéltinnen und Jugendstaatsanwalten vielfach keine hinrei-
chende Beachtung finden (vergleiche etwa HOynck/Leuschner, Das Jugendgerichtsbarometer, Ergebnisse einer
bundesweiten Befragung von Jugendrichtern und Jugendstaatsanwalten, 2014, S. 57 ff., 127 f.; Buckolt, Die Zu-
messung der Jugendstrafe, 2009, S. 196 ff., 438 f.; Drews, Die Aus- und Fortbildungssituation von Jugendrichtern
und Jugendstaatsanwaélten in der Bundesrepublik Deutschland — Anspruch und Wirklichkeit von § 37 JGG, 2005,
S. 70, 130 ff.; Streng, ZIS-online 2015, S. 605 ff., sowie die géngigen JGG-Kommentare zu § 37, etwa
Schady/Sommerfeld, in: Ostendorf, JGG, 10. Auflage, Grundlagen zu den 88§ 33-38 JGG, Rn. 8: ,,Seit den ersten
empirischen Untersuchungen zur Qualifikation der Jugendrichter und Jugendstaatsanwélte hat sich immer wieder
bestatigt, dass der Gesetzesanspruch des § 37 und die Wirklichkeit weit auseinanderklaffen.*).

Bereits im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum oben genannten StORMG (Bundestagsdrucksache 17/6261)
waren deshalb verbindlichere Vorgaben zu den besonderen Qualifikationsanforderungen fur Jugendrichterinnen
und Jugendrichter sowie Jugendstaatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwélte vorgesehen. Denn es wurde beflirch-
tet, das mit einer Verstarkung der Zustandigkeit der Jugendgerichte in Jugendschutzsachen durch die seinerzeitige
Erganzung von 8 26 GVG verbundene Anliegen eines besseren Schutzes und Eingehens auf kindliche und ju-
gendliche Opfer kénnte in der Praxis sonst zu einem erheblichen Teil leerlaufen (vergleiche Bundestagsdrucksa-
che 17/6261, S. 15). Die vorgesehenen Regelungen zu den 88 36 und 37 JGG trafen jedoch auf ganz erheblichen
und breiten Widerstand seitens der Lander, der vor allem auf justizorganisatorischen und fiskalischen Bedenken
fulRte. Aufgrund eines im Deutschen Bundestag verabredeten Kompromisses wurde schlieBlich lediglich 8 36 JGG
geandert. Der hinsichtlich des besonderen Qualifikationsanforderungen weitaus bedeutsamere § 37 JGG blieb
hingegen unberihrt.

Das vorgenannte Gesetzgebungsverfahren mag zwar zu einer gewissen Sensibilisierung der Landesjustizverwal-
tungen fir die besonderen Anforderungen an einen Einsatz in der Jugendgerichtsbarkeit und méglicherweise zu
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einer zwischenzeitlichen Erweiterung einschlagiger Fortbildungsangebote gefiihrt haben. Eine dauerhafte Ver-
besserung der Besetzungspraxis ist aber auch anhand neuerer Untersuchungen, Praxisberichte und Einschatzun-
gen in der jugendstrafrechtlichen Literatur nicht zu erkennen. Aufsehenerregende Félle sexueller Gewalt an Kin-
dern in jiingerer Zeit verdeutlichen, wie notwendig eine besondere Qualifizierung in der Jugendgerichtsbarkeit
auch im Interesse kindlicher und jugendlicher Opfer bleibt. Wegen der Verletzlichkeit und Schutzbedirftigkeit
der kindlichen und jugendlichen Zeugen ist es in Jugendschutzsachen besonders wichtig, dass die Verfahren ver-
stdndig und einfihlsam gefiihrt werden. Kinder, die von sexualisierter Gewalt betroffen sind, haben Schreckliches
erlebt. Sie sind oft traumatisiert und bediirfen professioneller Hilfe und Unterstiitzung. Durch eine fundierte Qua-
lifikation der in der Justiz Handelnden lassen sich die Belastungen im Zuge eines Strafverfahrens fiir diese Per-
sonengruppe um ein Vielfaches reduzieren. Nicht zuletzt betont inzwischen auch die Richtlinie (EU) 2016/800
vom 11. Mai 2016 Uber Verfahrensgarantien fir Kinder, die Verdachtige oder beschuldigte Personen in Strafver-
fahren sind, die Notwendigkeit einer spezifischen Qualifikation der in der Jugendgerichtsbarkeit eingesetzten be-
ziehungsweise tatigen Professionellen (ABI. L 132 vom 21.5.2016, S. 1; s. dort Artikel 20 und Erwégungs-
grund 63). Dieses Erfordernis kann im Hinblick auf kindliche und jugendliche Opfer nicht minder beachtlich sein.
Mit dem vorliegenden Entwurf werden deshalb die seinerzeit bereits mit dem Gesetzgebungsvorhaben zum
StORMG angestrebten Ergdnzungen des § 37 JGG erneut aufgegriffen.

Zu Nummer 1 (8 37 JGG-E)
Zu Buchstabe a (8 37 Absatz 1 JGG-E)

Aus den in den einleitenden Ausfiihrungen zu Artikel 6 dargelegten Griinden fiihrt der neue Absatz 1 Satz 2 die
besonderen fachlichen Qualifikationsanforderungen, die neben der erzieherischen Befahigung und der Erfahrung
in der Jugenderziehung (jetzt Absatz 1 Satz 1) an Jugendrichterinnen und Jugendrichter sowie Jugendstaatsan-
waéltinnen und Jugendstaatsanwaélte grundsatzlich zu stellen sind, nun ausdriicklich im Gesetz an. Dies fordert
eine sachgeméRe und fachlich fundierte Anwendung des differenzierten und wirkungsorientierten jugendstraf-
rechtlichen Handlungsinstrumentariums und dient gleichzeitig einer Verfahrens- und Verhandlungsfiihrung, die
auch dem Alter und Entwicklungsstand junger Beschuldigter sowie der besonderen Schutzbedirftigkeit und den
besonderen Belangen und Interessen insbesondere minderjéhriger Opferzeugen gerecht wird.

Satz 2 reduziert die weiten Interpretationsspielrdume erheblich, die Gerichtsprasidien und Behdrdenleitungen bei
Besetzungs- oder Bestellungsentscheidungen bisher mitunter wahrgenommen haben. Verlangt werden Kenntnisse
auf den Gebieten der Kriminologie, Padagogik und Sozialpadagogik sowie der Jugendpsychologie. Gegeniiber
Nummer 3 der Richtlinien zu 8 37 JGG wird auf entsprechende Kenntnisse im Bereich der Jugendpsychiatrie bei
den gesetzlichen Anforderungen verzichtet, da diese erforderlichenfalls von medizinischen Sachverstandigen ab-
zudecken und den Juristinnen und Juristen zu vermitteln sein werden. Anstelle der in den Richtlinien genannten
Soziologie wird hier aber die Sozialpddagogik angefihrt, zumal dieser Fachrichtung ein grof3er Teil der Jugend-
gerichtshelferinnen und Jugendgerichtshelfer angehért und ein angemessenes sozialpéddagogisches Verstdndnis
auf Justizseite nicht nur unmittelbar der eigenen Aufgabenwahrnehmung dient, sondern auch eine gute Zusam-
menarbeit mit Jugendgerichtshilfe und Jugendhilfe fordert.

Das Erfordernis von Fachkenntnissen aus anderen benannten Bereichen geht zwar tber die allgemeine Beféhi-
gung zum Richteramt hinaus. Dies gilt aber bereits fiir die Anforderungen des geltenden § 37 JGG. Auch bei der
Auswahl von Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwaélten, die in Wirtschaftsstrafsa-
chen eingesetzt werden, wird generell erwartet, dass sie Uber betriebswirtschaftliche und andere einschldgige
Kenntnisse verfiigen oder diese zeitnah erwerben. Allerdings wird in jenem Bereich die Notwendigkeit einer ent-
sprechenden Qualifikation heute offenbar auch generell anerkannt, so dass auf eine gesetzliche Regelung insoweit
eher verzichtet werden kann. Fur den Einsatz von Richterinnen und Richtern in Insolvenzsachen legt inzwischen
aber 8 22 Absatz 6 GVG auch ausdricklich spezifische Qualifikationsanforderungen fest, die zum Teil nicht nur
besondere Rechtskenntnisse betreffen (eingefiihrt durch Gesetz vom 7. Dezember 2011 [BGBI. | S. 2582] mit
Wirkung vom 1. Januar 2013).

Die besonderen jugendkriminalrechtlichen Qualifikationsanforderungen werden dagegen nicht in gleicher Weise
von einer allgemeinen Uberzeugung der Gerichtsprasidien und Behérdenleitungen getragen. Nach dem bisherigen
Recht wird es flr die in 8 37 JGG bislang allein benannten Anforderungen der ,,erzieherischen Beféhigung* und
der ,,Erfahrung in der Jugenderziehung® in der Praxis zum Beispiel nach Berichten mitunter als ausreichend an-
gesehen, dass die betroffenen Personen selbst Elternaufgaben wahrnehmen oder als Leiter von Jugendfreizeit-
gruppen oder als Trainer im Jugendsportbereich tétig sind. Das genlgt aber nicht, um zum Beispiel beurteilen zu
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konnen, ob im Einzelfall ein Jugendarrest sinnvoll und geboten ist oder ob er sich auf die weitere Entwicklung
eines Jugendlichen eher schéadlich auswirken kénnte oder ob statt Arbeitsleistungen nicht sinnvollerweise die
Teilnahme an einem sozialen Trainingskurs angeordnet werden sollte. Ein diesbezigliches Qualifikationsmanko
wird auch nicht durchweg durch die Beteiligung der Jugendgerichthilfe ausgeglichen, da die Entscheidungsver-
antwortung im Jugendstrafverfahren letztlich bei dem Jugendgericht und im Vorverfahren bei der Jugendstaats-
anwaltschaft verbleibt. Deshalb ist es angezeigt, dass das Gesetz selbst bestimmte Qualifikationserwartungen for-
muliert und die Kenntnisse in den Bezugsdisziplinen benennt, die fiir eine sachgerechte und der Zielbestimmung
des § 2 Absatz 1 JGG entsprechende Anwendung des Jugendkriminalrechts erforderlich sind. Letztlich hilft diese
eigene Fachkunde auch, divergierende Entscheidungen von Justiz und Jugendhilfe (im Hinblick auf § 36a SGB
VIII) zu vermeiden. Sie entspricht auRerdem den Erfordernissen eines alters- und entwicklungsgerechten Um-
gangs mit kindlichen und jugendlichen Opfern im Strafverfahren.

Aus dem vorgesehenen Erfordernis einer grundsatzlichen Belegbarkeit der Kenntnisse in dem neuen Satz 3 und
aus dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Normierung in dem neuen Satz 2 ergibt sich, dass es um mehr als
rudimentére Grundkenntnisse in den genannten Bereichen gehen muss. Wie die Kenntnisse konkret zu belegen
oder glaubhaft zu machen sind, legt das Gesetz selbst nicht fest. Insbesondere wird kein ,,Nachweis* durch eine
Prifung verlangt. Denkbar ist etwa, dass einschldgige Kenntnisse bereits im Studium im Rahmen von Wahlfa-
chern, Schwerpunktbereichen oder Nebenstudiengéngen erworben werden oder aber auch im Rahmen einer sys-
tematischen berufsbegleitenden oder sonstigen Fortbildung. Die Frage, ob aufgrund derartiger Anhaltspunkte von
einer Erflllung der Qualifikationsanforderungen des Satzes 2 ausgegangen werden kann, ist Gegenstand einer
wertenden Entscheidung des Prasidiums oder der Behordenleitung, wie sie schon derzeit im Hinblick auf die
Anforderungen des geltenden § 37 JGG zu treffen ist.

Mit Ricksicht auf praktische Belange, inshesondere im Hinblick auf Jugendrichterinnen und Jugendrichter sowie
Jugendstaatsanwéltinnen und Jugendstaatsanwaélte, die schon seit langem in entsprechender Funktion tétig sind,
ist Satz 2 als Soll-Vorschrift gefasst. Zwar richten sich die besonderen Qualifikationsanforderungen grundsétzlich
und generell nicht nur an Berufsanfanger. Inshesondere im Hinblick auf eine konkrete Belegbarkeit der genannten
Fachkenntnisse werden aber an die schon seit langerem in Jugendsachen Tatigen deutlich geringere Anforderun-
gen zu stellen sein. Die Soll-Fassung erlaubt es ferner, dass bei neu eingesetzten Personen die einschlagigen
Fachkenntnisse nicht in jedem Fall bereits vor ihrem ersten Tatigwerden in Jugendsachen belegbar sein miissen
(auch wenn wenigstens Grundkenntnisse vorhanden sein sollten und die Anforderungen des Satzes 1 ohnehin
unberihrt bleiben), sondern dass sie die Kenntnisse auch im Rahmen einer berufshbegleitenden Fortbildung oder
vergleichbaren Weiterqualifizierung erwerben kénnen.

Deshalb gestattet Satz 3 die Ubertragung jugendrichterlicher oder jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben auch, wenn
Fachkenntnisse in den Bezugsdisziplinen (noch) nicht manifest belegbar sind, allerdings bei erstmaliger Zuwei-
sung entsprechender Aufgaben nur, wenn der Erwerb einschlagiger Kenntnisse spatestens innerhalb von sechs
Monaten zu erwarten ist. Der Zeitraum von einem halben Jahr gestattet es, neben den persénlichen Mdglichkeiten
der Betroffenen auch die dienstlichen Rahmenbedingungen und die verfiigbaren Fortbildungsangebote zu berlick-
sichtigen. Innerhalb dieses vom Gesetz erdffneten Zeitrahmens ist anzustreben, dass die Kenntnisse erworben
werden, sobald dies nach den Umstédnden mdglich ist. Das verlangt schon die grundsatzliche Geltung der Quali-
fikationsanforderungen des Satzes 2, weswegen eine baldige geeignete Weiterqualifizierung seitens der Justiz-
verwaltung angemessen zu férdern sein wird.

Die vorgesehenen Regelungen unterstreichen die Bedeutung, die der Gesetzgeber den auch im Hinblick auf den
Schutz und die Belange junger Opfer wichtigen Kenntnissen in den Bezugsdisziplinen des Jugendkriminalrechts
beimisst, nicht nur im Hinblick auf eine sachgemaRe und effiziente Anwendung des Jugendstrafrechts und geben
angesichts der beklagten Defizite in der bisherigen Besetzungs- und Bestellungspraxis einen deutlichen Anstof3
zu Verbesserungen. Diese Verbesserungen werden sich auch bei der Tétigkeit von Jugendgerichten und Jugend-
staatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwaélten in Jugendschutzsachen auswirken und auf diese Weise insbesondere
auch minderjahrigen Opferzeugen zugutekommen.
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Zu Buchstabe b (8 37 Absatz 2 und 3 JGG-E)
Zu Absatz 2

Fur Strafverfahren gegen Jugendliche (oder Heranwachsende, § 107 JGG) legt § 34 Absatz 1 JGG fest, dass die
Aufgaben, die im Bereich des Erwachsenenstrafrechts dem Richter beim Amtsgericht zukommen, dem Jugend-
richter obliegen. Die jugendgerichtliche Zustandigkeit erstreckt sich daher auch auf richterliche Untersuchungs-
handlungen und Entscheidungen im Ermittlungsverfahren. Dies gilt entsprechend flr Jugendschutzsachen (ver-
gleiche § 26 Absatz 3 GVG). Grund fur die jugendgerichtliche Zustandigkeit im Ermittlungsverfahren ist eben-
falls vor allem die Notwendigkeit der von § 37 (in der Fassung des vorliegenden Entwurfs: Absatz 1) JGG ver-
langten besonderen Qualifikation fiir eine dem erzieherischen Leitgedanken und der Zielsetzung des Jugendstraf-
rechts entsprechende Rechtsanwendung (vergleiche Brunner/Délling, 13. Auflage, § 34 Rn. 3; Eisenberg/Kolbel
JGG, 21. Auflage, § 34 Rn. 6, 7; BVerfG, Beschluss vom 12. Mai 2005 — 2 BvR 332/05, ZJJ 2005, 320 (322);
LG Berlin, NStZ 2006, 525). Aus der jugendgerichtlichen Zustandigkeit folgt nach § 36 Absatz 1 Satz 1 JGG,
dass im Ermittlungsverfahren auch einschlagig qualifizierte Jugendstaatsanwaltinnen und Jugendstaatsanwalte
tatig werden missen.

Vor allem im Bereitschaftsdienst kann es vorkommen, dass die diesen wahrnehmenden Richterinnen und Richter
sowie Staatsanwaéltinnen und Staatsanwaélte aus organisatorischen Griinden nur formal und ohne ausreichende
Beachtung der Qualifikationsanforderungen des § 37 JGG lediglich fir die Tatigkeit in Jugendsachen wéhrend
des Bereitschaftsdienstes als Jugendrichterin, Jugendrichter, Jugendstaatsanwaltin oder Jugendstaatsanwalt aus-
gewiesen werden (vergleiche nur Eisenberg/Kolbel, a.a. O., 8§ 34 Rn. 6 a. E.). § 37 Absatz 2 JGG-E berticksichtigt
die praktischen Probleme, die — insbesondere bei kleinen Gerichten und Behdrden — aus einer strikten Geltung
der Qualifikationsanforderungen auch fur Jugendsachen im Bereitschaftsdienst resultieren wirden. Bei Richte-
rinnen und Richtern sowie Staatsanwéltinnen und Staatsanwalten, die nur im Bereitschaftsdienst jugendrichterli-
che oder jugendstaatsanwaltliche Aufgaben wahrnehmen, erlaubt er ein Abweichen von den Anforderungen des
Absatzes 1, jedoch nur, wenn andernfalls ein ordnungsgemaliier und zumutbarer Bereitschaftsdienst nicht zu ge-
wahrleisten wére. Die Vorschrift korrespondiert mit § 26 Absatz 3 GVG.

Bei der Beurteilung, ob die VVoraussetzungen des Absatzes 2 fiir ein Absehen von den Qualifikationsanforderun-
gen vorliegen, besteht zwar ein Spielraum. Friktionen mit dem Grundsatz der richterlichen Unabhangigkeit stehen
hier jedoch nicht zu befiirchten. Denn es geht hier nicht um den Entzug jugendrichterlicher Aufgaben im Bereit-
schaftsdienst, wenn die Qualifikationsanforderungen des Absatzes 1 nicht erfillt sind, sondern um die Ubertra-
gung jugendrichterlicher Aufgaben, obwohl diese Anforderungen nicht erfullt sind.

Zu Absatz 3

Wegen der besonderen Verantwortung der allein oder nur gemeinsam mit zwei Schéffen entscheidenden Jugend-
richterin und des Jugendrichters beim Amtsgericht sowie des Vorsitzes einer Jugendkammer sollen nach Satz 1
fur diese Aufgaben nach Mdglichkeit Personen eingesetzt werden, die zuvor bereits jugendrichterliche oder ju-
gendstaatsanwaltliche Erfahrungen gesammelt haben. Im Hinblick auf die personellen und organisatorischen Be-
dingungen insbesondere Kleinerer Amtsgerichte ermdglicht Satz 2 ein Abweichen hiervon fiir den Einsatz von
Jugendrichterinnen und Jugendrichtern im Bereitschaftsdienst. Die grundsatzlichen Anforderungen der Absétze
1 und 2 bleiben davon unbertihrt.

Durch das StORMG wurde in § 36 Absatz 1 Satz 2 JGG bereits festgelegt, dass Richter auf Probe und Beamte
auf Probe im ersten Jahr nach ihrer Ernennung nicht zum Jugendstaatsanwalt bestellt werden dirfen. Eine ent-
sprechende Regelung in § 37 JGG zur Wahrnehmung jugendrichterlicher Aufgaben kam wegen des oben in den
Eingangsbemerkungen zu Artikel 6 beschriebenen Kompromisses im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens
nicht zustande. Diese unterschiedliche Behandlung vermag aber sachlich in keiner Weise zu tberzeugen. Der
vorliegende § 37 Absatz 3 Satz 3 JGG-E sieht deshalb eine entsprechende Regelung auch fiir Jugendrichterinnen
und Jugendrichter auf Probe im ersten Jahr vor. Innerhalb des ersten Jahres nach der Ernennung findet regelméRig
eine grundlegende Einarbeitung in die richterliche Téatigkeit als solche statt. Wéhrend sich die Dienstanfangerin-
nen und Dienstanfénger in dieser Zeit mit den Grundlagen der richterlichen Arbeit befassen und mit den Gege-
benheiten des Gerichts auseinandersetzen, ist gleichzeitig eine hinlangliche Beschéftigung mit kriminologischen,
péadagogischen, sozialpaddagogischen und jugendpsychologischen Lerninhalten, die in Jugendstraf- wie auch in
Jugendschutzsachen erforderlich ist, zumeist weder zeitlich moglich noch zumutbar.
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Zu Nummer 2 (8 106 Absatz 4 Nummer 1 JGG-E)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 9 (Anderung der §8 176 bis 176b StGB)
Zu Artikel 7 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Strafgesetzbuch)

Die Ubergangsregelung betrifft die durch die Neuregelungen im StGB (Artikel 1, dort insbesondere Nummer 13)
bedingte Ausweitung des Katalogs tauglicher Anlass- und Vortaten nach § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB. Sie orientiert
sich an Artikel 316i EGStGB (vergleiche dazu Bundestagsdrucksache 18/11162, Seite 11 f.).

Satz 1 bestimmt, dass die durch die Neuregelung der 8§ 176 bis 176d und § 184b StGB-E bedingte Ausweitung
des Katalogs tauglicher Anlass- und Vortaten flr die Sicherungsverwahrung in § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E
(siehe die Ausfuhrungen zu Artikel 1 Nummer 2) nur fur ,,Neufélle* gilt, also nur dann, wenn die letzte Anlasstat
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen worden ist; ansonsten bleibt es fir die Reichweite des Straf-
tatenkatalogs nach § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB beim bisherigen Recht (vergleichbare Ubergangsvorschriften ent-
halten Artikel 316e Absatz 1, Artikel 316f Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und konkret zum § 66 Absatz 3 Satz 1
StGB die Regelung des Artikels 316i Satz 1 EGStGB). Bedeutsam ist diese VVorgabe vor allem flr § 184b StGB-
E, der durch seine grundsatzliche Hochstufung zum Verbrechen zur tauglichen Anlass- und Vortat nach § 66
Absatz 3 Satz 1 StGB-E wird (siehe erneut die Ausfiihrungen zu Artikel 1 Nummer 2). Diese Beschréankung auf
»Neufélle* gilt auch fiir die Félle, in denen in anderen Vorschriften zur Anordnung oder zum Vorbehalt der Si-
cherungsverwahrung auf den Katalog des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB Bezug genommen wird (vergleiche § 66
Absatz 3 Satz 2, § 66a Absatz 1 Nummer 1 und § 66b Satz 1 Nummer 1 StGB). Mit dieser Abweichung von § 2
Absatz 6 StGB sollen von vorneherein Zweifel an der Konformitédt der Neureglung mit den VVorgaben der Euro-
paischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) beseitigt werden. Denn der
Europaische Gerichtshof fiir Menschenrechte hat auch in seiner jingsten Judikatur (vergleiche llnseher ./. Bun-
desrepublik Deutschland, Urteil der Grofen Kammer vom 4. Dezember 2018, Nr. 10211/12, 27505/14, bei juris
Rn. 228) daran festgehalten, dass die ,,gewdhnliche* Sicherungsverwahrung — abweichend von ihrer Einstufung
im deutschen Recht — weiterhin als Strafe im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 EMRK einzuordnen ist und daher dem
dort normierten Rickwirkungsverbot unterliegt.

Satz 2 stellt klar, dass der Verzicht auf eine Riickwirkung nicht gilt, soweit in anderen als den in Satz 1 genannten
Vorschriften auf den Katalog des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E in seiner neuen Ausgestaltung verwiesen wird.
Dies ist vor allem fiir den Verweis auf § 66 Absatz 1 Satz 3 StGB-E in § 68b Absatz 1 Satz 3 Nummern 2 bis 4
StGB bedeutsam, durch den der Kreis tauglicher Taten fiir die Weisung zur elektronischen Aufenthaltsiiberwa-
chung bestimmt wird. Insoweit verbleibt es also bei der Anwendbarkeit von § 2 Absatz 6 StGB, so dass die Aus-
weitung des Straftatenkatalogs des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E, inshesondere um die Félle des § 184b StGB-E,
auch fur ,,Altfalle” gilt, in denen die Fuhrungsaufsicht bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens eingetreten ist
oder nach diesem Zeitpunkt eintritt, aber die Tat, die zur Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder zur Anordnung
einer Mafregel im Sinne des 8 68b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 und 2 StGB geflhrt hat, bereits vor Inkrafttreten
der Neuregelung begangen wurde. Diese ,,riickwirkende* Anwendung ist verfassungsrechtlich und konventions-
rechtlich unbedenklich. Hierzu kann auf Ausfihrungen in Bundestagsdrucksache 18/11162, Seite 12, verwiesen
werden.

Ebenfalls auf ,,Altfalle” anwendbar sind, wie im Verfahrensrecht tblich, die Vorschriften, die auf den Katalog
des § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E verweisen (vergleiche § 454 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 8 463a Absatz 4
Satz 2 Nummer 5 StPO).

Satz 3 verdeutlicht, dass Artikel 316g und 316i EGStGB weiterhin anwendbar sind. Einer Artikel 316g EGStGB
vergleichbaren Klarstellung bedarf es fiir die in Artikel 1 Nummer 2 vorgesehene Umformulierung des § 66 Ab-
satz 3 Satz 1 StGB-E (Ersetzung der Angabe ,,176* durch die Angabe ,,176a, 176b*) hingegen nicht. Anders als
bei der Artikel 316g EGStGB zugrundeliegenden Neuregelung (dort: Wegfall von § 179 StGB) fallt hier die zu
streichende Vorschrift (§ 176 StGB) nicht weg. Vielmehr muss 8 176 StGB-E aufgrund seiner Hochstufung zum
Verbrechen nur nicht mehr gesondert in § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-E genannt werden, sondern stellt zukunftig
ein ,,die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a“ erflllendes Verbrechen dar. Allein der
Umstand, dass 8 176 StGB zukdinftig als Verbrechen und nicht mehr als Vergehen von § 66 Absatz 3 Satz 1 StGB-
E erfasst wird, kann nichts daran &ndern, dass auch eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 176 StGB be-
gangene und als VVergehen geahndete Tat weiterhin eine taugliche Anlass- und Vortat im Sinne des § 66 Absatz 3
Satz 1 StGB-E fiir eine nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuordnende Sicherungsverwahrung bleibt. Dies
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ergibt sich bereits aus Artikel 316j Satz 1 Halbsatz 2 EGStGB-E (,,in allen anderen Féllen ist das bisherige Recht
anzuwenden®). Entsprechendes gilt fiir die Falle, in denen in anderen Vorschriften auf den Katalog des § 66 Ab-
satz 3 Satz 1 StGB verwiesen wird, wie dies insbesondere in § 66 Absatz 3 Satz 2, § 66a Absatz 1 Nummer 1 und
8 66b Satz 1 Nummer 1 StGB erfolgt, aber auch in § 68b Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 StGB sowie § 454 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 und 8 463a Absatz 4 Satz 2 Nummer 5 StPO der Fall ist (vergleiche bereits vorstehend sowie
Bundestagsdrucksache 18/9097, Seite 34).

Zu Artikel 8 (Folgeanderungen)
Zu Absatz 1 (§ 44 Absatz 3 Satz 3 AsylG-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 15. Die neue Strafnorm des § 184l StGB-E ist in
die dem Schutz vor Sexualstraften durch Wiederholungstéter dienende Vorschrift einzubeziehen.

Zu Absatz 2 (8§ 40 Absatz 2 Satz 1 IntFamRVG-E)
Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderung des § 68 FamFG.
Zu Absatz 3 (8§ 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 JArbSchG-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 15. Es erscheint sachgerecht, den Straftatenkatalog
um § 184j StGB und § 184l StGB-E zu ergénzen.

Zu Absatz 4 (§ 72a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII-E)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 15. Es erscheint sachgerecht, den Straftatenkatalog
um § 184l StGB-E zu erganzen.

Zu Absatz 5 (8§ 124 Absatz 2 Satz 3 SGB IX-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 15.
Zu Absatz 6 (§ 75 Absatz 2 Satz 3 SGB XII-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 15.
Zu Absatz 7 (88 13, 14 SGB XIV-E)

Einzelne Vorschriften des SGB X1V, die auf die zu &ndernden Strafvorschriften des StGB verweisen, bediirfen
der redaktionellen Anpassung.

Zu Nummer 1 (8§ 13 Absatz 2 SGB XIV-E)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 9 (Anderung der §§ 176 bis 176b und Einfiigung
der 88 176¢, 176d StGB).

Zu Nummer 2 (8 14 Absatz 1 Nummer 6 SGB XIV-E)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 13 (Anderung von § 184b StGB).
Zu Artikel 9 (Einschrénkung von Grundrechten)

Mit Artikel 9 wird dem Zitiergebot des Artikels 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes entsprochen. Durch die
Bezugnahme des Straftatenkatalogs des § 100b Absatz 2 StPO in § 100c Absatz 1 Nummer 1 StPO wird durch
Artikel 2 Nummer 6 auch der Anwendungsbereich der akustischen Wohnraumiiberwachung nach § 100c StPO
erweitert, sodass auch Artikel 13 als eingeschrénktes Grundrecht zu nennen ist.

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
Zu Absatz 1

Das Gesetz tritt grundsatzlich am ersten Tag des auf die Verkiindung folgenden Quartals in Kraft.
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Zu Absatz 2

Die Regelungen zur Einfiihrung von Qualifikationsanforderungen fiir Richterinnen und Richter, denen erstmals
ein familienrechtliches Dezernat ibertragen werden soll, sowie die striktere Fassung der Qualifikationsanforde-
rungen fir den Einsatz in der Jugendgerichtsbarkeit kénnen in der Praxis organisatorische Anderungen sowie die
Einrichtung zusétzlicher Fortbildungsangebote notwendig machen, die eine gewisse Vorlaufzeit benétigen. Das-
selbe gilt fur die Einfiihrung von Qualifikations- und Eignungsvoraussetzungen fiir Verfahrensbeistande. Deshalb
sollen die Anderungen nach Artikel 3 Nummer 1, 2 und 4, nach Artikel 5 Nummer 3 § 158 sowie nach Artikel 6
Nummer 1 am ersten Tag des dritten auf die Verkindung folgenden Quartals in Kraft treten.

Die in Artikel 4 vorgesehenen Gesetzesanderungen erfordern erheblichen Programmieraufwand bei der Register-
behorde, so dass diese ebenso erst am ersten Tag des dritten auf die Verkiindung folgenden Quartals in Kraft
treten. Die Registerbehdrde benotigt diese Ubergangszeiten zur Umstellung der automatisierten Datenverarbei-
tung im Bundeszentralregister.
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Anlage 2

Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen
Kinder

Der Bundesrat hat in seiner 997. Sitzung am 27. November 2020 beschlossen, zu dem Ge-
setzentwurf  gemadl  Artikel 76  Absatz2 des  Grundgesetzes wie  folgt
Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, das weitere Gesetzgebungsverfahren zum Anlass zu nehmen, eine
umfassende Neuordnung und Harmonisierung des Sexualstrafrechts unter Beachtung
des im Juli 2017 vorgelegten Abschlussberichts der Reformkommission zum Sexual-
strafrecht als wichtigen Beitrag zum besseren Schutz von Kindern sowie im Interesse
eines effektiven Opferschutzes vorzunehmen.

Begrindung:

Mit Presseerklarung vom 1. Juli 2020 hat das Bundesministerium der Justiz und fur
Verbraucherschutz aus Anlass der ,,erschutternden sexualisierten Gewalttaten, die in
den letzten Wochen aufgedeckt wurden die Kernpunkte eines Reformpakets zur Be-
kampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vorgestelit.

Die Bundesregierung hat sodann mit dem am 21. Oktober 2020 vorgelegten Entwurf
eines Gesetzes zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder im Wesentlichen
punktuelle Anderungen im 13. Abschnitt des Strafgesetzbuchs, der die Straftaten gegen
die sexuelle Selbstbestimmung zum Gegenstand hat, sowie préaventive MalRnahmen und
eine bessere Qualifikation der Justiz, vorgeschlagen.

Die in der Presseerklarung wiedergegebene Auffassung der Bundesministerin der Justiz
und fiir Verbraucherschutz, ,,dass der Schutz der Kinder oberste Prioritat hat und die
Tater mit aller Konsequenz verfolgt und bestraft werden® mussen, wird ebenso aus-
dricklich geteilt wie der Ansatz, fur den dringend erforderlichen umfassenden Kinder-
schutz nicht allein reflexhaft auf repressive Manahmen wie punktuelle Anderungen
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des Strafgesetzbuchs und der Strafprozessordnung zuriickzugreifen.

Allerdings besteht nicht erst aus Anlass der kirzlich bekannt gewordenen Falle von
schwersten Sexualstraftaten zum Nachteil von Kindern sondern bereits seit Jahren drin-
gender gesetzgeberischer Handlungsbedarf.

So hat die damalige Staatsekretérin Dr. Stefanie Hubig in ihrer Er6ffnungsrede vom
20. Februar 2015 zum Auftakt der vom Bundesministerium der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz einberufenen Reformkommission ,,Uberarbeitung des 13. Abschnitts des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches* zutreffend ausgefihrt (vgl. S. 7 und 8 des ver-
offentlichten Abschlussberichts der Reformkommission des Sexualstrafrechts):

»Die zahlreichen punktuellen Anderungen, die das Sexualstrafrecht insbesondere nach
dem Vierten Strafrechtsreformgesetz aus dem Jahr 1973 erfahren hat, haben ihre Spuren
hinterlassen und den Abschnitt untibersichtlich, kompliziert und zum Teil auch inkon-
sistent werden lassen. Auch mussen wir uns die Frage stellen, ob es Schutzliicken gibt,
die es zu schlieRen gilt. Der liickenlose Schutz muss dabei fur Kinder und Jugendliche
gleichermal3en gewahrleistet sein wie fiir erwachsene Menschen. [...] Ja, meine Damen
und Herren, das Sexualstrafrecht ist in die Jahre gekommen. Es wird Zeit, sich seiner
anzunehmen und den 13. Abschnitt aus einem Guss neu zu erdenken.*

Am 19. Juli 2017, also vor Uber drei Jahren, hat diese aus Expertinnen und Experten aus
Wissenschaft und Praxis interdisziplindr zusammengesetzte Reformkommission zum
Sexualstrafrecht ihren Abschlussbericht vorgelegt.

Sowohl auf ihrer Herbstkonferenz im Jahr 2017 als auch auf ihrer Frihjahrskonferenz
2019 haben die Justizministerinnen und Justizminister in ihren verdffentlichten Be-
schlissen das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz darum gebeten,
sich unter Einbindung der Lander des Reformvorhabens alsbald anzunehmen und zeit-
nah Vorschldge zur Neuordnung und Harmonisierung des Sexualstrafrechts zu unter-
breiten.

Ein entsprechender Vorschlag liegt gleichwohl bis heute nicht vor.

Im Interesse eines effektiven Opferschutzes und als wichtiger Beitrag zu einem besse-
ren Schutz von Kindern bedarf es daher neben préaventiver Malinahmen dringend einer
systematischen und umfassenden Uberarbeitung des Sexualstrafrechts und nicht bloR
weiterer punktueller Gesetzesanderungen, die sich dem Vorwurf einer allein reaktiven
Gesetzgebung ausgesetzt sehen und teilweise zu Wertungswiderspriichen innerhalb des
Sexualstrafrechts fuhren.

2. Zu Artikel 1 Nummer 4a — neu — (8§ 145a Satz 1 StGB)

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer einzufiigen:

J4a.

In § 145a Satz 1 wird das Wort ,,drei* durch das Wort ,,fiinf* ersetzt.”

Begrundung:

Der Bundesrat hat in seiner 993. Sitzung am 18. September 2020 beschlossen, den Ent-
wurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches - Starkung der Fuhrungs-
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aufsicht gemaR Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag ein-
zubringen (Drucksache 362/20 (Beschluss)).

Der Gesetzentwurf sieht die Erh6hung des Strafrahmens in 8 145a Satz 1 Strafgesetz-
buch von drei Jahren auf funf Jahre vor. Mit dieser Regelung soll erreicht werden, dass
die berwiegend hafterfahrenen Probandinnen und Probanden, die unter Flihrungsauf-
sicht stehen, angehalten werden, die ihnen zum Schutz der Bevolkerung auferlegten
Weisungen auch tatsachlich einzuhalten. Dadurch sollen die Probandinnen und Proban-
den motiviert werden, kiinftig ein straffreies Leben zu fuhren. Es soll zudem der Schutz
potentieller Opfer vor erneuten Straftaten der Probandinnen und Probanden erhéht wer-
den.

Ein WeisungsverstoR, beispielsweise die Missachtung eines Kontaktverbots mit Kin-
dern durch einen verurteilten Sexualstraftater, kann in vielen Fallen der erste Schritt hin
zur Begehung von weiteren erheblichen Straftaten sein. Die bisherige Strafandrohung
in 8 145a Satz 1 StGB wird der Bedeutung der Fiihrungsaufsicht als Schutzinstrument
vor neuen Straftaten nicht hinreichend gerecht. Die in Baden-Wirttemberg eingerich-
tete ,,Kommission Kinderschutz* hat u. a. auch die Vorschriften zur Fihrungsaufsicht
einer Bewertung unterzogen. Die ,,Kommission Kinderschutz“ war im Zusammenhang
mit dem so genannten ,,Staufener Missbrauchsfall* eingerichtet worden. Im Herbst
2017 wurde bekannt, dass ein damals neunjahriger Junge nicht nur von seiner Mutter
und ihrem Freund auf schwerste Weise sexuell missbraucht, sondern auch tber das
»Darknet” weiteren Mannern gegen Geld zu diesem Zweck angeboten und von diesen
in der Folge missbraucht worden war. Der Haupttéter und damalige Lebensgefahrte der
Mutter stand vor und wahrend der Missbrauchstaten unter Fuhrungsaufsicht. Die flh-
rungsaufsichtsrechtliche Weisung, zu Kindern keinen unbeaufsichtigten Kontakt auf-
zunehmen, befolgte er nicht. Dieser Kontakt ermdglichte letztendlich die zahlreichen
Missbrauchstaten zu Lasten des Jungen. Auch eine im Zeitraum der Missbrauchstaten
erfolgte Verurteilung des Haupttéaters wegen Verstol3es gegen das im Rahmen der Fih-
rungsaufsicht erteilte Kontaktverbot mit Kindern gemal} § 145a Satz 1 StGB hielt ihn
von weiteren Missbrauchshandlungen nicht ab. Dieser Fall zeigt beispielhaft, dass die
bestehende Strafandrohung nicht ausreicht, um die Probandinnen und Probanden anzu-
halten, die Weisungen, die zum Schutz der Allgemeinheit und vielfach von Kindern,
erteilt worden sind, einzuhalten. Die WeisungsverstoRe konnen dann den ersten Schritt
auf dem Weg zum (erneuten) Missbrauch von Kindern und Jugendlichen darstellen. In
ihrem Abschlussbericht vom Februar 2020 hat sich die ,,Kommission Kinderschutz* fiir
eine Verscharfung der Strafandrohung des 8 145a StGB ausgesprochen.

Mit der vorgesehenen Anhebung des Hochstmalles der Freiheitsstrafe wird durch den
Gesetzgeber nach der zuletzt durch das Gesetz vom 13. April 2007 erfolgten Anhebung
des Hochstmales von damals einem Jahr auf drei Jahre nochmals deutlich gemacht,
dass es sich bei den VerstoRen gegen Weisungen der Fiihrungsaufsicht nicht um Taten
im unteren Kriminalitatsbereich handelt. Das HochstmaR der Freiheitsstrafe von flinf
Jahren wird zudem dem Charakter des Delikts als konkretes Gefahrdungsdelikt besser
gerecht.

Es besteht gesetzgeberischer Handlungsbedarf.

Die Bundesregierung hat am 12. Oktober 2020 die von der Bundesministerin der Justiz
und fir Verbraucherschutz vorgelegte Stellungnahme zu dem genannten Entwurf eines
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Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches - Starkung der Fihrungsaufsicht - be-
schlossen. Diesem Beschluss zufolge wird die Bundesregierung die vom Bundesrat an-
gestrebte Anhebung des Strafrahmens bei Verstdlien gegen Weisungen wéhrend der
Fihrungsaufsicht in § 145a Satz 1 des Strafgesetzbuchs prifen.

Soweit die Bundesregierung dabei darauf hinweist, dass bereits im Jahr 2007 eine An-
hebung des Hochstmalies von einem Jahr auf drei Jahre erfolgte, ist diese Erkenntnis
zutreffend, vermag aber den gleichwohl festgestellten Anderungsbedarf im Jahr 2020
nicht in Frage zu stellen. Der anzustrebende mdglichst umfassende und beste Schutz
unserer Kinder vor Sexualstraftitern gebietet es, jede angemessene gesetzgeberische
Chance wahrzunehmen, die geeignet und erforderlich ist, eine gewisse Abschreckungs-
wirkung auf potentielle Tater zu entfalten, ohne dabei das Mal3 der VerhaltnisméRigkeit
Uberzustrapazieren. Eine solche gesetzgeberische MaRnahme wére die Erhohung der
Hochststrafe in § 145a StGB von drei Jahren auf fiinf Jahre.

Dieser vornehmlich praventive Ansatz mag zwar — wie das Bundesministerium der Jus-
tiz und fur Verbraucherschutz in der Begriindung zu seinem Gesetzentwurf unter Teil
A Abschnitt 111 (vgl. BR-Drucksache 634/20, Seite 26) bemerkt (,,Im Ubrigen zielen sie
— im Vergleich zum hier vorgelegten Entwurf — nur auf einen stark begrenzten Perso-
nenkreis ab (unter Fihrungsaufsicht stehende Personen, insbesondere solche, denen
eine Weisung zur elektronischen Aufenthaltsiiberwachung erteilt wurde.”) — nur einen
vergleichsweise kleinen potentiellen Téaterkreis erreichen. Dies liegt aber im Wesen des
8§ 145a StGB, dessen Existenzberechtigung trotzdem nicht in Frage stehen dirfte, zumal
es sich um einen kleinen, aber besonders gefahrlichen Personenkreis handelt.

Gleiches gilt fur den Hinweis der Bundesregierung, dass Sexualstraftaten, die durch
unter Fihrungsaufsicht stehende Personen an Kindern begangen werden, als sexueller
Missbrauch von Kindern mit bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe und in besonders schwe-
ren Fallen mit dartiber hinaus gehenden hohen Freiheitsstrafen geahndet werden. Auch
dieser Hinweis ist zutreffend, lasst aber unberiicksichtigt, dass es aus Sicht des Opfers
gerade nichts hilft, wenn der Tater fiir eine weitere begangene Sexualstraftat verurteilt
wird. Diese ndchste Tat soll ja gerade vermieden werden. Hier zeigt sich der Mehrwert
des § 145a StGB: Dem Théter droht schon wegen des blofRen Weisungsverstol3es, zum
Beispiel wegen eines Verstolles gegen ein Kontakt- oder Naherungsverbot, mit dem er
seine ndchste Tat vielleicht gerade vorbereitet, die Verurteilung zu einer empfindlichen
Freiheitsstrafe. Er kann allein wegen des in der Regel auch einfacher nachzuweisenden
Verstol3es gegen die Weisung vergleichsweise schnell und fur langere Zeit — bislang
maximal drei, alsbald hoffentlich fiinf Jahre — aus dem Verkehr gezogen werden, und
zwar ohne dass erst ein weiteres Kind verletzt werden muss.

Die insoweit angekiindigte Prifung der Bundesregierung kann und sollte im Rahmen
ihres vorgelegten Gesetzentwurfs erfolgen. Fir weitere zeitliche Verzégerungen sind
keine nachvollziehbaren Griinde ersichtlich.
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3. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa — neu —
(8174 Absatz 1 Nummer 1 StGR),
Doppelbuchstabéigh

—neu —
(8 174 Absatz 1 Numm®ar2
StGB),
Doppelbuchstabe cc »~
(8 174 Absatz 1 Satz 2 StGB),
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa — neu —
(8 174 Absatz 2 einleitender Saiz-
teil StGB),
Doppelbuchstabe bb — neu —
(8 174 Absatz 2 Nummer 1 StC5),
Doppelbuchstabe cc — new —
(8 174 Absatz 2 Satz 2 — neu —
StGB),
Buchstabe ¢ — neu — (8§ 174 Absatz 3 — neu =
StGB),

Buchstabe d (§ 174 Absatz 5 StGB)

Artikel 1 Nummer 5 ist wie folgt zu fassen:
,5.8 174 wird wie folgt geandert:
a)  Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort ,,sechzehn* durch das Wort ,,achtzehn* ersetzt
und die Worter ,, , zur Ausbildung* werden gestrichen.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geéndert:

aaa)  Die Worter ,,zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in
der Lebensfiihrung anvertraut oder* werden gestrichen.

bbb)  Nach den Wortern ,,im Rahmen eines Dienst-“ wird das Wort ,,,
Ausbildungs-“ eingefugt.

ccc)  Nach den Wortern ,,Missbrauch einer mit dem* wird das Wort ,,Er-
ziehungs-,“ gestrichen.
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b)

c)

d)

ddd)  Nach dem Wort ,,Ausbildungs-,“ wird das Wort ,,Betreuungs-,“ ge-
strichen.

cc) Folgender Satz wird angefigt:
»-Ebenso wird bestraft, ... <weiter wie Gesetzentwurf>*
Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,,Ausbildung* gestrichen.
bb) Nummer 1 und die Angabe ,,2.“ werden gestrichen.
cc) Folgender Satz wird angefugt:
»-Ebenso wird bestraft, ... <weiter wie Gesetzentwurf>*

In Absatz 3 werden nach dem Wort ,,um* die Worter ,,in den Fallen der Num-
mer 1* eingeflgt.

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

... <weiter wie Gesetzentwurf>*

Begriindung:

Die geforderte Anderung zielt auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und Inkoha-
renzen im Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches tiber die Sexualstraftaten, von
deren Beseitigung der Gesetzentwurf zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kin-
der abgesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine moglichst folgerichtige und strin-
gente Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergruppen als
auch zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei samtlich um
Anderungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem am
19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschlussbe-
richt der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

Die Altersgrenze fir das schutzbefohlene Opfer in § 174 Absatz 1 Nummer 1 StGB soll
von 16 auf 18 Jahre angehoben werden. Schutzbefohlene, die dem Téater zur Erziehung
oder zur Betreuung in der Lebensfiihrung anvertraut sind, sind aufgrund des nahen Ab-
héngigkeits- und Autoritatsverhéltnisses grundsatzlich nicht in der Lage, mit der erzie-
henden oder betreuenden Person auf der Grundlage autonomer Selbstbestimmung se-
xuell zu interagieren.

Das Kriterium der ,,Ausbildung wird aus § 174 Absatz 1 Nummer 1 StGB heraus- und
in 8 174 Absatz 1 Nummer 2 StGB bernommen; dort erfolgt zugleich Herausnahme
der mit Nummer 1 deckungsgleichen Erziehungs- und Betreuungsverhéltnisse. Auf-
grund der Vereinheitlichung der Altersgrenze soll kunftig danach unterschieden wer-
den, ob es zur Begriindung der Strafbarkeit einer Ausnutzung seiner spezifischen Stel-
lung im Verhéltnis zum Schutzbefohlenen durch den Tater bedarf — was bei Dienst-,
Arbeits- und Ausbildungsverhéltnissen nach der neuen Nummer 2 der Fall ist —, oder
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ob dies zur Begrindung der Strafbarkeit nicht erforderlich ist, da die Verhaltnisse oh-
nehin ausnehmend eng ausgestaltet sind, was fur Erziehungs- und Betreuungsverhalt-
nisse nach Nummer 1 gilt.

8 174 Absatz 2 Nummer 1 StGB wird gestrichen und die Ausbildungsverhéltnisse aus
8 174 Absatz 2 Nummer 2 StGB herausgenommen. Das dient der Herstellung von Ko-
harenz mit dem neu zu fassenden Absatz 1 und dem Zweck, dass der besondere Straf-
grund des Delikts sodann im Ausnutzen einer Stellung als Erzieher oder Betreuer liegt.

Das Merkmal der Erregungsabsicht in § 174 Absatz 3 StGB wird auf die dortige Num-
mer 1 begrenzt. Bisher ist nicht strafbar, wenn der Téter sexuelle Handlungen eines
Schutzbefohlenen vor sich vornehmen lasst, sich dadurch aber nicht sexuell erregen
will, sondern etwa pornographische Videos verfertigen mochte.

4. Zu Artikel 1 Nummer 6 (8 174a Absatz 1, 2 StGB)

In Artikel 1 ist Nummer 6 wie folgt zu fassen:
,6. 8§ 174a wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Wer sexuelle Handlungen an einer gefangenen oder auf behdérdliche
Anordnung oder mit gerichtlicher Genehmigung verwahrten oder stationar
in einer Einrichtung der Jugendhilfe untergebrachten Person, die ihm zur
Erziehung, Ausbildung, Beaufsichtigung oder Betreuung anvertraut oder
untergeordnet ist, unter Mif3brauch seiner Stellung vornimmt oder an sich
von der gefangenen, verwahrten oder untergebrachten Person vornehmen
lat oder die gefangene, verwahrte oder untergebrachte Person dazu be-
stimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Dritten vorzunehmen oder
von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit Freiheitsstrafe
von drei Monaten bis zu fiinf Jahren bestraft.*

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort 14t die Worter ,,oder die aufgenom-
mene  Person  dazu  bestimmt, sexuelle  Handlungen an
oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vor-
nehmen zu lassen* eingefugt.*

Begrundung:

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung erweitert die Tatbestdnde der 88 174a und
174b StGB — wie im Abschlussbericht der Reformkommission zur umfassenden Re-
form des 13. Abschnitts des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs vorgeschlagen —um
die Falle, in denen das Opfer dazu bestimmt wird, sexuelle Handlungen vor oder an
einem Dritten vorzunehmen oder durch einen Dritten an sich vornehmen zu lassen.
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Die von der Reformkommission in ihrem Abschlussbericht aufgezeigten Strafbarkeits-
lucken in den 8§ 174a und 174b StGB werden durch den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung hingegen nicht geschlossen.

Der Tatbestand des 8 174a Absatz 1 StGB erfasste bisher lediglich die Verwahrung ei-
ner Person auf behordliche Anordnung. Auf behordliche Anordnung ist nur verwahrt,
wer sich aufgrund hoheitlicher Gewalt in staatlichem Gewahrsam befindet. Dies ist
nicht der Fall, wenn die Verwahrung auf Anordnung einer Person erfolgt, die die Per-
sonensorge Uber den Betroffenen innehat. Dies gilt auch dann, wenn die Anordnung der
Unterbringung (wie z. B. im Betreuungsrecht) gerichtlich genehmigt wird. Fur den Be-
troffenen macht es aber keinen Unterschied, ob er auf behérdliche Anordnung oder mit
gerichtlicher Genehmigung verwahrt ist bzw. welche dieser Entscheidungen in Aussicht
gestellt wird. Der Betroffene ist in beiden Féllen gleichermalien seiner Freiheit entzogen
bzw. in seiner Mdglichkeit zur Zuriickweisung sexueller Handlungen eingeschrankt.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (vgl. BGH NStZ 2016, 94) liegt eine
behordliche Anordnung ferner nicht vor, wenn ein Minderjéhriger nach 8 34 Absatz 1
SGB VIl in einer stationédren Jugendhilfeeinrichtung untergebracht wird. In diesen Fél-
len erfolgt die Unterbringung auf der Grundlage der Entscheidung des Inhabers der Per-
sonensorge und nicht aufgrund einer behdérdlichen Anordnung. Auf behérdliche Anord-
nung ist nur verwahrt, wer sich aufgrund hoheitlicher Gewalt in staatlichem Gewahrsam
befindet. Personen, die in Jugendhilfeeinrichtungen stationér untergebracht sind, befin-
den sich dort jedoch ebenso in einem Uber- und Unterordnungsverhltnis, wie dies bei
auf behdrdliche Anordnung verwahrten Personen der Fall ist. Dies gilt aufgrund der bei
Jugendlichen noch nicht vollstandig ausgereiften Fahigkeit zur sexuellen Selbstbestim-
mung auch dann, wenn der Jugendliche die Einrichtung grundsatzlich verlassen kann
und nicht kontinuierlich verwahrt ist. Das zwischen dem Jugendlichen und dem Mitar-
beiter der Jugendhilfeeinrichtung bestehende Autoritats-verhéltnis ist grundsétzlich
dazu geeignet, eine autonome Auslbung der sexuellen Selbstbestimmung in Frage zu
stellen. Hinzu kommt, dass § 174a Absatz 1 StGB neben der sexuellen Selbstbestim-
mung auch die Integritat der Institution schitzt. Diesem Aspekt wird allein durch 8§ 174
StGB (Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen) nicht hinreichend Rechnung ge-
tragen.

Tater des § 174a Absatz 1 StGB konnte bisher nur eine Person sein, der das Opfer per-
sonlich anvertraut ist. Das Opfer ist dem Personal nicht personlich anvertraut, wenn es
keinen dienstlichen Bezug zwischen den Beteiligten gibt. Fir das Opfer ist es hingegen
unerheblich, ob es dem Anstaltspersonal, welches ein sexuelles Ansinnen an das Opfer
herantragt, personlich anvertraut ist oder nicht. Das Opfer geht insbesondere bei unifor-
miertem Anstaltspersonal grundsatzlich davon aus, von dessen Gunst abhangig zu sein
und sich in einem Uber-/Unterordnungsverhéltnis zu befinden. Es kann sich daher dem
sexuellen Ansinnen des Téters nur schwer entziehen. Folglich besteht die Gefahr, dass
das Einverstandnis mit der sexuellen Handlung nicht auf der Grundlage einer freiver-
antwortlichen Willensentscheidung erteilt wird.

Dem hilft die Aufnahme von Anstaltspersonal, dem das Opfer nur ,,untergeordnet”,
nicht aber ,,anvertraut” ist, in den Tatbestand des Absatzes 1 ab; die Unterordnung ist
dabei allgemein auf das Verhaltnis Anstaltspersonal — Insassen zu beziehen.

Die vorgeschlagenen Anderungen zielen auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und
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Inkohé&renzen im Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches Uber die Sexualstrafta-
ten, von deren Beseitigung der Gesetzentwurf zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt
gegen Kinder abgesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine moglichst folgerichtige
und stringente Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergrup-
pen als auch zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei sémt-
lich um Anderungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem
am 19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschluss-
bericht der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

Die Altersgrenze fir das schutzbefohlene Opfer in § 174 Absatz 1 Nummer 1 StGB soll
von 16 auf 18 Jahre angehoben werden. Schutzbefohlene, die dem Tater zur Erziehung
oder zur Betreuung in der Lebensfiihrung anvertraut sind, sind aufgrund des nahen Ab-
héngigkeits- und Autoritatsverhéltnisses grundsatzlich nicht in der Lage, mit der erzie-
henden oder betreuenden Person auf der Grundlage autonomer Selbstbestimmung se-
xuell zu interagieren.

Das Kriterium der ,,Ausbildung” wird aus Absatz 1 Nummer 1 heraus- und in Num-
mer 2 (bernommen; dort erfolgt zugleich Herausnahme der mit Nummer 1 deckungs-
gleichen Erziehungs- und Betreuungsverhéltnisse. Aufgrund der Vereinheitlichung der
Altersgrenze soll kiinftig danach unterschieden werden, ob es zur Begriindung der Straf-
barkeit einer Ausnutzung seiner spezifischen Stellung im Verhéltnis zum Schutzbefoh-
lenen durch den Tater bedarf — was bei Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhéltnissen
nach der neuen Nummer 2 der Fall ist —, oder ob dies zur Begrindung der Strafbarkeit
nicht erforderlich ist, da die Verhaltnisse ohnehin ausnehmend eng ausgestaltet sind,
was fur Erziehungs- und Betreuungsverhéltnisse nach Nummer 1 gilt.

8 174 Absatz 2 Nummer 1 StGB wird gestrichen und die Ausbildungsverhéltnisse aus
8 174 Absatz 2 Nummer 2 StGB herausgenommen. Das dient der Herstellung von Ko-
harenz mit dem neu zu fassenden Absatz 1 und dem Zweck, dass der besondere Straf-
grund des Delikts sodann im Ausnutzen einer Stellung als Erzieher oder Betreuer liegt.

Das Merkmal der Erregungsabsicht in § 174 Absatz 3 StGB wird auf die dortige Num-
mer 1 begrenzt. Bisher ist nicht strafbar, wenn der Téter sexuelle Handlungen eines
Schutzbefohlenen vor sich vornehmen lasst, sich dadurch aber nicht sexuell erregen
will, sondern etwa pornographische Videos verfertigen mochte.

Bei den ibrigen Anderungen handelt es sich lediglich um redaktionelle Anpassungen
infolge der zusitzlichen Anderungen.

Stationdr in einer Jugendhilfeeinrichtung Untergebrachte werden in den Tatbestand des
8§ 174a StGB aufgenommen. Die Unterbringung in Jugendhilfeeinrichtungen nach § 34
SGB VIII erfolgt nach Auffassung des BGH nicht aufgrund behdérdlicher Anordnung.
Die Aufnahme in der Einrichtung erfolgt selbst in Féllen, in denen das Jugendamt Amts-
vormund ist (8 55 SGB VIII), aufgrund Antrags des Vormunds, nicht behérdlicher An-
ordnung (BGH NJW 2015, 3045, 3046). Das zwischen dem Jugendlichen und dem Mit-
arbeiter der Jugendhilfeeinrichtung bestehende Autoritatsverhaltnis ist aber ebenso wie
ein solches Verhéltnis aufgrund behdrdlicher Anordnung dazu geeignet, eine autonome
Ausuibung der sexuellen Selbstbestimmung in Frage zu stellen.

Der in Betracht kommende Taterkreis wird bei § 174a StGB um das Anstaltspersonal,
dem das Opfer nicht anvertraut ist, erweitert. Tater des § 174a Absatz 1 StGB kann nach
bisheriger Rechtslage nur eine Person sein, der das Opfer personlich anvertraut ist. Das
Opfer ist dem Personal nicht persénlich anvertraut, wenn es keinen dienstlichen Bezug
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zwischen den Beteiligten gibt. Fir das Opfer ist es aber unerheblich, ob es dem An-
staltspersonal, welches ein sexuelles Ansinnen an das Opfer herantragt, personlich an-
vertraut ist oder nicht.

Der Tatbestand des § 174a StGB wird auch auf solche Opfer erstreckt, die nicht auf-
grund behordlicher Anordnung, sondern mit gerichtlicher Genehmigung untergebracht
sind. Fur die Betroffenen macht es keinen Unterschied, ob sie auf behdrdliche Anord-
nung oder mit gerichtlicher Genehmigung verwahrt sind beziehungsweise welche die-
ser Entscheidungen in Aussicht gestellt wird. Der oder die Betroffene unterliegt in bei-
den Fallen gleichermal’en Einschrankungen seiner oder ihrer Moglichkeit zur Zurtick-
weisung sexueller Handlungen.

Die Regelungen zur Vornahme sexueller Handlungen an oder vor einem Dritten werden
redaktionell auf die jeweils betroffene Opfergruppe prazisiert.

5. Zu Artikel 1 Nummer 7 (8 174b Absatz 1 StGB)

Artikel 1 Nummer 7 ist wie folgt zu fassen:

,7.8 174b Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nach dem Wort ,,Verwahrung“ werden die Worter ,,oder zur gerichtlichen Ge-
nehmigung einer Unterbringung* eingefugt.

Nach den Wortern ,,vornehmen laRt“ werden die Worter ,,oder denjenigen, ge-
gen den sich das Verfahren richtet, dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an oder
vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu
lassen* eingefugt.’

Begriindung:

8 174b StGB wird im Gleichlauf zu § 174a StGB angepasst. Fur den Betroffenen macht
es auch im Hinblick auf Straf- oder Unterbringungsverfahren pp. keinen Unterschied,
ob er auf behordliche Anordnung oder mit gerichtlicher Genehmigung verwahrt oder
untergebracht ist bzw. welche dieser Entscheidungen in Aussicht gestellt wird. Der Be-
troffene ist in beiden Féllen gleichermalien seiner Freiheit entzogen bzw. in seiner MAg-
lichkeit zur Zuriickweisung sexueller Handlungen eingeschrankt.

Die vorgeschlagene Anderung zielt auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und In-
kohéarenzen im Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches ber die Sexualstraftaten,
von deren Beseitigung der Gesetzentwurf zur Bek&mpfung sexualisierter Gewalt gegen
Kinder abgesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine mdglichst folgerichtige und
stringente Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergruppen
als auch zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei sémtlich
um Anderungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem am
19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschlussbe-
richt der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

Der Tatbestand des § 174b StGB wird auf solche Opfer erstreckt, die nicht aufgrund
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behordlicher Anordnung, sondern mit gerichtlicher Genehmigung untergebracht sind.
Fur die Betroffenen macht es keinen Unterschied, ob sie auf behérdliche Anordnung
oder mit gerichtlicher Genehmigung verwahrt sind beziehungsweise welche dieser Ent-
scheidungen in Aussicht gestellt wird. Der
oder die Betroffene unterliegt in beiden Féllen gleichermalRen Einschrdnkungen seiner
oder ihrer Moglichkeit zur Zuriickweisung sexueller Handlungen.

Zudem werden die Regelungen zur Vornahme sexueller Handlungen an oder vor einem
Dritten redaktionell auf die jeweils betroffene Opfergruppe prézisiert.

6. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe a—neu— (8§ 174c Absatz 1 StGB),
Buchstabe b —neu — Doppelbuchstabe

aa — neu—
(8 174c Absatz 2 Satz 1 StGB), Dop-
pelbuchstabe bb - neu - (8 174c Absatz 2 Satz 2

—neu — StGB)

Artikel 1 Nummer 8 ist wie folgt zu fassen:
,8.8 174c wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wortern ,,korperlichen Krankheit oder Behinde-
rung* die Worter ,,oder wegen einer VVorsorge- oder Nachsorgeuntersuchung*
und nach dem Wort ,1aRt* die Worter ,,oder die anvertraute Person dazu be-
stimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von
einem Dritten an sich vornehmen zu lassen* eingefigt.

b)  Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Nach dem Wort ,,1aBt“ werden die Worter ,,oder die anvertraute Person dazu
bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Dritten vorzunehmen o-
der von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen* eingeftigt.

bb) Folgender Satz wird angeflgt:

,Dies giltauch, wenn eine Berechtigung zum Fihren der Bezeichnung Psy-
chotherapeut nach dem Gesetz tber die Berufe des Psychologischen Psy-
chotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten oder
dem Gesetz Uiber den Beruf der Psychotherapeutin und des Psychotherapeu-
ten (Psychotherapeutengesetz — PsychThG) gleich aus welchem Grunde
nicht besteht oder die Behandlung sich nicht wissenschaftlich anerkannter
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psychotherapeutischer Verfahren im Sinne des 8 1 Absatz 3 Satz 1 des Ge-
setzes Uber die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten und des
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten oder 8 1 Absatz 2 Satz 1 des
Gesetzes (ber den Beruf der Psychotherapeutin und des Psychotherapeuten
bedient.” ¢

Begriindung:

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung erweitert die Tatbestande der 88§ 174a bis 174c
StGB — wie im Abschlussbericht der Reformkommission zur umfassenden Reform des
13. Abschnitts des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs vorgeschlagen — um die
Félle, in denen das Opfer dazu bestimmt wird, sexuelle Handlungen vor oder an einem
Dritten vorzunehmen oder durch einen Dritten an sich vornehmen zu lassen.

Die von der Reformkommission in ihrem Abschlussbericht aufgezeigten Strafbarkeits-
lucken in 174c StGB werden durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung hingegen
nicht geschlossen.

8 174c Absatz 1 StGB soll dahingehend angepasst werden, dass er kiinftig auch den
sexuellen Missbrauch im Rahmen von Vor- und Nachsorgeuntersuchungen umfasst.
Das Anvertrautsein wegen einer Vorsorge- oder Nachsorgeuntersuchung ist zur Ver-
meidung von Strafbarkeitsliicken dem Anvertrautsein wegen einer korperlichen Krank-
heit oder Behinderung gleichzustellen. Dadurch wird ein gesteigerter Schutz des Ver-
héltnisses zwischen Patient und Arzt erreicht, wenn die sexuelle Handlung anldsslich
oder anstelle einer fachgerechten Behandlung vorgenommen wird. Die Schutzbeduirf-
tigkeit des Opfers besteht in gleicher Weise, wenn das Vertrauensverhaltnis nicht durch
eine korperliche Krankheit oder Behinderung veranlasst ist, sondern durch eine Vor-
oder Nachsorgeuntersuchung des Opfers. Da eine Unterscheidung der Sachverhalte
nicht durch sachliche Unterscheidungsgrinde gerechtfertigt ist, ist die Vornahme einer
sexuellen Handlung im Rahmen einer Vor- und Nachsorgeuntersuchung im gleichen
Malie unter Strafe zu stellen, wie dies fur die Ubrigen Behandlungsverhéltnisse bereits
gilt.

Durch Anpassung des Absatzes 2 werden Strafbarkeitsliicken fiir jene Konstellationen
geschlossen, in denen der Téater entweder die Berufsbezeichnung des Psychotherapeu-
ten nicht fuhrt oder fuhren darf oder seine Behandlung nicht nach wissenschaftlich an-
erkannten psychotherapeutischen Methoden durchfiihrt. Nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs (vgl. BGH NStZ 2010, 212) erfasst 8 174c Absatz 2 StGB nur Ta-
ter, die zum Fihren der Bezeichnung ,,Psychotherapeut* nach dem Psychotherapeuten-
gesetz berechtigt sind und sich bei der Behandlung wissenschaftlich anerkannter psy-
chotherapeutischer Verfahren im Sinne des Psychotherapeutengesetzes bedienen.

Zur Vermeidung von Schutzliicken soll die Vorschrift indes auch dann zur Anwendung
kommen, wenn der Tater nicht Psychotherapeut nach dem Psychotherapeutengesetz ist;
das gilt sowohl fir die noch bis zum 31. August 2020 geltende Fassung als auch die
unionsrechtlich veranlasste Neubekanntmachung jenes Gesetzes zum 1. Septem-
ber 2020. Personen, die zwar nicht Psychotherapeut im Sinne des Psychotherapeuten-
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gesetzes sind, aber gleichwohl eine Psychotherapie anbieten, bauen ebenso wie aner-
kannte Psychotherapeuten ein besonderes Vertrauensverhéltnis zu ihren Patienten auf.
Dabei kann es sich etwa um einen Facharzt handeln, der nicht Psychotherapeut ist, aber
gleichwohl eine fachgerechte Psychotherapie anbietet. Der Missbrauch des Behand-
lungsverhéltnisses zur Vornahme sexueller Handlungen mit dem Patienten stellt in die-
sen Fallen dasselbe Unrecht dar wie der entsprechende Missbrauch durch einen aner-
kannten Psychotherapeuten. In beiden Fallen befindet sich das Opfer in einer gleicher-
malen vulnerablen Position, weil es sich dem Téater unter Preisgabe seiner inneren Ge-
fuhlswelt anvertraut hat. Ferner soll § 174c Absatz 2 StGB auch dann zur Anwendung
kommen, wenn der Téter eine psychotherapeutische Behandlung durchfiihrt, die nicht
als solche nach dem Psychotherapeutengesetz anerkannt ist. Mal3geblich ist, ob es sich
bei der Behandlung aus Sicht des Opfers um eine psychotherapeutische Behandlung
handelt. Das Opfer 6ffnet sich gegenliber dem Tater in einem solchen Behandlungsver-
haltnis in besonderem Mal3e und macht sich dadurch besonders vulnerabel und abhéan-
gig. Der Missbrauch dieses Behandlungsverhéltnisses durch den Tater verwirklicht da-
her dasselbe Unrecht wie der Missbrauch durch einen Tater, der eine psychotherapeu-
tische Behandlung im Sinne des Psychotherapeutengesetzes durchfihrt.

Die vorgeschlagenen Anderungen zielen auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und
Inkohé&renzen im Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches Uber die Sexualstrafta-
ten, von deren Beseitigung der Gesetzentwurf zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt
gegen Kinder abgesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine moglichst folgerichtige
und stringente Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergrup-
pen als auch zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei sémt-
lich um Anderungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem
am 19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschluss-
bericht der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

8 174c StGB soll auch auf Personen erstreckt werden, die den Téater — in der Regel einen
Arzt oder eine Arztin — wegen einer Vor- oder Nachsorgeuntersuchung aufsuchen. Bis-
her knupft der Tatbestand lediglich an das Bestehen einer Krankheit an und erfasst se-
xuelle Handlungen anldsslich derartiger Untersuchungen nicht.

Im Rahmen des § 174c Absatz 2 StGB sollen als Téater auch de facto praktizierende
»Psychotherapeuten® ohne Anerkennung nach dem Psychotherapeutengesetz und als
Tathandlungen auch ,, Therapien* aullerhalb der wissenschaftlichen Standards erfasst
werden. Das schlie3t eine Strafbarkeitsliicke zu Gunsten von Personen, die sich in ein
Vertrauensverhéltnis zu sogenannten ,,Scharlatanen” oder ,,Wunderheilern“ begeben
haben, denn diese Gestaltungen werden bisher nicht erfasst.

Auch insoweit wird jeweils die Variante der Tatbegehung an oder vor Dritten aufge-
nommen.

7. Zu Artikel 1 Nummer 9 (8 176 Uberschrift,
§ 176a Uberschrift,
§ 176b Uberschrift,
§ 176¢ Uberschrift, Absatz 1,
§ 176d Uberschrift, Absatz 1 StGB)
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In Artikel 1 ist Nummer 9 wie folgt zu andern:

a) Inden 88176 und § 176a sind in der Uberschrift die Worter ,,Sexualisierte Gewalt
gegen Kinder“ jeweils durch die Worter ,,Sexueller Missbrauch von Kindern* zu
ersetzen.

b) In § 176b sind in der Uberschrift die Worter ,,sexualisierter Gewalt gegen Kinder*
durch die Worter ,,sexuellem Missbrauch von Kindern* zu ersetzen.

c) § 176c¢ ist wie folgt zu &ndern:

aa) In der Uberschrift sind die Worter ,,Schwere sexualisierte Gewalt gegen Kin-
der durch die Worter ,,Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern“ zu erset-
zen.

bb) In Absatz 1 sind die Worter ,,Die sexualisierte Gewalt gegen Kinder* durch die
Worter ,,Der sexuelle Missbrauch von Kindern“ zu ersetzen.

d) § 176d ist wie folgt zu andern:

aa) In der Uberschrift sind die Worter ,,Sexualisierte Gewalt gegen Kinder” durch
die Worter ,,Sexueller Missbrauch von Kindern* zu ersetzen.

bb) In dem Wortlaut sind die Worter ,,die sexualisierte Gewalt* durch die Worter
,»den sexuellen Missbrauch* zu ersetzen.

Als Folge sind

in Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a die Angaben zu den 8§ 176 bis 176d durch folgende
Angaben zu ersetzen:

»3 176 Sexueller Missbrauch von Kindern

8 176a Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Kdérperkontakt mit dem Kind
8 176b Vorbereitung von sexuellem Missbrauch von Kindern

8§ 176¢ Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern

8 176d Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge.*

Begriindung:

Nach dem Gesetzentwurf sollen die bisherigen Straftatbestdnde des ,,sexuellen Miss-
brauchs von Kindern* begrifflich als ,,sexualisierte Gewalt gegen Kinder* gefasst wer-
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den. Damit soll das Unrecht dieser Straftaten klarer umschrieben und einer Bagatelli-
sierung entgegengewirkt werden. Mit der Anderung der Begrifflichkeit soll aber eine
Inhaltsanderung nicht verbunden sein. Insbesondere soll es nicht auf die Anwendung
von Gewalt oder auf Drohung mit Gewalt ankommen.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Terminologie ,,sexualisierte Gewalt gegen Kinder*
ist zu eng und irreflhrend und auch gegeniiber der bisherigen Fassung nicht vorzugs-
wirdig. An der bisherigen Begrifflichkeit in Gestalt des ,,sexuellen Missbrauchs von
Kindern® ist daher festzuhalten. Im Einzelnen:

Mit dem Begriff der ,,Gewalt” verbindet sich sowohl im juristischen Verstandnis als
auch in der Vorstellung der Bevolkerung die Notwendigkeit von korperlicher Kraftent-
faltung beim Téater und korperlicher Zwangswirkung beim Opfer. Von diesem weitge-
hend einheitlich verstandenen Gewaltbegriff will der Entwurf Abschied nehmen. So
sollen nicht nur Handlungen im Sinne nétigenden Charakters, sondern jegliche sexuelle
Handlung unter den Begriff der Gewalt gefasst werden. Die Anderung der Terminologie
birgt damit die Gefahr von Missverstandnissen sowie Unklarheiten und kann letztend-
lich dazu fiihren, dass in der breiten Masse der Bevolkerung und bei potentiellen Tétern
der Unrechtsgehalt der inkriminierten Handlungen verkannt und auf gewaltsame Uber-
griffe reduziert wird. So ist zu befiirchten, dass — auch fiir entsprechende Tater — der
irrefuhrende Eindruck entsteht, dass sexuelle Handlungen ohne Gewaltanwendung
nicht strafbar seien. Gerade die manipulativen Begehungsweisen sind es aber, die einen
wesentlichen Teil der Falle ausmachen. Letztlich I&sst sich auch die Gefahr nicht von
der Hand weisen, dass die Verwendung der vorgeschlagenen Begrifflichkeit zu einer
nicht beabsichtigten engeren Auslegung der einzelnen Tatbesténde fiihrt.

Schon im Ausgangspunkt ist auch nicht ersichtlich, weshalb der Begriff des sexuellen
Missbrauchs eine mogliche Bagatellisierung beinhalten konnte. Es handelt sich hierbeli
um einen seit langem eingefiihrten, eindeutig negativ besetzten, in der Bevdlkerung
gangigen Ausdruck des allgemeinen Sprachgebrauchs. Angesichts der eindeutig nega-
tiven Konnotation des Begriffs erscheint auch die Uberlegung, dieser kdnne suggerie-
ren, es gebe auch einen - gegebenenfalls positiv zu wertenden ,,Gebrauch® von Kindern,
lebensfremd. Auch die Gesellschaft fur Deutsche Sprache hat dementsprechend auf An-
frage des Unabh&ngigen Beauftragten fir Fragen des sexuellen Missbrauchs diesem
mitgeteilt, dass es sich beim Begriff ,,Missbrauch* um einen inzwischen anerkannten
Sprachgebrauch handele, der nicht verandert werden sollte. Auch im internationalen
Sprachgebrauch wird deutlich zwischen ,,abuse* (Missbrauch) und ,,violence* (Gewalt)
unterschieden. Die neue Terminologie wirde gerade im internationalen Rechtsverkehr
oder im Umgang mit der deutschen Sprache nicht hinreichend méchtigen Personen
Missverstandnisse oder jedenfalls Verstandigungsprobleme zur Folge haben.

Als inkonsequent und verwirrend erscheint es zudem, dass hinsichtlich der vielen an-
deren Tatbestdnde, in denen der Begriff des ,,sexuellen Missbrauchs* verwendet wird
(zum Beispiel in den §§ 174 ff., 182 Strafgesetzbuch), eine Anderung nicht in den Blick
genommen wird.

Zusammenfassend lasst sich daher festhalten, dass sich die bisherige Bezeichnung von
sexuellen Handlungen in Bezug auf ein Kind als ,,Missbrauch von Kindern* allgemein
etabliert hat, das Unrecht dieser Straftaten anhand der aktuellen Fassung ausreichend
klar und allgemein verstandlich umschrieben wird und zu einer wesentlich aussagekréaf-
tigeren und praziseren Charakterisierung der Taten und der Tater fuhrt als die geplante
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Neufassung.

8. Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 176 Absatz 3 —neu —, 8§ 176¢ Absatz 1 Nummer 2, 3

StGB)

Artikel 1 Nummer 9 ist wie folgt zu andern:
a) Dem 8 176 ist folgender Absatz anzufiigen:

»(3) In minder schweren Fallen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu funf Jahren zu erkennen.*”

b) § 176¢ Absatz 1 ist wie folgt zu &ndern:

aa) In Nummer 2 sind die Worter ,,sind,” durch die Worter ,,sind oder das Kind
dazu bestimmt, diese Handlungen an einer Person unter 18 Jahren vorzunehmen
oder von einer Person unter 18 Jahren an sich vornehmen zu lassen,” zu erset-
zen.

bb) In Nummer 3 sind die Worter ,,von mehreren” durch die Worter ,,mit einem
anderen Beteiligten“ zu ersetzen.

Begrindung:

Die Anderung zielt auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und Inkoharenzen im
Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches Uber die Sexualstraftaten, von deren Be-
seitigung der Gesetzentwurf zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder ab-
gesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine moglichst folgerichtige und stringente
Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergruppen als auch
zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei samtlich um An-
derungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem am
19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschlussbe-
richt der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

Zu Buchstabe a:

Eine Anhebung der Mindeststrafdrohung beim Grunddelikt der sexualisierten Gewalt
gegen Kinder nach § 176 StGB darf nicht dazu fiihren, dass im Einzelfall die Verhan-
gung einer tat- und schuldangemessenen Strafe nicht mehr moglich ist. Das Grunddelikt
des § 176 StGB umfasst ndmlich auch geringfugigen Tathandlungen; so liegt etwa die
nicht nur fliichtige Beriihrung eines Kindes am Po uber der Kleidung regelmaRig ober-
halb der Erheblichkeitsschwelle fir sexuelle Handlungen aus § 184h Nummer 1 StGB
(vgl. Renzikowski in M(iKo, § 176 Rz. 28), so dass sie grundsétzlich als sexualisierte
Gewalt gegen Kinder strafbar ist. Eine sofortige Verurteilung zu Freiheitsstrafe aus ei-
nem Verbrechenstatbestand erscheint insoweit jedenfalls bei Ersttatern nicht mehr tat-
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und schuldangemessen. Deshalb wird eine unbenannte Strafzumessungsregel fur min-
derschweren Falle eingefuhrt.

Zu Buchstabe b:
Zu Doppelbuchstabe aa:

In § 176¢ Absatz 1 Nummer 2 StGB wird die Strafbarkeit dahingehend erweitert, dass
sich als Tater der Qualifikation auch strafbar macht, wer tber 18 Jahre alt ist und das
Kind zum Beischlaf mit einer anderen Person unter 18 Jahren bestimmt. Der historische
Gesetzgeber wollte ,,geschlechtliche Beziehungen, moglicherweise Liebesverhéltnisse,
zwischen einem korperlich und geistig-seelisch weit Gber den altersgemélien Zustand
hinaus entwickelten noch nicht vierzehn Jahre alten Madchen und einem noch jugend-
lichen Tater aus dem Anwendungsbereich des Verbrechenstatbestandes herausnehmen*
(BT-Drucksache 13/7164, Seite 32). Der Gesetzgeber sah ein erhdhtes Strafbedrfnis
folglich nur dann als gegeben an, wenn zwischen dem Kind und der Person, die den
Beischlaf pp. vollzieht, ein altersbedingtes Machtgefélle besteht. Ein solches Machtge-
falle liegt aber auch dann vor, wenn der Bestimmende uber 18 Jahre alt ist, weil sich
das Kind der von einem Erwachsenen ausgehenden Fremdbestimmung in aller Regel
kaum zu entziehen vermag. Das gilt auch, wenn der Beischlaf nicht mit einer erwach-
senen, sondern mit einer jugendlichen Person vollzogen wird. Vor diesem Hintergrund
soll der volljahrige Bestimmende in die Regelung des § 176¢ Absatz 1 Nummer 2 StGB
einbezogen werden. Gleichzeitig wird durch die qualifizierte Strafbarkeit des volljahri-
gen Bestimmenden ein Gleichklang zu 8 182 Absatz 3 StGB geschaffen. Geméal § 182
Absatz 3 StGB macht sich eine Person tiber 21 Jahren strafbar, die eine Person unter 16
Jahren dadurch missbraucht, dass sie sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich
von ihr vornehmen lasst (Nummer 1) oder diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen
an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen
(Nummer 2) und dabei die ihr gegentiber fehlende Fahigkeit des Opfers zur sexuellen
Selbstbestimmung ausnutzt. § 182 Absatz 3 Nummer 2 StGB stellt damit auf den Al-
tersunterschied zwischen Téater und Opfer ab, ohne dass das Alter des Dritten eine Rolle
spielt.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Schliel3lich wird § 176¢ Absatz 1 Nummer 3 StGB so gefasst, dass die Tatbegehung mit
einem Gehilfen ausreicht. Es besteht kein sachlicher Grund dafr, diese Vorschrift en-
ger zu fassen als § 224 Absatz 1 Nummer 4 StGB, bei dem dies bereits de lege lata der
Fall ist. Fur das Opfer erhéht sich die Gefahrlichkeit der Tatbegehung unabhéngig da-
von, ob die Tater mittaterschaftlich agieren oder einer der Mitwirkenden den anderen
lediglich als am Tatort anwesender Gehilfe darin unterstiitzt, die Tat zu begehen. Dies
gilt erst recht mit Blick auf die von der Rechtsprechung — wenngleich inzwischen durch
das Kriterium des Tatherrschaftswillens einschrénkend modifiziert — dem Grunde nach
herangezogene subjektive Theorie (vergleiche Joecks in MiKo, § 25 Rz. 24 m.w.N.),
nach der der subjektiven Vorstellung des Beteiligten von seiner Beteiligungsrolle nach
wie vor grofles Gewicht zukommt.

9. Zu Artikel 1 Nummer 9 (8 176¢c Absatz 4 — neu — StGB)

In Artikel 1 Nummer 9 ist dem 8 176c¢ folgender Absatz anzufligen:
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»(4) In die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in
welcher der Téater auf behordliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. Eine
Tat, die im Ausland abgeurteilt worden ist, steht in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1
einer im Inland abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach deutschem Strafrecht eine solche
nach § 176 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 ware.”

Begriindung:

8§ 176¢c Absatz 1 StGB umfasst sémtliche Qualifikationstatbestdnde, die bislang als
schwerer sexueller Missbrauch in § 176a Absatz 1 und 2 StGB geregelt sind. So ist die
bisherige Regelung des § 176a Absatz 1 StGB nunmehr in § 176¢ Absatz 1 Nummer 1
StGB verortet.

Trotz der Ubernahme des bisherigen Regelungsgehalts sieht der Entwurf aber ohne
Grund davon ab, die hierauf bezogene und bisher in 8 176a Absatz 6 StGB enthaltene
Regelung zur Fristbestimmung und zur Einbeziehung von Auslandstaten zu tberneh-
men. Dieses augenscheinliche Versehen ist zu korrigieren.

10. Zu Artikel 1 Nummer 9a — neu — (8 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 StGB)

In Artikel 1 ist nach Nummer 9 folgende Nummer einzufiigen:

,9a.In § 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 werden die Worter ,,von mehreren* durch die
Worter ,,mit einem anderen Beteiligten* ersetzt.’

Begrundung:

Die Anderung zielt auf die Beseitigung weiterer Schutzliicken und Inkoharenzen im
Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches tber die Sexualstraftaten, von deren Be-
seitigung der Gesetzentwurf zur Bekampfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder ab-
gesehen hat, obgleich diese mit Blick auf eine moglichst folgerichtige und stringente
Regelungstechnik sowohl zum Schutz besonders vulnerabler Opfergruppen als auch
zum Schutz von Kindern erforderlich erscheint. Es handelt sich dabei samtlich um An-
derungen, die auch die Reformkommission zum Sexualstrafrecht in ihrem am
19. Juli 2017 vorgelegten Abschlussbericht vorgeschlagen hat (BMJV, Abschlussbe-
richt der Reformkommission zum Sexualstrafrecht, Baden-Baden 2017).

Die benannte Strafzumessungsregel des § 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 StGB wird
so gefasst, dass die Tatbegehung mit einem Gehilfen ausreicht. Es besteht kein sachli-
cher Grund dafur, diese Vorschrift enger zu fassen als § 224 Absatz 1 Nummer 4 StGB,
bei dem dies bereits de lege lata der Fall ist. Fur das Opfer erhoht sich die Gefahrlichkeit
der Tatbegehung unabhéngig davon, ob die Tater mittaterschaftlich agieren oder einer
der Mitwirkenden den anderen lediglich als am Tatort anwesender Gehilfe darin unter-
stutzt, die Tat zu begehen. Dies gilt erst recht mit Blick auf die von der Rechtsprechung
—wenngleich inzwischen durch das Kriterium des Tatherrschaftswillens einschrankend
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modifiziert — dem Grunde nach herangezogene subjektive Theorie (vergleiche Joecks
in MiKo, § 25 Rz. 24 m.w.N.), nach der der subjektiven Vorstellung des Beteiligten
von seiner Beteiligungsrolle nach wie vor grol3es Gewicht zukommit.

11. Zu Artikel 1 Nummer 13 (8 184b Absatz 2a — neu — StGB)

In Artikel 1 Nummer 13 § 184b ist nach Absatz 2 folgender Absatz einzufiigen:

»(2a) Wer ein Forum betreibt, das einer groReren Zahl von Personen zum Austausch
oder zur Verbreitung kinderpornographischer Inhalte dient, wird mit Freiheitsstrafe
nicht unter zwei Jahren bestraft.“

Begrindung:

Kinderpornographische Inhalte werden heutzutage nahezu ausschlief3lich online und zu
einem ganz wesentlichen Teil in Foren und Boards im Internet getauscht und verbreitet.
Die Betreiber derartiger Foren haben damit eine ,,Gatekeeper*“-Funktion, indem sie
nicht nur den zentralen Marktplatz fir den Austausch von Kinderpornographie schaf-
fen, sondern auch den Zugang hierzu regulieren. In den Foren wird letztlich die Grund-
lage fiir den Austausch von Kinderpornographie gelegt, der Nahrboden fiir weitere
Missbrauchstaten geschaffen und der Kontakt und Austausch zwischen Gleichgesinnten
erleichtert.

Im Gesetz spiegelt sich diese besondere Strafwirdigkeit nicht wider. Durch die ein-
schlagige Regelung des 8§ 184b StGB unter Strafe gestellt wird nur das Herstellen, Ver-
breiten, Besitzverschaffen und Besitzen von Kinderpornographie, nicht aber das Betrei-
ben einer auf die Verbreitung und Austausch gerichteten Infrastruktur.

Zwar kann das Verhalten des Betreibers — je nach Fallgestaltung — auch eine Tat nach
8§ 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 StGB, gegebenenfalls auch in Form ban-
denmaliger Tatbegehung nach § 184b Absatz 2 StGB, darstellen. Derartige Handlun-
gen beziehen sich aber immer nur auf konkretisier- und nachweisbare Einzelfalle und
kdnnen das Gesamtunrecht, das mit dem (fortlaufenden) Betrieb eines solchen Forums
verbunden ist, nicht hinreichend erfassen. Es ist daher geboten, fiir Falle des Betreibens
derartiger Foren eine Strafe anzudrohen, die tiber die flr Félle nach Absatz 1 angedrohte
Sanktion hinausgeht.

Auch gesetzgeberische Bestrebungen, das Betreiben von Handelsplattformen fir ille-
gale Waren unter Strafe zu stellen (vgl. den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines
Strafrechtsédnderungsgesetzes — Einfihrung einer eigenstandigen Strafbarkeit fir das
Betreiben von internetbasierten Handelsplattformen fir illegale Waren und Dienstleis-
tungen, BR-Drucksache 33/19 (Beschluss)), machen eine Sonderregelung fir Betreiber
in § 184b StGB nicht Gberflussig, da und solange eine derartige allgemeine Regelung
fur den Vertrieb hochst unterschiedlicher Produkte und Leistungen keine Mindeststrafe
in einer GrolRenordnung statuieren kann, wie sie fir den in besonderem Mal3e sozial-
schadlichen Betrieb von kinderpornographischen Foren notwendig ist.

12. Zu Artikel 3 Nummer 2 (8§ 23b Absatz 3 Satz 4 GVG):
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In Artikel 3 Nummer 2 sind in 8§ 23b Absatz 3 Satz 4 die Worter ,,innerhalb von sechs
Monaten* durch das Wort ,,alsbald* zu ersetzen.

Begriindung:

Entsprechend der Regelung fiir Richter in Insolvenzsachen in § 22 Absatz 6 Satz 3 GVG
erscheint es ausreichend, wenn der Erwerb der verlangten Kenntnisse ,,alsbald* nach
Ubertragung der neuen Aufgabe zu erwarten ist. Dies ermdglicht es, die Fortbildungs-
veranstaltungen nicht konzentriert auf einmal zu besuchen, sondern unter Berlcksich-
tigung dienstlicher Belange in zeitlich groReren Abstédnden absolvieren zu kénnen. Auf
diese Weise konnen parallel zu den Fortbildungen auch bereits erste eigene praktische
Erfahrungen im neuen Rechtsgebiet gesammelt werden, was erfahrungsgeman den Nut-
zen der Fortbildungen erhéht. Insbesondere aber wahrt nur eine solche flexible Rege-
lung die Gestaltungsfreiheit des Présidiums: Der Wechsel eines Richters in das Fami-
lienrecht muss unabhéngig vom aktuell zur Verfligung stehenden Fortbildungsangebot
veranlasst werden konnen. Die erstmals im Regierungsentwurf vorgesehene starre Frist
von sechs Monaten tragt den Belangen der Praxis insoweit nicht hinreichend Rechnung.

13. Zu Artikel 5 allgemein

a) Der Bundesrat begriRt das mit dem vorliegenden Gesetzentwurf verfolgte VVorha-

b)

ben, den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt zu ver-
bessern. Der Gesetzentwurf enthalt insbesondere deutliche Verbesserungen in fa-
miliengerichtlichen Verfahren.

Der Bundesrat hélt es jedoch fiir erforderlich, neben den beabsichtigten Anderungen
die praventiven MalRnahmen deutlich auszuweiten, insbesondere die Starkung von
Beratungsangeboten fiir Opfer von sexueller Gewalt und die Starkung der Qualifi-
zierung von Fachkraften in der Arbeit mit Opfern von sexueller Gewalt. Des Wei-
teren sollten Beteiligungs- und Beschwerderechte in Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe gestéarkt werden und Schutzkonzepte gegen korperliche, sexualisierte
und psychische Gewalt sowie andere Formen des Machtmissbrauchs fur Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe verpflichtend vorgesehen werden.

14. Zu Artikel 5 Nummer 3 (8 158 Absatz 2 Satz 1 FamFG)

In Artikel 5 Nummer 3 ist in § 158 Absatz 2 Satz 1 nach dem Wort ,,ist“ das Wort ,,ins-
besondere* einzufuigen.
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15.

16.

Begriindung:

Es handelt sich um eine prazisierende Klarstellung des Wortlauts des Gesetzentwurfs.
Mit der Einfligung des Wortes ,,insbesondere* soll bei der Rechtsanwendung der Gefahr
eines — ungewollten — Umkehrschlusses dahingehend, dass es sich bei der Aufzéhlung
um eine abschlieBende handeln kdnnte, vorgebeugt werden. Denn selbstredend soll
nach wie vor auch in anderen als den in Absatz 2 aufgezéhlten zwingenden Fallen die
Bestellung eines Verfahrensbeistands erfolgen, sofern dieses im Sinne des Absatzes 1
»Zur Wahrnehmung der Interessen des Kindes erforderlich ist*.

Zu Artikel 5 Nummer 3 (8§ 159 Absatz 2 Satz 2,

Satz 3 Fa-
mFG

In Artikel 5 Nummer 3 ist § 159 Absatz 2 wie folgt zu andern:

a) In Satz 2 sind die Worter ,,Nummer 3 ist* durch die Worter ,,Nummer 2 und 3 sind*
zZu ersetzen.

b) Satz 3 ist zu streichen.

Begriindung:

8 159 Absatz 2 Satz 2 FamFG ist nicht konsistent und anwenderfreundlich gefasst. Ab-
satz 1 sieht die zwingende personliche Anhdrung des Kindes und das Verschaffen eines
personlichen Eindrucks vor. Hiervon kann gemal Absatz 2 insbesondere dann abgese-
hen werden, wenn das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und
seinen Willen kundzutun (Nummer 2). Absatz 2 Satz 3 regelt indes, dass das Gericht
sich in Verfahren nach den 8§ 1666 und 1666a des Burgerlichen Gesetzbuchs auch dann
einen personlichen Eindruck von dem Kind zu verschaffen hat, wenn das Kind offen-
sichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun. Dieser
gesetzestechnische Mangel ist zu beheben, indem in § 159 Absatz 2 Satz 2 FamFG klar-
gestellt wird, dass in Verfahren nach den 8§88 1666 und 1666a des Biirgerlichen Gesetz-
buchs nicht nur Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, sondern auch Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
nicht anzuwenden ist. Durch diese Anderung wiirde § 159 Absatz 2 Satz 3 tberflissig,
weshalb dieser zu streichen ist.

Zu Artikel 5 Nummer 3 (8§ 159 Absatz 2 FamFG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prifen, ob in § 159 Ab-
satz 2 ein weiterer Ausnahmetatbestand aufgenommen werden sollte, der das Absehen
von einer personlichen Anhoérung des Kindes erméglicht, wenn nach der Durchfiihrung
eines Erdrterungs- oder Anhodrungstermins eine Kindeswohlgefahrdung offensichtlich
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nicht (mehr) zu besorgen ist.

Begriindung:

Aus der familienrichterlichen Praxis sind zahlreiche Beispiele von Verfahren wegen
Kindeswohlgefahrdung bekannt, in denen das Familiengericht am Ende eines Erorte-
rungstermins nach Anhérung der Eltern und des Jugendamtes zu der Einschéatzung ge-
langt, dass eine Kindeswohlgefahrdung aufgrund einer klaren, im Termin getroffenen
Absprache zwischen Eltern und Jugendamt offensichtlich nicht mehr vorliegt, und das
Verfahren in der Folge einstellt und von MaRnahmen nach den 88 1666 bis 1667 BGB
absieht. In derartigen Féllen scheint es — auch unter verfahrensékonomischen Gesichts-
punkten — nicht mehr gerechtfertigt, das Kind den Belastungen einer personlichen An-
horung durch das Gericht auszusetzen, zumal das Gericht ohnehin nach 8 166 Absatz 3
FamFG seine Entscheidung, von Malinahmen abzusehen, in einem angemessenen Zeit-
abstand Uberprifen muss.

17. Zu Artikel 5 Nummer 3a —neu — (8 162 Absatz 1 Satz 1a — neu —,
Absatz 2 Satz 3 — neu — FamFG)

In Artikel 5 ist nach Nummer 3 folgende Nummer einzufiigen:
,3a. § 162 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingeflgt:

,Das Gericht hat mit dem Jugendamt auch die Umsetzbarkeit und Umset-
zung geplanter Malinahmen zu erértern.”

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

,»ZU der Beteiligung gehort auch die ausreichende und umfassende Infor-
mation Uber entscheidungserhebliche Tatsachen.* ¢

Begrundung:
Zu Buchstabe a:

Um sicherzustellen, dass das Gericht tatsachlich geeignete MalRnahmen zur Gefahren-
abwehr trifft, wird klarstellend ausdriicklich eine Pflicht des Gerichts in das Verfah-
rensrecht aufgenommen, mit dem Jugendamt die Umsetzbarkeit und Umsetzung der
jeweiligen Malinahme zu erdrtern, bevor es eine entsprechende Anordnung trifft. Im
Hinblick auf die Umsetzbarkeit und Umsetzung einer Malnahme ist dabei vor allem
auch zu erdrtern, wie das Jugendamt die Umsetzung der gerichtlich angeordneten Mal3-
nahmen Gberprifen kann und ob es das auch tun wird.

Die mit interdisziplindrer Expertise besetzte baden-wurttembergische Kommission
Kinderschutz hat im Zuge der umfassenden Aufarbeitung des sogenannten ,,Staufener
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Missbrauchsfalls* festgestellt, dass eine solche Erdrterung in der Praxis teilweise unter-
bleibt. Etwaige Defizite in der Kommunikation zwischen Gericht und Jugendamt gilt
es, im Sinne einer Effektivierung des Kinderschutzes — einer effektiven Durchsetzung
der gerichtlichen SchutzmalRnahmen — unbedingt zu beheben. Die Anhérung nach § 162
FamFG bietet sich als Rahmen einer solchen Erdrterung an.

Die Zustandigkeitsverteilung zwischen Jugendamt (das fiir die Uberwachung der ge-
richtlich angeordneten MalRnahmen zusténdig ist) und Gericht (das nach dem Gesetz
lediglich berufen ist, in angemessenen Abstanden seine Entscheidung zu tberprifen)
wird durch die Neuregelung nicht bertihrt. Ein Mehraufwand oder gar eine Verlagerung
von Aufgaben der Jugendamter auf die Gerichte ist nicht zu befiirchten.

Gerade wegen der fortbestehenden Zustandigkeitsverteilung ist es in Klarstellung der
geltenden Rechtslage unabdingbar, vor gerichtlicher Anordnung einer Malinahme mit
dem fiir die Uberwachung zustandigen Jugendamt zu klaren, ob die angedachte MaR-
nahme umsetzbar ist und in diesem Zusammenhang, wie sich das Jugendamt die Um-
setzung vorstellt. Nur dann ist gewéhrleistet, dass das Gericht eine Malinahme anordnet,
deren Umsetzung realistisch ist, gerade weil das Jugendamt fiir die Uberwachung der
Umsetzung zustindig ist. Im Ubrigen bleibt die Befugnis des Richters unberiihrt, in
richterlicher Unabhangigkeit nach pflichtgemaRem Ermessen (ber die zum Kinder-
schutz im Einzelfall erforderlichen Malinahmen entsprechend den gesetzlichen Kaute-
len zu entscheiden.

Zu Buchstabe b:

Vor dem Hintergrund der Stellung des Jugendamtes als Verfahrensbeteiligter in Ver-
fahren gem. den 8§ 1666, 1666a BGB (§ 162 Absatz 2 Satz 1 FamFG) muss gewahr-
leistet sein, dass das Familiengericht vor seiner Entscheidung Tatsachen an das Jugend-
amt Ubermittelt, die fur das Jugendamt nicht zugénglich, fir die Wahrnehmung seiner
Stellung als Verfahrensbeteiligter aber erforderlich sind. Diesem Ziel dient die Ande-
rung.

18. Zu Artikel 5 Nummer 3a — neu — (8 163 Absatz 3 — neu — FamFG)

In Artikel 5 ist nach Nummer 3 folgende Nummer einzufiigen:
,3a. 8§ 163 wird wie folgt geéndert:

a) Der Uberschrift werden die Worter ,,und Beratung durch Sachverstandige*
angefugt.

b) Folgender Absatz wird angefiigt:

,»(3) Das Gericht kann auch die beratende und unterstiitzende Beiziehung eines
Sachverstéandigen anordnen.* ¢

Als Folge ist
Artikel 5 Nummer 1 wie folgt zu fassen:

,1. Die Inhaltstuibersicht wird wie folgt geandert:
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a)
b)

Die Angabe zu § 158 wird durch ... < weiter wie Gesetzentwurf >

Die Angabe zu § 163 wird wie folgt gefasst:

,»8 163 Sachverstandigengutachten und Beratung durch Sachverstandige

Begriindung:

Die Maglichkeit des Gerichts, nach pflichtgeméliem Ermessen von Amts wegen einen
Sachverstéandigen nicht nur zur Begutachtung, sondern auch als Berater und Unterst(t-
zer (etwa auch im Rahmen einer schwierigeren Kindesanhorung) heranzuziehen, be-
steht nach herrschender Auffassung bereits nach geltendem Recht. Hiervon wird jedoch
nur zuriickhaltend Gebrauch gemacht, obwohl dies gerade in Kinderschutzverfahren
wunschenswert sein kann. Es wird daher nun in § 163 FamFG deutlicher als bisher ge-
regelt, dass sich das Gericht zur fachlichen Unterstlitzung der besonderen Sachkunde
von Sachverstandigen auch unabhéngig von einer Beweisaufnahme verfahrensbeglei-
tend zu Beratungszwecken und zur Unterstlitzung (etwa im Rahmen der Kindesanho-
rung) bedienen kann. Eine entsprechende Verdeutlichung ist in 8§ 144 ZPO durch das
Gesetz zur Regelung der Wertgrenze fiur die Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsa-
chen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten sowie zur Anderung weiterer
zivilprozessrechtlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 erfolgt (vgl. BT-Druck-
sache 19/13828, Seite 18/19).

Die klarstellende Regelung zielt darauf ab, die Mdglichkeit der beratenden Un-terstit-
zung durch einen Sachverstandigen zu verdeutlichen und zu ihr zu animieren. Eine sol-
che fachliche Beratung des Gerichts ist gerade in Kinderschutzféllen sinnvoll, zum Bei-
spiel, weil der Sachverstandige aufgrund vorheriger gutachterlicher Exploration schon
Zugang zu dem Kind hat oder weil bei einem ,,verschlossenen® Kind der psychologisch
gebildete Sachverstandige das Gericht dabei unterstiitzen kann, dass sich das Kind 6ff-
net.

19. Zu Artikel 5 Nummer 3a — neu — (8 166 Absatz 2a — neu — FamFG)

In Artikel 5 ist nach Nummer 3 folgende Nummer einzufiigen:

,3a. In 8 166 wird nach Absatz 2 folgender Absatz eingefugt:

»(2a) Wird eine Anordnung nach 8 1666 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuchs
getroffen, hat das Gericht in angemessenen Zeitabstanden zu berprifen, ob die

Anordnung umgesetzt wurde und die Manahme wirksam ist.

Begrundung:

Aus dem Wortlaut des § 166 Absatz 2 FamFG ist nicht erkennbar, ob die Uberpriifung
von nach § 1666 Absatz 3 BGB angeordneten Malinahmen lediglich mit Blick auf deren
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maogliche Aufhebung oder auch mit Blick auf ihre Einhaltung oder mogliche Erweite-
rung erfolgen soll. Durch die Regelung soll namlich eigentlich sichergestellt werden,
dass die VerhéltnismaRigkeit der gerichtlichen Malinahme regelmaliig uberwacht und
diese bei Wegfall der Kindesschutzgriinde gem. § 166 Absatz 1 FamFG i. V. m. § 1696
Absatz 2 BGB aufgehoben wird (Hammer, in: Pritting/Helms, FamFG, 4. Aufl. 2018,
8§ 166 Rn. 15; Volker/Clausius/Wagner, in: Kemper/Schreiber, Familienverfahrens-
recht, 3. Aufl. 2015, Rn. 3, beck-online; Kemper, in: Saenger, Zivilprozessordnung, 8.
Aufl. 2019, Rn. 4, Dbeck-online; Zorn, in:  Bork/Jacoby/Schwab,
FamFG, 3. Aufl. 2018, Rn. 10; vgl. auch BT-Drucksache 16/6308, S. 242). Es wird
daher nun zumindest klarstellend im neuen Absatz 2a die Verpflichtung des Familien-
gerichts aufgenommen, eine entsprechende Anordnung in angemessenen Zeitabstdnden
auch daraufhin zu tberprifen, ob sie umgesetzt wurde und die Malinahme wirksam ist.

Eine Verénderung der Zustandigkeitsverteilung zwischen Familiengericht (das nach
8 166 FamFG — schon jetzt nach Absatz 2 und 3 — nur verpflichtet ist, seine Entschei-
dung in angemessenen Zeitabstdnden zu Uberprifen) und Jugendamt (das die Situation
laufend zu Uberwachen hat) ist indes nicht Gegenstand der Neuregelung. Vielmehr hélt
sich die Neuregelung ganz bewusst innerhalb des bestehenden Systems des 8§ 162 Fa-
mFG.

20. Zu Artikel 5 Nummer 5a — neu — (8 213 Absatz 1 Satz 1 FamFG)

In Artikel 5 ist nach Nummer 5 folgende Nummer einzuftigen:

,5a. In 8 213 Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort ,,nach“ die Angabe ,,8 1 und* und
werden nach dem Wort ,,Haushalt* die Worter ,,der verletzten Person oder des
Taters“ eingefugt.

Begriindung:

Entscheidungen nach 8 1 GewSchG missen nach der Regelung des § 213 Absatz 2 Fa-
mFG derzeit nicht den Jugendamtern mitgeteilt werden. Auch eine Anhérung des Ju-
gendamts in Verfahren nach § 1 GewSchG ist in 8 213 Absatz 1 FamFG nicht vorgese-
hen. Auch in diesen Fallen kdnnen jedoch Kinder und Jugendliche, die mit der verletz-
ten Person oder dem Tater in einem Haushalt leben, mittelbar betroffen sein, weshalb
8§ 213 entsprechend geéndert werden soll (hierfur bereits Staudinger/Durbeck (2019)
BGB § 1684, Rn. 324).

Von einer gelegentlichen Ersetzung der Formulierung ,,wenn Kinder in dem Haushalt
leben® durch die prazisere Formulierung ,,wenn mindestens ein Kind in dem Haushalt
lebt” (vgl. Keidel, FamFG, FamFG 8 213 Rn. 2, beck-online; BeckOK FamFG/Schliin-
der, 34. Ed. 1.4.2020, FamFG 8§ 213 Rn. 3; Haulileiter, FamFG, FamFG § 213 Rn. 9,
beck-online) ist abgesehen worden. Dadurch waren Folgednderungen etwa in 8 212 Fa-
mFG, § 2 Absatz 6 Satz 2 GewSchG und 8§ 1361b Absatz 1 Satz 2 BGB erforderlich
geworden. Das vorliegende Gesetz soll jedoch bewusst auf die punktgenaue Verbesse-
rung des Kinderschutzes beschrankt werden.



Drucksache 19/24901 -92- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

21. Zu Artikel 6 Nummer 1 Buchstabe a (§ 37 Absatz 1 Satz 3 JGG):

In Artikel 6 Nummer 1 Buchstabe a sind in 8 37 Absatz 1 Satz 3 die Worter ,,innerhalb
von sechs Monaten* durch das Wort ,,alsbald* zu ersetzen.

Begriindung:

Entsprechend der Regelung fiir Richter in Insolvenzsachen in § 22 Absatz 6 Satz 3 GVG
erscheint es ausreichend, wenn der Erwerb der verlangten Kenntnisse ,,alsbald* nach
Ubertragung der neuen Aufgabe zu erwarten ist. Dies ermdglicht es, die Fortbildungs-
veranstaltungen nicht konzentriert auf einmal zu besuchen, sondern unter Berlicksich-
tigung dienstlicher Belange in zeitlich groReren Abstédnden absolvieren zu kénnen. Auf
diese Weise konnen parallel zu den Fortbildungen auch bereits erste eigene praktische
Erfahrungen im neuen Rechtsgebiet gesammelt werden, was erfahrungsgeman den Nut-
zen der Fortbildungen erhéht. Insbesondere aber wahrt nur eine solche flexible Rege-
lung die Gestaltungsfreiheit des Présidiums bzw. der Behdrdenleitung: Der Wechsel
eines Richters oder Staatsanwalt in das Jugendstrafrecht muss unabhangig vom aktuell
zur Verfligung stehenden Fortbildungsangebot veranlasst werden kénnen. Die erstmals
im Regierungsentwurf vorgesehene starre Frist von sechs Monaten tragt den Belangen
der Praxis insoweit nicht hinreichend Rechnung.
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Anlage 3

GegenauBerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung duRert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates prufen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 4a - neu - — § 145a Satz 1 StGB)

Die Bundesregierung verweist hierzu auf ihre Stellungnahme vom 21. Oktober 2020 zum Entwurf des Bundesra-
tes eines ... Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches — Starkung der Fiihrungsaufsicht (Bundestagsdrucksa-
che 19/23570).

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa - neu - —
8 174 Absatz 1 Nummer 1 StGB,
Doppelbuchstabe bb - neu - -
§ 174 Absatz 1 Nummer 2 StGB,
Doppelbuchstabe cc — § 174

Absatz 1 Satz 2 StGB,
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa - neu - — § 174
Absatz 2 einleitender Satzteil StGB,
Doppelbuchstabe bb - neu - -
8 174 Absatz 2 Nummer 1 StGB,

Doppelbuchstabe cc - neu - —
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8§ 174 Absatz 2 Satz 2 - neu - StGB,
Buchstabe ¢ - neu - — § 174 Absatz 3 - neu - StGB
und

Buchstabe d — § 174 Absatz 5 StGB)

Die Bundesregierung lehnt die Vorschlége des Bundesrates fur das laufende Gesetzgebungsverfahren ab. Die
Vorschlége, die auf Empfehlungen der Reformkommission zum Sexualstrafrecht beruhen, wird die Bundesre-
gierung jedoch im Zusammenhang mit einer umfassenden Reform des Sexualstrafrechts beriicksichtigen (siehe

zu Nummer 1).

Zu Nummer 4  (Artikel 1 Nummer 6 — § 174a Absatz 1, 2 StGB)

Die Bundesregierung lehnt die Vorschlége des Bundesrates fur das laufende Gesetzgebungsverfahren ab. Die
Vorschlége wird die Bundesregierung jedoch im Zusammenhang mit einer umfassenden Reform des Sexual-

strafrechts berticksichtigen (siehe zu Nummer 1).

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nummer 7 — § 174b Absatz 1 StGB)

Die Bundesregierung verweist auf die Antwort zu Nummer 4.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe a - neu - — § 174c Absatz 1 StGB,
Buchstabe b - neu - Doppelbuchstabe aa - neu - -
§ 174c Absatz 2 Satz 1 StGB,
Doppelbuchstabe bb - neu - -
§ 174c Absatz 2 Satz 2 - neu -
StGB)

Die Bundesregierung verweist auf die Antwort zu Nummer 4.
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Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 9 — § 176 Uberschrift StGB,
§ 176a Uberschrift StGB,
§ 176b Uberschrift StGB,
§ 176¢ Uberschrift, Absatz 1 StGB,
§ 176d Uberschrift, Absatz 1 StGB)

Die Bundesregierung wird die VVorschlage des Bundesrates prifen.
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Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nummer 9 — 8§ 176 Absatz 3 - neu - StGB,
§ 176¢ Absatz 1 Nummer 2, 3 StGB)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates zur Einfilhrung einer Strafzumessungsregelung fiir
minder schwere Falle in § 176 des Strafgesetzbuches (StGB) ab. Sexualisierte Gewalt kann Kindern grofles Leid
zufiigen und sie fir ihr Leben lang traumatisieren. Durch die Anderungen, die der Gesetzentwurf vorsieht, soll
sich das schwere Unrecht solcher Taten stérker als bisher im StrafmaR widerspiegeln. Aus Griinden der Verhalt-
nismaligkeit sieht § 176 Absatz 2 StGB flr fast gleichaltrige Personen eine Ausnahmeregelung vor, die unter

bestimmten Voraussetzungen ein Absehen von Strafe erlaubt.

Die Bundesregierung wird die VVorschldge zu 8 176¢ StGB priifen.

Zu Nummer 9  (Artikel 1 Nummer 9 — § 176¢ Absatz 4 - neu - StGB)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zu.

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nummer 9a - neu - — 8 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 StGB)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates fiir das laufende Gesetzgebungsverfahren ab. Er
dient nicht vorrangig der Verbesserung des Schutzes von Kindern. Den Vorschlag wird die Bundesregierung
jedoch im Zusammenhang mit einer umfassenden Reform des Sexualstrafrechts berticksichtigen (siehe zu Num-

mer 1).

Zu Nummer 11 (Artikel 1 Nummer 13 — § 184b Absatz 2a - neu - StGB)

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundesrates grundsatzlich zu. Die Bundesregierung halt es aber
fiir vorzugswiirdig, eine generelle Regelung fiir das Betreiben von kriminellen Handelsplattformen im Internet zu

schaffen. Ein entsprechender Gesetzentwurf befindet sich in der Ressortabstimmung.

Zu Nummer 12 (Artikel 3 Nummer 2 — § 23b Absatz 3 Satz 4 GVG)
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Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Der Zeitraum von einem halben Jahr gestattet es,
neben den persdnlichen Mdglichkeiten der Betroffenen auch die dienstlichen Rahmenbedingungen und die ver-
fligbaren richterlichen Fortbildungsangebote zu berticksichtigen. Der Begriff ,,alsbald* ist aufgrund seiner Unbe-
stimmtheit nicht in gleicher Weise geeignet, den zeitnahen Erwerb der erforderlichen Kenntnisse sicherzustellen.

Madglichen personalwirtschaftlichen Schwierigkeiten wird durch die Inkrafttretensregelung Rechnung getragen.

Zu Nummer 13 (Artikel 5 allgemein)

Die Bundesregierung teilt das Anliegen des Bundesrates. Mit dem Gesetzentwurf zum neuen Kinder- und Jugend-
starkungsgesetz wird die Bundesregierung in zentralen Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe wichtige gesetzli-
che Anderungen umsetzen, die zur Pravention bzw. der Aufdeckung von sexuellem Kindesmissbrauch beitragen.
Beispielsweise sollen Kinder und Jugendliche einen eigenen, uneingeschrankten Beratungsanspruch gegeniiber

der Kinder- und Jugendhilfe erhalten, damit sie sich einfacher selbst Hilfe holen kdnnen.

Die Strafverfolgungsbehdrden sollen in erweitertem Umfang zur Mitteilung an die Jugendamter verpflichtet wer-
den, wenn in einem Strafverfahren gewichtige Anhaltspunkte furr die Gefdhrdung des Wohls eines Kindes oder

eines Jugendlichen bekannt werden.

Aber auch die grundsitzlichen gesetzlichen Anderungen im Bereich Kinderschutz, wie etwa die Stirkung der
Heimaufsicht und die Verbesserung der Kooperation zwischen Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitswesen,
sollen dazu beitragen, die Pravention von sexuellem Missbrauch und Gewalt und die Aufdeckung solcher Taten

Zu verbessern.

Zu Nummer 14 (Artikel 5 Nummer 3 — 8 158 Absatz 2 Satz 1 FamFG)

Die Bundesregierung lehnt den VVorschlag des Bundesrates ab. Die Einfligung des Wortes ,,insbesondere® in § 158
Absatz 2 FamFG entspricht nicht der abgestuften Struktur der Norm: Absatz 2 regelt die Félle, in denen wegen
der besonderen Grundrechtsrelevanz ausnahmslos und unabhéngig von den Umstédnden des Einzelfalls die Be-
stellung eines Verfahrensbeistandes zwingend erforderlich ist. Diese Félle sind abschlieRend aufgefiihrt. In Absatz
3 werden dagegen Regelbeispiele genannt, nach denen ein Verfahrensbeistand zwingend zu bestellen ist, wenn
dies nicht aufgrund in der Entscheidung zu begriindender besonderer Umsténde des Einzelfalls ausnahmsweise
entbehrlich ist. In den ubrigen Kindschaftssachen ist nach der allgemeinen VVorgabe in Absatz 1 die Bestellung
vorzunehmen, wenn ein entsprechendes Erfordernis zur Wahrnehmung der Kindesinteressen vorliegt. Wann dies
der Fall ist, ergibt sich aus den Umstanden des Einzelfalls unter Beriicksichtigung der von der Rechtsprechung
hierzu entwickelten Kriterien und entschiedenen Féllen, woflr die Fallgruppen der Absétze 2 und 3 als Orientie-

rung dienen kénnen.
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Zu Nummer 15 (Artikel 5 Nummer 3 — § 159 Absatz 2 Satz 2, Satz 3 FamFG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates prufen.

Zu Nummer 16 (Artikel 5 Nummer 3 — § 159 Absatz 2 FamFG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Die personliche Anhérung des Kindes ist aufgrund
der Subjektstellung des Kindes und des Rechts des Kindes auf rechtliches Gehor geboten und entspricht der
Gleichbehandlung der Beteiligten im Verfahren. Zudem ist die Anhorung des Kindes eine der zentralen Erkennt-
nisquellen fur das Familiengericht. Aus der Anhorung kénnen sich wichtige Informationen ergeben. Diese kdnnen
etwa einen bislang Ubersehenen Gefahrdungsaspekt, Fragen der angemessenen Hilfen oder auch Wiinsche des
Kindes nach Veranderungen betreffen, welche gepriift und erortert werden sollten. SchlieRlich erscheint der vom
Bundesrat zur Diskussion gestellte Ausnahmetatbestand zu unprazise, um zu gewéhrleisten, dass in Féllen sexu-

alisierter Gewalt gegen Kinder stets eine Anhorung durchgefihrt wird.

Zu Nummer 17 (Artikel 5 Nummer 3a - neu - — § 162 Absatz 1 Satz l1a - neu -,

Absatz 2 Satz 3 - neu - FamFG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates prufen.

Zu Nummer 18 (Artikel 5 Nummer 3a - neu - — § 163 Absatz - neu - FamFG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Die fachliche Unterstiitzung des Gerichts wird im
Verfahrensrecht bereits umfangreich und in ausreichender Weise erméglicht. Diese erfolgt durch die Mitwirkung
des Jugendamtes (8 162 FamFG), die Bestellung eines Verfahrensbeistandes (§ 158 FamFG) sowie durch die
Einholung eines qualifizierten Sachverstandigengutachtens (§ 163 FamFG). Eine dartiberhinausgehende sachver-
stdndige Beratung und Unterstiitzung des Gerichts ware intransparent und wiirde die unterschiedlichen Aufgaben

und Kompetenzen von Sachverstandigen und Gericht verwischen.
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Zu Nummer 19 (Artikel 5 Nummer 3a - neu - — § 166 Absatz 2a - neu - FamFG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. In § 166 Absatz 2 FamFG ist bereits eine unein-
geschrankte Pflicht des Gerichts geregelt, 1anger dauernde kinderschutzrechtliche MalRnahmen in angemessenen
Zeitabstanden zu Uberprifen. Die Prifung der Umsetzung und Wirkung gerichtlicher Anordnungen nach § 1666
Absatz 3 des Biirgerlichen Gesetzbuches ist dartiber hinaus Teil des Schutzauftrags des Jugendamtes geméaR § 8a

des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 20 (Artikel 5 Nummer 5a - neu - — § 213 Absatz 1 Satz 1 FamFG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates prufen.

Zu Nummer 21 (Artikel 6 Nummer la — § 37 Absatz 1 Satz 3 JGG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Der Zeitraum von einem halben Jahr
gestattet es, neben den personlichen Mdglichkeiten der Betroffenen auch die dienstlichen Rahmenbe-
dingungen und die verfugbaren richterlichen Fortbildungsangebote zu bericksichtigen. Der Begriff
»alsbald” ist aufgrund seiner Unbestimmtheit nicht in gleicher Weise geeignet, den zeithahen Erwerb
der erforderlichen Kenntnisse sicherzustellen. Mdglichen personalwirtschaftlichen Schwierigkeiten

wird durch die Inkrafttretensregelung Rechnung getragen.



	Platz der Republik 1
	Sehr geehrter Herr Präsident,
	Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt
	gegen Kinder
	Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.
	Federführend ist das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz.
	Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung des neuen § 184l in den 13. Abschnitt des StGB.



